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!iber 2. Tagung des Ausschusses JUNGE UNION in Deutschland 
• 

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

L o r e n z • Lei t,er der JUNGEN UNION' Berlins• erö·ffnet die 
Konferenz und flihrt einleitend aus, dass die Versammlung sich klar 
darüber werden �Usste, auf welchem Wege und inwieweit Verlautbarungen 
�ber die Tagung nach auasen kommen sollen. Die Presse sei grundsätz­
lich nicht zugelassen. Ein Presseausschuss könne sich aus Vertretern 
Jer Parteipresse zusammensetzen. Dieser Ausschuss· habe die Aufgabe,
das. was herausgegeben werden solle, zu formulieren. 

Zur Geschäftsordnung wird beantragt, zunächst die Wahl des vors:i.t· 
�enden für diese Tagung vorzunehmen. Es wird als Vorsitzender 
L o r � n z vorgeschlagen. Der Vorschlag wird von Württemberg unter­
stützt. Sa g  n e r  beantragt, nicht nur die Tagungsleitung für den 

� einen Tag zu wählen, sondern flir die gesamte Tagung .ein Präsidium z.u
,.._,berufen. von etwa 5 Personen, das von sich aus jeden 1/2 Tag in der 

Tagungsleitung wachsel�. Obgleich die Zustimmung der meisten Tagungs­
teilnehmer zu diesem Antrag zu erkennen ist, wird der Antrag gestellt. 
zu.nächst den Leiter für den ersten Tag zu wählen, dann liber die Wahl 
eines Präsi�lwns abzustimmen. Sa g n e r  bleibt jedoch bei seinem 
Antrag, cter nach Abstimmung angenommen wird. Für das Präsidium v-orge„ 
schlagen werden die Herren: 

Bruno Six, Dttsseldorf, 
Fred Sagner, Berlin 
Peter Lorenz, Berlin 
Ha:unhorst, Bayern, 
Krezdorn, Süd-Wlirttemuerg, 
Frl. Bubner, Thliringen, 
Huber, Baden. 

K 1 a 11 c k „ Berlin, stellt de11 Antrag, dieses an sich nur ftil- 5 :Pet ...
eonen vorgesehene Gremium auf 7 Personen zu erweitern.- Der Ant.rag wird 
angenommen. Es wird gegen l Stimme beschlossen, das Präsidium in der 

evorgeschlagenen Zusammensetzung mit der künftigen Versammlungsleitung 
z-µ betrauen. Die j_eweilige Tagungsleitung soll inn�rhalb des Präsidiwns 
beschlossen werden. Flir den 28.5. wird Lo r e n z  , Berlin, mit der 
Versammlungsleitung bea;uftragt • 

. L o r e n z übernimmt die Yersamm ungsleit-ung und gibt zunächst 
Kl;!m1tnis, da.ss die hessische Delegation sowie Herr Strickst.ra.k a:n der 
Sitzung leider nicht teilnehmen können,. Er gi'bt weiter ein.e Einladung 
der ame.rikaniechen Militärregierung zu einem Empfang am N"achmi ttag be•-­
kann t und stellt zur Diskussion, ob die Einladung wegen der Kürze der 
dann noch fü.r die Tagung zur Verfügung stehenden Zeit angenommen werden 
soll. Die �iskussion ergibt, unter allen Umständen diese Einladung 
anzunehmen. Evtl. könne nach diesem Empfang noch weiter diskutiert 

, werden .. 
· 

Zur Geschäftaor�nu.ng wird. beantragt, zunächst den Presseaussoh'lll:i� 
ZH bilden. ·vorgeschlagen und gewählt werd n: 

Scheidemanu, Schleswig Holstein,
Pressereferent von Hamburg r 

· ·�
Edith-Marga Lindner, Berlin, 
Ziegler, Sttd-Baden. 
Franke, Bayern. 

� . \ . 
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zur Tagesordnung erklärt Herr Butterhof, Bayern, dass das breu­
nendste Problem die Frage der zuktinftigen Gestaltung Deutschlands 
sei. Diese .Frage dürfe nicht erst am Schlusp behandelt werden. Es 
bestehe dann erneut die Gefahr wie in Königstein, dass man nicht zu 
einer wirklichen·Eehandlm1g dieses Themas komme. Er stellt daher den 
Antrag� am 2. Tag (Donnerstag, 29.5.1947) ltber das Referat "Der neue 
Staatsaufbau• zu diskutieren und unter diesem Hauptpunkt auch die 
wirtschaftlichen und sozialen Fragen als Unterpunkte zu behandeln. 
Diese Debatte könne dann am Freitag fortgesetzt werden. 

Herr Rom b ach , Nordrhein=Westfalen, erklärt, es sei dop=
pelte .Arbe.it, wenn eich die JUNGE UNION um die Heraus�beitw:lg von 
Dingen bemfihe, die bereits in den Ausschüssen der UNION sowie in der 
Arbeitsgemeinschaft CSU/CDU. bearbeitet werden. Zunächst sollte die 
JUNGE UNION festzustellen versuchen, was dort bereite verhandel�wurde 
und zu welchen Ergebnissen man gekommen sei. 

1 

Hierzu erklärt Herr Butterhof, Bayern, dass die Heppenheimer Ent­
würfe, die sich in Händen der JUNGEN.UNION befänden, wohl als brauch= 
bare Verhandlungsbasis, aber nicht als mehr bezeichnet werden könnten. 
Es sei notwendig, dass sich hierzu jedes Gremium der Union äussere. 911 Der Standpunkt der JUNGEN UNION stehe noch aus. 

K l a u  c k ,  Berlin, fügt hinzu, dass die JUNGE UNION unter 
ganz anderen Gesichtspunkten an die Dinge herangehen werde als die 
älteren Parteifreunde. Deshalb sei es ausserorde�tlich wichtig, dass 
auch die JUNGE UNION ihren Standpunkt hierzu zur Gel tun.g bringe. 
Klauok ist weiter der Auffassung, dass es unmöglicµ sei, die Fragen 
über Wirtschaftsstruktur usw. als Unterpunkte zu behandeln. Er stellt 
daher den Antrag, die Wirtschaftsfragen als 3. Punkt der Tagesordnung 
am ·Freitag zu behandeln, auch auf die Gefahr hin, dass d·ann einige , 
Fragen bei der Verfassung hinsichtlich der Wirtschaftsprobleme nicht 
endgültig behandelt werden können. Die Wirt�chaftsfragen seien nicht 
das allein Entsc�eidende für die Verfassung. 

Herr R o m  b ach stellt den Antrag, den Vorschlag von König­
stein hinsichtlich der Bildung eines Verfassuhgsausschusses innerhalb 
der JUNGEN UNION, der wirklich von Fachleuten besetzt wird, erneut 
aufzugreifen. 

Den Abschluss der Debatte bildet die einstimme Annahme des An-
-­trages, die beiden Referate vom Donnerstag und Freitag auszutauschen 

in der Weise, dass bereits am Donnerstag in die Behandlung des Themas 
wner neue Staatsaufbau" eingetreten wird. 

Lo r e n z  bittet dann Herrn S i  x, Düsseldorf, mit seinem 
Referat wnie geistige Situation unserer Zeitfl zu beginpen. In die 
Diskussion werde dann nach dem Mittagessen eingetreten. 

Referat Dr. Si xi

Es mag eine Frage sein, ob man zu Beginn einer politischen Tagung 
ein Referat ttber die geistige Situation halten soll oder nicht. Es 
mag Situationen geben, wo dieses vollständig überflüssig ist. Es mag 
auch Iänder geben, in denen ein solches Referat überfltissi'g wäre.Un­
sere deutsche Situation scheint mir anders zu .sein. Wir Deutschegel= 
ten als belastet mit methaphysischen Anschauungen, Erwägungen, Begru.n­
dungen usw. Wir Deutsehen leiden darunter. Wir können dieses Erbe un­
serer Väter nicht einfach ausschalten und von heute auf morgen über 
Bord werfen. Unsere Politik wäre-leichter, wenn sie sich nur mit den 
oberflächlichen Begebenhei�en zu beschä�tigen brauche. Unsere deutsche 
Seele ist jedoch so reich und so tiefgründig, dass wir immer wieder 
·versuchen, zu den letzten Dingen·vorzustosaen. Politisch 
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ias eine Belastung, menschlich jedoch eine Bereicherung„ Wtirdel'.l wir 
die Dinge plötzlich nur oberflächlich sehen, wüfden wir do.ch nicht 
zu einer erfolgreichen Politik kommen. Würde diese nationale Belastung_ 
ausgeschaltet werden. würde unsere politische Geschichte wahrschein­
lich auch nicht besser werden. In einer zeit, wo alles um und in uns 
aufgewühl·t ist• können wir nicht d,arauf verzichten, ohne einen ttber­
blick über die geistige Lage an die Ordnung im öffentlichen Leben he:r·­
anzugehen. Das ist ja schliesslich Politik. Es handelt sich darum, 
einen kurzen U'berblick ü.ber unsere geistige Situatio.n zu bekommen,. 
die geistigen Grundkräfte zu erkennen, die gegenwärtig in unserem 
Volke masagebend sind, und daraus das zu gewinnen, was für die Poli­
tik der jungen Generation ausschlaggebend ,sein wird, die geistigen 
Mittel zu sehen, die wir brauchen, um ein neues Deutschland aufbauen 
zu können, Wir sin� nicht. einfach der Nachwuchs einer politischen. Par­
tei, sondern wir sind eine politische Bewegung. Wir sind die Partei 
von morgen, und es ist sehr leicht möglich, dass wir ü.ber diese Part�i 
von heute.wesentlich hinausgehen mUssen. Festzustellen, ob die geisti­
gen Kräfte in uns nooh lebendig sind oder ob sie überhaupt erst ge­
sucht werden müssen, ist.der Sinn des Referats. Deshalb ist es auch 
richtig, das Refera·t an den :Anfang einer Tagung zu stellen.· Zuerst 
muss man wissen, nach welchen .Richtmassen das Haus gebaut werden soll.

Dann kann eine Seele in dieses Haus hineinwachsen. 
Die theoretischen \/issenschaften Philosophie und Theologie, sind 

der tiefste Grund des geistigen Lebens. Es entsteht die Frage, ob es 
so etwas überhaupt schon in Deutschland gibt. Ein organisiertes Gei­
stesleben ist ein Unding, weil sich der Geist nicht organisieren läßt $
(Beispiel Nationalsozialismus, Napoleon). Es sind jetzt nicht mehr die 
Waffen �ines Kriegshandwerks, aber die Waffen einer grossen physischen 
Not, die das geistige Leben niederhalten. Es wird jedem Beobachter in 
Deu.tschland j edo eh auf fallen, ct.ass sich 1n Deutschland. wieder eit;:t ge i�• 
stiges Leben trotz aller Not und Bedrängnis entwickelt. Besonders die 
Universitäten geben davori ein Zeugnis. Unter welchen Opfern die Studen•• 
ten die Vorlesungen besuchen, ist 'allen der beste Beweis dafür, dass 
das geistige L.eben nicht Ausdruck der ökonomischen Verhäl tnisee ist, 
sondern etwas durchaus Eigenständiges und Notwendiges, dass zwar die 
ökonomischen Verhältnisse auf das geistige Leben einwirken, es aber 
nicht niederhalten könne•n. 

ln der Philosophie ist die Existenzphiloeophi vorherrschend. Es 
_ist die Philosophie, die sich mit der menschlichen Existenz b.eschä.f­
tigt, mit der Frage, ob die menschliche Existenz überhaupt das letzte 
ist, ob d r Mensch eich in er Existe,nz begreift und vollzieht� Für 
unsere so bedrohte Existenz in sämtlichen Schichten des menschlichen 
Lebens ist die Frage nach dem Sinn des menschlichen Lebens wieder be, 
sonders brenneud geworden. Durch dies·e Tatsache wächst- die ganze 
Menschheit i.n de.r Erkenntn 1s, dass der letzte Sinn des menschl ichan 
Lebens nach die eem Kriege und mit diesen Bedrohungen, vor denen wir 
vi.elle icht stehen, ganz besonders beachtet und druchgearbe i tet werden
muss. Die beste Begründu11g flir die Existenzphilosophie ist die Atom­
bom.be Aus dieser Ex·stenznot des M.enschen erwächst auf der einen Sei.,,

te der Verzicht auf die Existenz derjenigen, die herausgehen aus die­
sem Leben oder ahi.r1vegetieren, auf ·der anderen Seite aber die noch ·
viel stärkere Lebensbejahung.

, 

Die Theologie schliesst sich diesen F'ragen an. Es sind die Fragen 
nach dem praktischen Christentum. nach dem Antlitz der.Kirche (Frank 
furter Hefte, Ida Friderike .Görres), nach qer praktischen Gestaltung 
dieser Existenz, nach der Auswirkung des Christentums in unseren Ta­
gen, die die Menschen bewegen. Nicht zuletzt wird immer wieder die 
Frage nach der Una. sancta aufgeworfen, das Bemühen, auch im Theologi­
schen wieder zusammenzukommen, In d.er Politik ist dieses Problem -4= 
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durch unsere trnion gelöst. Man versucht, diese Frage auchs in Kultu= 
relle hineinzu:tragen .• Das ist aber eine Frage der. -Genera.tione:n und 
der Jahrhunderte und nicht eines Menschenlebens. 

Zur Frage der Erzi'ehung und Formung des Menschen, zur Pä.dagc:.t= 
gi.k, Schulreform usw.: 

Die Frage der Erziehung des Menschen spielt besonders da eine 
Rolle w wo ein_e Umerziehung erfolgen soll, eine Umerziehung aus Lebens= 
gew<>hnheiten und An.schauungen heraus, die durch Generationen in unse= 
rem Wolke verwurzelt sind, zu etwas, was wir selbst noch nicht wissen, 
was wir erspfiren, aber noch nicht b�ispielhaft vorleben können und 
uns auch nicht vorgelebt wird, die Umerziehung zu et.was, was wieder 
eine Arbeit von Generationen sein wird aus dem Kü:rassieretiefe1 den 
verantwortungsbewussten Demokraten zu machen. K-0nkrete Vorbi1der da= 
für gibt es n,icht. Man bemliht sich, das alte Mtlitz wieder lebendig 
zu machen. Die Schriften der antiken und griedchischen Philosophie 
sind Wege, die uns hel.fen können. Hinweise auf andere Länder mö,gen 
ebenfalia behildlich sein. Ein Rezept zur E�ziehung des deutschen 
Menschen zu� Demokratie gibt es bis heute nicht, kann man auch nicht 
erwarten, so sehr wir uns gerade als politische Partei in diese Dinge 
einschalten müssen. Die Frage-ist, wie gelingt es, unsere jungen Men= 
schen zum Interesse für das öffentliche Leben zu bringen. Das Schulwe­
sen in Deutschland ist etwas gewesen, was den jungen Menschen ganz 
gewältig geformt hat und il:l.n nicht schlecht geformt hat. Nicht durch 
die Erziehung iµ unseren Schulen ist der Militarismus und Nationalso= 
zi_alismus gross geworden. Au.f dem Gebiete der Schulen sorgt man j·,etzt 
mit allen Kräften dafUr, dass der nationalsozialistische Geist nicht 
.fortgesetzt wird. Leider ist kein einheitlicher Weg für die Schulen 
�,., ne,2.tschlaD.d zu erreichen. gewesen„ Unter dem einheitlichen Weg ist 
keine einheitliche Norm ffir ganz Deutschland zu verstehen, sondern 
eine Abstimmung der verschiedenen Gebiete, um das Schulwesen so zu 
gestalten, dass ein einheitlicher Zug erkennbar ist. 

1 

Zunächst erhebt sich die Frage, ob die V-olksschule oder Grund= 
schule diejenige Schule ist, die von Anfang bis Ende durchlaufen 
werden muss- und die massgebende Bildung des Volkes darstellt o.der ob 
darü'ber hinaus eine Art von höherer Schule eingerichtet weräen soll, 
die möglichst alien zugute kommt, die also die gesamte Masse des 
Volkes hebt, die darauf verzichtet, sich bewusst an eine intelligen­
te Schicht zu wenden, sodass von vornherein, all.e die Möglichkeit ha­
ben, diese Schule zu durchlalrl'en. Die zweite M�glichkeit wä.re, nur 
einer Schicht mit besonderer Begabung die Möglichkeit einer höheren 
Schulbildung zu geben und die abrigen mit einer guten Grundbildung 
zu versehen. In der 0stzone ist man den Weg gegangen, dass die Grund= 
schule für alle ausreichend sein soll, dass von der Grundschule der 
Sprung zur Universität gemacht werden kann. In �nderen Zonen ist man 
diesen Weg nicht gegangen. Man steht auf dem Standpunkt, daes das 
höhere Wissen eben nur denjenigen gegeben werden soll, die eine be= 
sondere Vorbildung daflir bekommen haben, dass �ine Grundschule eben 
nur das Wissen vermitteln soll, das der Einze'lne unge-ffihr braucht. 
Aus d�esen Grundanschauungen haben sich scharfe Kämpfe ergeben um 
die Aufgabe der Schule. Die Erfahrung unseres Deutschen Volkes ist 
\'IOhl eigentlich die, dass zu einer guten Volksschul"? o·der Grundschul­
bildung je nach der Leistungsfähigkeit des Einzelnen und seiner eige­
nen Wahl die Möglichkeit bestehen soll• in die tieferen Schichten 
der Bildung vorzudringen. Das soll den geistige Fähigsten vorbehalten ' 
bleiben. Es muss dann jedem die Möglichkeit gegeben werden, ohne Raek= 
sieht auf seine soziale Herkunft und wirtschaftlichen Mittel sich den 
Zugang zu h5herer Bildung zu verschaffen. Von einer solchen kleinen, 
aber gründlich vorgebildeten Schicht kann das Bildungsgut umso wir=
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kungsvoller in das ganze Volk hineingetragen werden. Das ist d'le bis�­
herige Erfahrung des.deutschen Volkes, mit der es gut gefahren ist. 

Mit der Frage der Schulen und Erziehung hängt zuijammen die Prage 
der Jugendbewegung. Wir hatten in Deutschland eine machtvolle Jugend�.• 
bewegung. Sie ist durch das lOOOjährige Reich restlos kaputtgeschla­
gen worden, Wir sehen neue Ansätze. Man kann aber nach 2 Jahren nicnt 
verlangen, dass sich schon bestimmte Dinge herauskristallisieren. 
Eine Jugendbewegung darf nicht künstlich von oben her in die Jugend 
hineingetragen werden. Jugendbewegung muss aus dem Erleben der Jugend, 
aus dem Gesptir der Jugend selbst herauswachsen. Das ist in Deutsch­
land bis heute noch nicht zu erkennen. Die Jugend unter 20 Jahren 
tritt den Dringen vollständig neu gegebenüber, Die übrigen sind in 
diesem Sinne keine Jugend mehr, Wir müssen überhaupt das Augenmerk 
der älteren Generation viel stärker darauf richten, dass es im 
:Jeutschland von heute eine junge Generation in dem Sinne von vor 1933 
nicht mehr gibt, Die Jugend über 20 besteht aus gereiften Männern 
und gereiften Frauen� Die letzten Jahre waren fUr die junge Genera­
tion so schwer, dass diese Jugend eine viel grössere Reife und ein 
viel grösseres Alter hat, �ls es in normalen Zeiten der Fall ist. 
Die Todesnot der Kriegsjahre zeichnet das Antlitz, der Jugend,'Die 
ältere Generation sieht das zunächst nicht. Es ist aber notwendig, 
dass sie es sieht, weil sich sonst Konflikte ergeben. Wenn das 
Plakatekleben von der Jugend einer politischen Partei als notwendi-
ge Vorstufe für Ministerämter verlangt wird,· ist das nicht zu be­
dauern; man sollte �ber auch einsehen, dass bereits diese Vergangen�-
heit unserer jungen Generation in den letzten Jahren des Krieges 
eine gewisse Vorstufe zu Ministerämtern darste,llt. Jugendbewegungen, 
die wieder in die Jugend hineingetragen werden und wo man eigentlich 
auf die Resonanz warten muss, sind genug vorhanden. Ich rechne eine 
politische Bewegung nicht zu einer Jugenclbewegung. Jugendbewegung 
will das Leben der Jugend gestalten, auf die kulturelle Sphäre eines 
Volkes Einfluss nehmen. Es fällt mir auf, dass trotz des starken 
zuges zum Wandern in unserer Jugend sich eine eigentliche Wandervo­
gel!""' oder Pfadfinderbewegu.ng bis heute nich't durchgesetzt hat. Es 
mag sein, dass die �konomischen 1Verhältnisse diese Dinge zu sehr ge­
hindert haben, oder aber es hat sich in unserer Jugend unter 20 Jah­
ren ein gewisser geistiger Wandel vollzogen. Welche Folgerungen ftir 
die Zukunft sind daraus zu ziehen? Diese Dinge bedürfen einer ge-· 
nauen Untersuchung in der Diskussion.- Versuche, die Jugend durch De­
battierklubs und ähnliche Dinge anzuregen, werden sich in Deutsch­
land auf die Dauer nicht durchsetzea. Sie finden im Augenblick Inter� 
esse, werden aber bald wieder ins Nichts zurückfallen, Ein Anknüpfen 
an die Jugendbewegung vor 1933 sehe ich ebenfalls nicht. 

Die sch0nen Küns·te: Li te:t•atur, schöne Künste und dergl. sind 
für den Politiker immer ein höheres Land, an das er mit Wehmut denkt� 
weil er sich mit diesen Dingen.nicht so beschäftigen kann, wie er es 
möchte 9 ·Es wäre aber ein Fehler; diese Dinge aus unserer Betrachtung 
ganz herauszulassen„ Typisch sehe int zu sein, dass in Deutschland· ge•� 
genwärtig das Zeitalter der Zeitschriften und nicht des Buches ista 
Wir sind noch nicht dazu gekommen, uns.zu ruhigen abgeklärten Dingen 
entschliessen zu köhnen. Es gibt hier zweifellos ganz wertvolle und 
ausgezeichnete Zeitschriften ( um ein paar Beispiele zu nennen: 
Frankfurter Hefte, Gegenwart, Besinnung, Wandllng, u.sw.). 
Wenn ioh dagegen mit Erscheinungen in Buchform aufwarten soll, wird 
die Auswahl schwerer� Für die bildenden Klinste nur eine Bemerkung: 
Nicht alles, was als minderwertig in der Zeit von 1933 - 1945 gilt,, 
ist deswegen jetzt gut. Wir müssen uns erst zu einem neuen Geschmack 
durchringen. - Die Kunst hat die ewige lrnfgabe, das Schöne verklärt · 
darzustellen und dem Men chen zugängli h zu machen. Solange die _6 ...

KAS-A
CDP



- 6-=

Künstler sich nicht auf diese .Aufgabe besinnen, werden sie die He�zen 
der Menschen nicht ansprechen. Was dem Politiker besonders als Au.fga= 
be gestellt wäre, ist, die Ansätze in der Kunst zu beachten, sie a1a 
Zeichen der Zeit zu werten und dartlber hinaus, in di_e Seele des :Vol= 
kes zu sehen und dem Volk dahin zu heUeu, wo· es hinkommen muss. 

Aus den praktisohen Wis·senschaften muss das Rechtsleben heraus­
gegriffen werden. Die Rechtswissenschaft findet in Deutschland wie­
der grösste Beachtung. Es wird die konkrete Anwendung auf unaere 
I,age verlangt. Die Frage, ob ein Völker.recht massgebend :t.st, ob wir 
Anspruch darauf haben, nach den Regeln des Völkerrechts behan:delt_ 
zu werden, das ist in das Blickfeld der Wissenschaften getreten, 
bewegt das Interesse des Volkes und die P·oli tike Weitere Fragen: 
Rechtsansprtlche unserer Kriegsgefangenen, Anspruch, den wir auf die

Rückkehr u:rlserer Kriegsgefangenen haben, Pflichten und Rechte des 
Besiegten und des Siegers.stehen im Mittelpunkt des Interesses, 
Dim.ge, um die wieder ein Gespräch beginnt, auch zwischen deutschen 
und nicht deutschen Wissenschaftlern. Ftlr uns gibt es nur eine Rege­
lung, und das ist der Boden des Rechts. Vlird dies·er Boden, des Rechts 
allseitig anerkannt, sind wir gerettet, wird er nicht am.erkannt, ·esind wir verloren. 

Die Politik als Wissenschaft ringt vor allem um den Begriff 
der Demokratie. Dass dieser Begriff nicht einheitlich ist, ist ftlr 
uns eine schmerzliche Tatsache. Der Begriff "Demokratie"' i.st nicht 
nur in der p\I'aktischen Durchführung nicht einheitlich, sondern auch 
in der Theorie. Das macht uns grosse Sorge. Für Politik als Wissen­
schaft scheint die junge Generation mehr Interesse zu haben als für 
die p.raktische Politik. Aus dieser wissenschaftlichen Erörterung 
heraus ·muss das Interesse der jungen Generation für die prak.-tische 
Politik. wachgerufen werden. Dann wird sich auch die Frage nach der 
Demokratie mehr· in praktis�he Fragen umgestalten lassen, in· p,rakti= 
sehe Verhaltungsma;ssregeln und praktische Massnahmen. 

Das geistige Leben ist etwas t was der Politiker sehr beachten 
muss. Die Politik bekommt auch vom Geistigen her ihre Richtung. 
Gerade im deutschen Volk, dem Volk der Dichter und Denker, darf 
diese Tradition des Geistes nicht nachlassen6 Wenn wir schon ohn­
mächtig sind auf dem Gebiete der äusseren Macht, können wir umso· 
mä.chtiger werden auf dem Gebiete des Geistes. Es war vielleicht 4I unser Unitergang„ dass wir die Gebiete des Geistes als unser eigent­
liches Aufgabengebiet verlassen haben Ul'ld uns dafür nach der äusse-
ren Macht vergriffen. Geistige Macht ist viel grö,sser als äussere 
Macht. Durch den Geist kann das deutsche Volk aus dem Elend heraus= 
gerissen werden, aus dem Elend der Bedeutungslosigkeit. Dann sind wir 
auf dem richtigen Wege. •Wir müi.ssen diesen Werten viel mehr Aufmerk­
samkeit zuwenden, als man das gemeinhin in. der P'olitik getan hat. 
Stellen wir als unser politisches Ziel die Aufgabe, dass wir das 
deutsche Volk wieder zu einem Volk, mächtig au:f dem Gebiete des Gei­
stes 1 machen„ Unt�rstützen wir all.es was die Politik in der Philo..­
sophie des.Geistes hineinhebt. �as he1sst nich�, dass wir die reale� 
Notwendigkeiten unseres Volk.es vergessen sollen. Es heisst, dass 
für unser� Politik auch geistige Werte entscheidend sein müssen. 
Die Politik. muss aufgefasst sein als Auswirkung des menschlichen 
sittlichen Strebens, des sittlichen Strebens, die Ordnung des Ein= 
zell'len zur Gemeinschaft hin und die Ordnung der Gemeinschaft nach
letzten sittlichen Normen zu gestalten9 

Das is� ein Hauptanliegen der jungen Generation. Wir wollen 
eine neue Politik, bei der nicht der Mach�faktor das letzte Wort 
zu reden hat� sondern die sittlichen Grundlagen, eine neue Politik, 
die sich v:on veralteten und zu To·de gerittenen P�;��i:pien_ trennt, _7_
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die die Lebensmöglichkeiten eines Volke·s in den Mi.ttel:punkt stellt, 
eine Politik, die ausgeht von den Herzen der Menschen. Von dieser· 
Grundlage aus sieht die junge Generation neue Möglichkeiten fQr 
die Ordnung des gemeinschaftlichen Lebens. 

Der deutsche Geist ist nicht tot, er ist unsterblich. Nicht der 
ungebändigte Geist eines Faust ist es, zu dem wir uns bekennem, 
sondern der Geiet, der aus der Ordnung aller Dinge, der letzten 
menschlichen und göttlichen Gesetze herkommt. Auf diese Gesetze 
bauen wir ein neues Deu.tschland auf, ein Deutschland, in dem die 
Kräfte des Geistes die massgebenden sind, das allerdings durch 
die Grundlagen eines gesunden physischen Lebens fundier� sein muss. 
Wenn es uns gelingt, diese Politik uns zu eigen zu machen, werden 
wir nicht nur mit der gesamten Generation in ein Gespräch und eine 
gemeinsame Arbeit kommen können, sondern darüber hinaus der Welt 
zeigen können, dass wir tatsächlich andere sind als diejenigen, 
die vor 12 Jahren den Nazis in die Hände gefallen sind. Dann wird 
es uns gelingen, das groese Misstrauen zu überwinden, weil man
sieht, dass wir nicht nach äusserer Macht streben, sondern geistige 
Gllter entsprechend unserer alten Kultur wieder aufrichten und fort­
entwickeln wollen. 

Die Diskussion über das Referat wird auf den Nachmittag ver­
schoben. 

Fortsetzung der Tagung um 14 Uhr. 

L o r e n z begrüsst zunä.chst Herrn Kapi·tän K.. .r a t i n von 
der russischen Militärverwaltung und dankt ibm .flir das Interesse, 
das er der Arbeit der JUNGEN UNION entgege.nbringt. 

Die Diskussion wird duroh Frl„ Dovifat eröffnet, die den An­
trag stellt, zunächst llber folgende Punkte zu diskutieren: 

1. Neue Formen der Politik.

2 • NeU.e Formen ·der Pädagogik, Schulfragen, J"ugendbewegung
usw. 

3. Formen der Pt.1bliziatik, Presse, Rundfunk, Film,

4. UnserenStellungnahme zum. Jugendbefreiungsgesetz,
zur Jugendamnestie.

5. Ergebnisse und Auswirkung der Entnazifizierung.

---------------------
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vom 28.5.1947, nachmittags 3,30 Uhr. 
--------=-------------------=-----------

Finger: 

Hinsichtlich der Frage der .sogenannten Einheitsschule liegt 
zugrunde als Diskussionsgi,undlage die amerikanische Schulfo.rmy..-, 
einer 6-jährigen Grundschule, einer 3-jährigen Mittelschule und 
einer 3-jährigen Oberschule. Die Stellung der Partei ist in wu.rttem­
berg noch nicht bezogen worden. Ein Mangel, dem in dernächsten Zeit 
unbedingt abgeholfen werden muss. Es ist ein Ausschuss geplant. Wir 
haben darUber zu diskutieren, wie man die 6-jährige Grundschule ein­
richtet. Bei diesen Debatten geht/um den Einschnitt, der bei 10 oder 
bei 1·2 Jahren liegt. Nach wissenschaftlichem Ermessen ersehe int es, 
dass der Einschnitt bei 10 Jahren liegt, so dass.eine Änderung der. 
Schulform in diesem Sinne gerechtfertigt erscheint. M.E. liegt die 
Frage des sozialen Problems dieser Angelegenheit viel weniger darin, 
dass nur eine bestimmte Gruppe auf die Oberschule kommt, als darin, 
dass einfach die Geldmittel vielen Leuten fehlen, um die Dinge zu be­
zahlen. Schulgeldfreiheit, Lehrmittelfreiheit und eine Erziehungsbei­
hilfe an die Eltern, so dass die praktische Möglichkeit auf wirt­
schaftlichem Gebiete besteht, die Kinder in die Oberschule zu schik­
ken. Damit wäre das soziale Problem gelöst. Es hat jeder die Mög­
lichkeit, auf die Oberschule zu gehen. Eine Aufnahmeprüfung für die 
Oberschule wäre zu machen. Ich würde vorschlagen, dass wir in der 
Schulfrage in diesen Dingen zu einer Klärung und einer stellwtgnahme 
kommen und ich bitte auch, dass sich Interessenten zu diesem Problem 
de·r 4- oder 6-jährigen Grundschule zu äussern. /es

Dufhues: 

Es ist nichts schwieriger als über Fragen der geistigen Situa­
tion zu diskutieren. Es besteht die grosse Gefahr, dass wir zu keinem 
Ergebnis kommen. Wir müssen uns zwingen, unsere Gedanken zu ordnen. 
Dann kommen wir zu klaren Ergebnissen. Ich schlage vor, Disziplin 
zu zeigen und zunächst z-q diskutieren über die Frage der politischen 
Formen. Wenn sich ergeben hatte, dass dazu niemand etwas zu sagen 
hatte, gehen wir zum zweiten Punkt. Ein Wort zur grundlegenden Frage, 
ob wir überhaupt diskutieren sollen. Wir wollen in den-einzelnen Län­
dern kulturelle Formen schaffen. Es ist nichts wichtiger, als dass. 
im KUl turellen die Dinge sich entwicke-ln. Dann müssen wir versuchen, 
den Gedanken des geistigen· Lebens in Deutschland .wachzuhalten. Im 
Geistigen liegen die grundlegenden Fragen der Vergangenheit. 

Der grundlegende Fehler der Weimarer Demokratie war das Gegen­
einander qer politischen Parteien. Wir sollten von der Jugend aus 
die Möglichkeit finden, zueinander zu finden. Ich habe es in der 
Fraktion erlebt, dass kein lebendiger Austausch möglich war.

Skibowski, Hamburg: 

Wir gehen aber auf die geistige Situation hin und wollen klären, 
woran das liegt. Wir sind noch nicht zu einer kameradschaftlichen 
Haltung gekommen, zu einer Haltung, die uns die Ehrfurcht-vor dem 
anderen Menschen bringt. Ich glaube,.dass wir hier einsetze� mQssen 
in unserer politischen Arbeit, zu einer menschlichen Zusammenarbeit 
zu kommen, und in einer sachlichen Klärung diese Beschimpfungen zu 
vermeiden. Sie kommen nur aus der flauen Haltung. Es ist unsere 
Hauptaufgabe, anderen jungen Menschen mi tzu.helfen·, die Begriffe 
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zu klären. Es gibt -heute eine Unmenge von Begriffen, die man als 
Schlagwort auf den Plakaten liest. Wir mUssen versuchen, diese Be= 
griffe zu klären. Von hier aus mUssen wir den Grund finden, der uns 
dann selbst weiter bringt. 

Six: 

Freund Skibowski hat eben gesagt, dass noch kein kameradschaft­
liches Verhältnis- in Deutschland besteht. Die Kamer-adschaft hat sich 
in der Not des Krieges hundert= und tausendfach bewährt. In der zivi= 
len Not bewährt sich diese Kameradschaft nicHt. Vielleicht hat die 
unglUckselige Tatsache der Glaubensspaltung in unserem Volke schuld 
daran. Es ist fUr uns eine grosse Schwierigkeit, hier eine Spannung
zu ertragen, dass die Menschen am gleichen Ziel zu arbeiten vorge-
ben. Wenn w�r sehen, wie in England Regierungspartei und Opposition 
zusammenspielen, so glaube ich� können wir darin auch für uns eine 
ganz wertvolle Mahnung sehen. Vielleicht ist schon unsere Arbeit in 
der Jungen Union eine gute Vorschule dafür. Herr Dufhues hat mitge-
teilt, dass zwischen den Vertretern der einzelnen Parteie:n in 
Württemberg kaum ein Kontakt besteht. Wir mUssen ein ordentliches 
menschliches Verhältnis zu den Politikern der anderen Parteien her­
stellen. In zwangloser Aussprache. Dieser Weg muss von uns noch viel 
mehr gegangen werden. Ein weiterer Punkt: wir werden uns niemals auf 
einen Fraktionszwang einlassen. Fraktionsdisziplin ist etwas anderes. 
Ich glaube, wenn wir ähnliche Dinge auch bei-unseren Arbeitern, bei 
gemeinsamen Debatten benutzen, dann werden wir ebenfalls �ine Auf­
lockerung des politischen Lebens auf die Beine stellen können. 

K.tezdorn, Süd-Württemberg� 
Wir haben uns zur Aufgabe gesetzt, Fragen, die die Jugend betref­

fen und vor allen Dingen iiber Fragen, die .die Jugend ganz besonders 
angehen, Resolutionen zu fassen. Diese Arbeit hat sich als sehr po­
sitiv herausgestellt., ?eh glaube, dass auf diese Art die Spannungen 
auszugleichen sind, die an die Jugend herankommen durch die Auftei­
lung in Farteien und durch die verschiedenen K-0nfessionen. Dadurch
ist es möglich einmal das Gesamtanliegen der Jugend zu.,_erfassen. 

-

Wilhelm, Bayreuth: 
Neue politische Formen� ein ?roblem der künftigen deutschen Poli-­

tik.. Das wichtigste bezüglich einer neuen Gestaltung unseres politi= 
sehen Lebens scheint mir zu sein, dass wir versuchen, der Allg�mein= 
heit das Wesen der Demokratie überhaupt einmal klar zu machen. Ich 
habe schon 1933 das,parlamentarisch=demokratische Leben als junger 
Student bewusst einmal miterlebt. Ich bin zutiefst erschrocken darü-
ber� wie sich im heutigen politischen Leben die politischen Erschei­
nungsform.en ge;J.tend machen • .nas führt dazu, dass die junge Generation 
eine Abneigung bekommt dem demokratischen Leben gegenWber und den de­
mokratischen� Gedanken abweist, .. Wesen .der Demokratie: dazu· gehört 
eines, nämlich auch zu klären, dass eines der Hauptwesenszü.ge eines 
demokratischen Lebens die Opposition ist. Eine Opposition im Politi= 
sehen kann niemals dazu führen, dass es z;u persönlichen Anfeindungen 
kommt. Wichtig ist nur, wie .können wir erreichen, dass die jüngere 
Generation dazu gebracht wird, sich mit den Problemen zu. beachäfti= 
gen. DarUber mttssen wir uns klar sein, dass ein grosser Teil der . 

- jiingeren Generation sich vom politischen Leben völlig abseits hält.
Hier kann nur eines abhelfen, das ist Aufklärung. Eine Aufklärung, 
die nicht rein ak:ademisch=wissenschaftlich sein soll.·Es kommt 
darauf an, der breiten Front der jungen Generation tatsächlich ..,.3..,. 

.. 
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einmal das Wissen und Leben der Demokratie so nahe zu bringen; dass 
sie mitarbeiteto Das Hauptwe!3en der Dem.okratie liegt ja doch darin, 
dass jeder ei.nzelne in diesem Staate irgendwie mitbeteiligt ist am 
Gesamtleben und zwar aktiv„ Worauf es,ankommt, die Dinge so aufzuklä­
ren, dass die Politik hineingeführt wird �n eine aktive Mitarbeit 
und die kann sich nur dort dartun, wo sie sich auswirken kann, in 
einer politischen Partei usw� Und hier muss in erster Linie eine 
Form gesucht werden, die uns die praktische Arbeitsmöglichkeit 
gibt. Die jüngere Generation muss mit uns mitarbeiten ? Erst dann 
werden wir auch entsprechend zu den neuen Formen des politischen Le­
bens kommen" 

Wagner, Schleswig-Holstetn: 
Wir kommen zu sehr ins Theoretische, Wir wollen die junge Gene .. ,· 

ration aufklären� Der grosse Teil unserer Generation steht abseits� 
Wort und Schrift haben an Bedeutung unheimlich viel gewonnen. Einzig 
und allein unsere Haltung und unsere Tat können die junge Generation 
ß.u:fklären; tlberall da, wo einer von der Jungen Union das Licht der 
O�fentlichkeit erblickt, müssen wir aufklären� Auch ein Wahlkampf 
darf nicht dahin führen, dass wir uns wieder in Probleme hinein­
steigern. die w�r wieder übernehmen aus jenem System, das wir ab­
lehnen„ Kritik liben zunächst einmal. an uns selber. Die Parteien 
fangen am besten in ihren Reihen an zu kritisieren. nas ist m.E. 
einzig und allein was wir tun können" d:i.e einzige Propaganda, die 
wir treiben können o Es natzt uns nichts etwas zu vereprecnen, wenn 
wir nichts tun..,. 

Jaroni, Sachsen-Anhalt:• 
Ich glaube, dass wir von der CDU Sauber keit und Klarheit. der 

Eegriffe in das politische Leben hineintragen sollen. Wir müssen 
einmal dazu kommen, von der jungen Generation aus nicht mehr in die­
sen engen bürgerlichen Schranken zu denken Einer trage des andern
Last. �as ist der Ausgangspunkt unserer Politik. 

Bu.tterho:f, Bay·ernt 
Einer trage des andern Last, d�h� Lastenausgleich, soziale Fra 

gen, Arbeitsbedingungen·. Die müssen wir aussprechen, in welcher Form 
wir das tun werden. 

Ich bin der Ansicht, di.e Debatte a'bzubrechen„ 

Lorenz: Abstimmun.g durch Handhochheben t Schluss der Debatte. 

Haunhorst:. 
Ich vermisse eines. Wb„ reden von Pädagogik und dann von Bild1u1gs-­

arbei t. Bildungsarbeit ist Sache des Kultusministeriums und geht uns 
nicht so viel an Die Erziehung des Menschen geht uns als Partei sehr
y.,iel an. Vor 1933 hat uns die Schule kein selbständiges Denken beige­
br·acht. Der Lehrplan gal.t stur für den Lehrer und für den Schlile:r„ 

_.::An Bildung sind wir den· angelsächsischen rvr.enschen weit überlegen. .,

... · Aber dort ist j,eder ein überzeugter· freier Mensch. Daran ist nicht 
das Elternhaus beteiligt, sondern in el'ster Linif die Sehule. Wie 
bringen wir eine Schulform zustande, dass aus uns-eren Schulen Demo1kra 

. ten hervorgehen� 
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Jaroni, Sachsen-Anhalt� 

Ich möchte ganz besonders darauf hinweisen, dass wir einm�i-den 
. ethische� Sinn der Schule näher untersuchen müssen, ehe wir in konkre­

te Vorschläge ein.treten •. 

Friedensburg:: 

Wir brauchen·schulen, die Grundlagen schaffen im Osten, Westen, 
Süden Deu.tschlands. Wir müssen klare Grundthesen finden·, die für ganz 
Deutschland gleich sind. Wir müssen uns klar und sachlich vorhalten, 
was müssen.wir erreichen. Eine Schule, in der gewisse Grundsätze ge= 
wahr.t bleiben� 

Sagner: 

Wir haben uns nur über theoretische Dinge unterhalten. Wir ha­
ben meines Erachtens noch die alte Schulform wie vor 1.933. Wir haben 

·1n der Ostzone die Einheitsschule und in Berlin. Es ist das wichtigste,
die Frage des Religionsunterrichts in den Schulen zu klären. Die Form
der Einheitsschule wie in der russischen Schule hat etwas ftlr sichQ e Zu einer Schulreform· gehört eine gut ausgebildete Lehrerscha:trt, die
auf diese Reformpläne eingestellt isto Es gehört auch die wirtschaft­
liche Voraussetzung dazu, dass man Schulen hat i dass man nicht mit
Pappe vor den Fenstern Schule führen kann. Das Bemühen um einen neuen
Lehrerstand ist vorhanden •. Ich kann mir vorstellen, dass be 1 der Aus-­
bildung dieser Lehrerschaft durchaus nach toleranten Gesichtspunkten
verfahren werden musso Es scheint mir unglücklich zu sein, wenn in
manchen dieser Ausbildungsstä.tten von vornherein mit einem gewissen
W:tdersta.nd an die Dinge des christlichen Lebens herangegangen wird„
Tragen Sie Ihre Erfahrungen vor� die Sie im Rahmen der schulischen
Arbeit in Ihren Zonen gemacht haben, damit wir einen gemeinsamen
Nenner finden, wie wir uns einstellen zur Form der Einheitsschule,
zur weiteren Beibehaltung der alten Schulform vor 1933, zum Reli­
gionsunterricht.

Lorenz::
. 

. 

Ich persönlich begrüsse den Vorschlag unseres Freundes Sagner. 
Wir sollten uns nicht wie j.n einem Kongress unterhalten, aber wir 
können Grundforderungen irgendwie herausstellen und festhalten„ 
Wir müssen die Forderung aufstellen� den Neulehrern eine Ausbildung 
zuteil werden zu lassen, die tolerant und überpar.teilich istn Wir 
dtlrfen nicht auf eine christliche Schule verzichten() Als Grundforde­
rung müssen wir aufste·1ien: es muss in Deutschland eine christliche 
Schule geben. 

Seibert: 

In der Ostzone haben wir eine Schulreform hinter uns. Sie ist 
in all.en Iii'ndern ziemlich einheitlich durchgeführt. Die Lage im 
Westen ist nicht so einheitlich. Wenn die Bayern-und die Hessen 
jeder eine Schulreform durchfü.h.ren, werden wir zu einem restlosen 
Auseinanderleben kommen. Wir müssen zu einer neuen Schulreform kom= 
men. Die Schulreform. der Ostzone ist nicht diskutiert worden, wie 1
es erforderlich waro Sichergestellt sein muss, dass das Bildungsnive7 
aus überall das gleiche ist� Das Lehrziel muss im vierten und sechs­
ten Schuljahr das gleiche sei.na Ich rate i von kulturpolitischen Forde­
rungen Abstand zu nehmeno 
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Haunhorst: 
Wir müssen von uns aus gerade jetzt unsere Forderungen formulie­

ren, den Lehrerstand von Grund aus unzukrempeln. 

Sagner: 

Es sind drei Forderungen laut geworden. Einmal die Forderung· nach 
der christlichen Schule bei Wahrung des Elternrechts 2 o ) Die Forderung 
auf Rückstellung einer Schulreform, bis die wirtschaftlichen Gegeben­
heiten bessere geworden sind und 3., die Forderung von Haunhorst in 
der Ausbildung der Neulehrer� Ober diese drei Punkte sollten wir uns 
äusaern, so.nst kommen wir nicht mit der Diskussion weiter. 

Butterhof: 
Die Besatzungsmächte sind in die Debatte gezogen w·orden„ Die Be­

satzungsmacht wird dann hineingezogen, wenn jemand keine Lust hat, 
sich mit einem Thema zu befassen"'. Was wollen wir auf dem Gebiet des 
Schulwesens. Dr. Kogor hat gesagt, dass eine der geschilderten Kräfte 
der letzten Jahrhunderte tot sei, nämlich der Humanismus� Ich glaube 
nicht, dass der Humanismus tot ist� Es ist logiscp, was wir in der 
Zukunft brauchen, das ist die Hereunolung der letzten Leistungen aus 
unserem Volke wirtschaftlich wie geistig� Unser Bestreben liegt in 
der Kultuvierung geistiger Kräfte� Es wird notwendig sein, die Aus­
bildung so zu gestalten, dass unsere Volksschule die Einzelpersön­
lichkeit entwickelt. Dazu ist notwendig 1.) eine klare weltanschau­
liche Haltung. Wir stehen auf der Basis einer christlichen Vergangen­
heit. Bei uns in Bayern hat die Abstimmung.von 70 - 90 %·zugunsten 
der Konfessionsschule erge·ben, Durch die Hereinführung der Ausgewie­
senen hat sich eine Umschichtung der Bevölkerung ergeben� Doch man 
kann nicht Menschen umsiedeln i; weil sie als Protestanten in einer 
katholischen Gegend wohnen. Der Religionsunterricht als ordentl.iches 
Lehrfach ist in jeden Lehrplan einzugliedern„ Wenn jemand seine Kinder 
taufen lassen will, ist das seine Sache und wenn er sie nicht christ­
lich erziehen lassen will, so muss er das auch selbst verantw.orten. 
' . Der andere Punkt ist das innere Bildungsziel. Es kann uns nicht 
genügen, Fähigkeiten durch die Schulen anzuerziehen o Eine Ausbildung 
muss so angelegt werden 9 dass sie sich auf Wesentliches bezieht und _ 
nicht auf Mechanisches� Das ist im Rahmen der Volksschule allein nicht 
möglich, der Zeitraum ist zu beschränkt, um dem Menschen ein W issen 
zu vermitteln, das ihn dazu befähigt� 

Der tl'pergang ·.,ron der. Mittelschule zur Universität muss durch e inc 
überall gleichmässiges Wissen gewährlei.stet-sein. Daneben muss auch 
die Möglichkeit gegeben sein, auf die.Hochschule zu kommen. In Bayern 
ist der bekannte Leo Weissmann aus dem Schulamt ausgeschieden, weil 
er kein Zulassungsexamen hat. Das ist der Ausfluss eines Systems, 
das nicht alle Kräfte aus dem Volke zieht� 

--�------------------
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P r o t o k o l l 

vom Donn.erstag, den 29_. Mai 1947, 9 Uhr. 2. Tag
=====:==========================�===============�===== 

Tagungs·leitun5: Vormit·tags Dr. Six• Dtiaseldorf, 
Nachmittags: Dr. Krezdorn. 

Thema: Der Neuaufbau Deutschlands. 
Referent: Richard Jaeger, D1essen-Obb. 

Nach Eröffnung der si•tzung durch Herrn Dr. s i x beginnt Herr 
Jaeger mit seinem Referat: 

' 

Wenn ich zum Thema "Der neue Staetsaufbau" einige einleitende Ge .... -
danken sagen soll, so erhebt sich zuerst die Frage, ob es sich �ber­
haupt lohnt darüber zu sprechen. Wir stehen zwischen London und Moskau, 
zwischen 2. Konferenzen, die liber das Schicksal Deutschlands e'ntscbeiden 
und sind enttäuscht, dass die Entscheidung über die deutschen Fragen 
immer weiter hinausgeschoben wird. Die Grundentscheidungen werden von 
den Siegermächten getroffen, Aber nachdem diese ausgezogen sind, um 
der Demokratie zum Sieg zu verhelfen, sind wir Deutsche zwangsläufig 
auf die Dauer Mitgestalter unseres Schicksals. Wir, die j unge Genera�, 
tion, werden in dieser neuen Demokratie leben, uns geht die Frage ih­
res Aufbaues aber noch mehr an als die Älteren. 

Ausgangspunkt unserer Betrach tungen kann nicht eine deutsche Län�, 
derverfassung sein, denn diese Verfassungen sind nur für. d-ie Bedürf­
nisse eines Landes und nicht flir das ganze Gebiet Deutschlands geschaf� 
fen. Noch weniger kann von der Weimarer Verfassung ausgegangen werden. 
Denn wir wollen nicht das Deutschland von gestern, so·ndern von morgen, 
nich·t die· Verfassung der ersten, sondern der zweiten Republik. Bei uns��· 
ren tlberlegungen wolle-n wir von den Hauptproblemen ausgehen: Der Ide·e 
der Demokratie, de� Verwirklichung des Volkswillens und dem Prinzip 
des Fö:deralismus. 

Demokratie heisst w:örtlich Herrschaft des Volkes. Nach einem 
Wort Lincolns: "Die Herrschaft ,des Volkes durch das Volk zum Besten 
des Volkes"• Wir verwenden im Deutschen meist das Wont "Volksstaat"a 
In einer Demokratie erfolgt die Willensbildung von unten nach oben, 
die Verantwortung besteht von oben nach unten - beides im Gegensatz 
zum Führerstaat, der ein·e Umkehr der organischen staatB- und Gesell­
schaftsordnung braphte. 

Die Staatsgewalt wird vom Volk au.sge!ibt. Wir sprechen von der 
Souv�rnät1tät des Volkes. Es besteht aber die Gefahr, dass das Volk, 
wenn es sich absolut setzt und keine sittliche Wertordnung mehr aner,. 
kennt, zur Gewaltherrschaft schreitet. Wir wissen, dass nicht nur der_ 
Ein�elne, sondern auch das gesamte Volk der sittlichen Ordnung un-ter,.., 
steht. Die Bindung an das Naturrecht ist Voraussetzung der Demokratie„ 
Das Volk.hat nur die Staatsgewalt übertragen bekommen vom Schöpfer, 
es ist nicht die letzte Q�elle allen Rechts. An Stelle der Formulie­
rung der vreimarer Verfassung, dass die Staatsgewalt vom Volke ausgeht, 
hat man deshalb in der bayerischen Verfassung den Satz geprägt: 
"Träger der Staatsgewalt ist das Volk". Dieses Wort wurde von den 
3 Verfassungen der französischen Zone übernommen und wird auch für 
die Zukunft massgebe�d sein. Danach gi'bt es keine Gewalt im Staate, 
die nicht vom Volke ausgeübt wird. Aber ihr letzter-Ursprung kann. 
nicht das Volk, sondern muss ein Höherer, muss der Schöpfer sein. 
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Wenn wir die Bindung des Staates an das Recht wollen il also einen 
Rechtsstaat, so sehen wir hierin gerade den tiefsten Gegensatz. zum 
Totalstaat der Vergangenheit. Im Rechtsstaat ist die Gerechtigkeit 
das erste Prinzip. Die Ausübung der Staatsgewalt erfolgt nicht nach 
Willktir, sondern nach Gesetzo Das· Gesetz ist die Schranke aller 
Staatsgewalt. Das bedeutet nach ausaen,_dass die.allgemein anerkann= 
ten Formen des Völkerrechts Bestan·dteil des deutschen. Rechts· sein 
mi.is1:teni nach innen il dass die Grundrechte de-r Persönlichkeit gewahrt 
werden0 Diese Grundrechte sind alt. Man mag sie neu formulieren und 
auoh neue hinzufügen il ze B• das GrWldrecht der Rundfunkfreiheit. Es 
wird notwendig sein� neben die Freiheit des Glaubens die Freiheit 
des Volkstums, also des Bekenntnisses zu einem Volk zu setzen„ das 
Recht auf· seine eigene Lebensart j eigene Schulen uswo Wir mttssen Ul'lS

vor allem,davor hüten, dass die Grundrechte. durch den sogenannten 
Gesetzesvorbehalt ausgehöhlt werden� Die Grundrechte müssen genau 
umschrieben, sie können auch nioht durch irgendwelche Verordnungen 
ausser Kraft gesetzt werdens In dieser Hinsicht hat die hessische 
Verfassung ein gewisses Vorbild gegeben. Unter allen Umständen muss 
aber in der Verfassung zum Ausdruck kommen t dass die demokratischen 
Grundrechte nicht missbraucht werden können� De� wichti.gste Schutz e der Freiheit des Einzelnen: ist jedoch diA_ Dreiteilung der staatlichen 
Gewalt; in eine gesetzgebende, vollziehende und richterliche. Niemals 
darf ein. und dasselbe Organ alle 3 Gewalten zugleich ausüben; Durch 
die Teilung der Gewalt ist die Freiheit des Einzelnen am sichersten 
geschütz:t o Gerade die amerikanische Verfassung ist· so ausgerichtet, 
dass immer die Rechte eines Organs durch d:i.e eines andern beschränkt 
wexiden<> Die Teilung der Gewalten ist das erste und wichtigste, was 
wir, wenn wir an di.e Verfassung herantreten, beachten müssen. Eine 
·ife1':f'ai.:sBu.ag ohne diese Grundsätze könnte von uns nicht 
werden. Aus der Teilung der Gewalten folgen 2 Grundsätzeg Die 
mä.ssigkeit der Verwaltung; sie bedeu+.et� dass alle Staatsakte, 
die Fre_ihei t des StaatsbUrgers betreffen, nicht nach Gu.tdlinken 
Willkür erfolgen könn,en, sondern nur auf· Grund eines Gesetzes, da
die Volksvertretung geschaf:ten ha-t. Ausserdem wird ein 
tum, die heste G�w-ähr einer sauberen Verwaltung geben� Die 
Forderung·ist die Unabhängigkeit des Riohters a Nur wenn der Ric
unabsetzbar ist, kann er auf die Dauer das sagen, was recht 
ohne zu befti.rchten, abgesetzt zu werden. Das Bertdsrichtertum 
eine unerlj:!.saliche Fa,rderung. ·s1e ist nicht unsozial, wenn wir einen e 
Staat schaffen, in dem j_eder die Möglichkeit hat, unabhängig von 
ne·r wirtsehaftlichen Lage, Richter zu 

Wenn wir nun den Begriff der Demokratie en.twiokelt haben, mtisse
wir an die Lösung der Fr•age herangehen.,, wie dieee ·Demokratie 
li�ht werden kann. Es gibt 2 Grundformen der Demokratie. Die 
bare und die - reprä.aentative� Ein Volk.sen<tscheid ist im Rahmen 
Stadt und eines kleinen Staates durchaus möglich. in einem 
Staat aber·sehr zweifelhafto'Der einzelne StaatsbUrger kan� z.B. 
ausere.npol:ttische Lage nicht richtig beurteilen,. Es ist be-ae
dass die grossen Demokratien einen Volksentscheid in ihrer 
nicht kennen. Die Gesetzgebung im Staate.soll durch das Pa
ausgeübt werden. - Daraus ergibt sich die. w.ei tere F.rage nach ein'em, 
kammer= oder Zweikammersystem. Wir haben in der/�epublik ein 
liches Zweikammersystem nicht besessen„ Der Re:i.ohs.rat war keine 
Kammer, seine Abgeordne·ten keine Abgeordneten, sondern nur 
der Länder $ Es ist zu bedenken, dass fas't alle Demokratien eine 

' te Kammer haben. Ein Vorteil ist das Zweikammersystem vor allem gegen 
vorfi'bergehende Volksstimmungen, eine Bremse gegen die Massenpsychose. 
Das Zweikammersystem ftihrt zu einer o.rganischen Entwicklung. Es =3= 

/Weimarer 
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gibt 2 Möglichkeiten, die einer Ständekammer oder im gesamtdeutschen 
Rahmen die einer besonderen Ver·tretung der Iänder, Die praktischen 
EJtfeJunmgen einer Ständekamm.er müssen erst noch abgewartet werden. 
Während in der einen Kamm.er das Volk nach seiner Bevölk.erungszahl 
vertreten ist, würde in der anderen j:edes. Land eine gleiohmässige 
Vertretung besitzen. Vorbild könnte die nicht in Kraft getretene 
deutsche Verfassung von 1849 sein, die den Reichstag in 2 Kammern 
gliederte: d�s Volkshaus und das Staatenhaus, in dem die deutschen 
Länder gleichmässig vertreten waren. 

Die wichtigste Frage in der Demokratie ist die Frage des Wahl­
rechts, Es ist angeregt worden, die Wahlpflicht einzuführen (Belgien, 
jeder muss wählen, sonst wird er bestraft.) Auf diese weise kommt 
man nicht zur staatsbürgerlichen Erziehung. Die Wahlen müssen in 
einer Demokratie allgemein sein., jeder im Volk hat das Recht zu wäh­
lelll. Das bedeutet selbstverständlich auch das Frauenwahlrecht • 

• 

Die Wahlen müssen geheim sein� Jeder hat das gleiche Wahlrecht. 
Dass Wahien zum Volkshaus direkt erfolgen müssen, damit das Volk sei­
nen Kandidaten wählen kann, ist selbstverständlich. ,Die _grundsätzliche 
Frage ist die Frage des Mehrheits- oder Verhältniswahlrechts. Für die 
Verhältniswahl ist das Musterprinzip das Reichstagswahlrecht der Wei­
marer Zeit: In grossen Wahlkreisen werden Listen aufgestellt, die in 
ganz Deutschland gleich sind. Auf je 60 000 Stimmen ein Abgeordneter, 
Reststimmen in ganz Deutschland zusammengerechnet auf sogenannten 
Reichslisten. Beim Mehrheitswahlrecht ist der gewählt, der die mei­
sten Stimmen hat,und zwar in kleinen Wahlkreisen. Die Vorteile des 
Mehrheitswahlrechts liegen auf der Hand. Man spricht zuerst davon, 
dass das Mehrheitswahlrecht Splitterparteien beseitigt. Es führt 
vor al1em zum Zweiparteiensystem. Niemand kann es wagen, eine Partei 
zu gründen, nur um Generalsekretär zu werden. Es müssen sich die 
kleinen Parteien zusammenschliessen. Damit kommen wir zu einer Groß­
zügigkeit des politischen Lebens. Die grossen Parteien müssen mehr 
an das ganze Volk denken, an alle Klassei und Schichten, weil sie 
das ganze Volk erfassen wollen. vor allem führt aber das Mehrheits­
wahlrecht zu f.esten Mehrheiten im Parlament. Die Mehrheit und das 
Zweiparteiensystem flihren1 zu jenem Wechselspiel im Parlament, das 
die beste Form der Regierung darstellt. Eine Partei fiihrt, die ande­
re ist in der Opposition und kritisiert. Beide mUssen vorsichtig 
sein, die eine, weil sie nicht abgelöst werden will, die andere,weil 
sie jederzeit an die Macht kommen kann. Dieses System des Wechsel­
spiels zwischen Regierung und Opposition besagt nicht, dass nicht 
flir �estimmte Notzeiten eine Koalition eintreten kann (z •. B. Engl�d) � 
Beim Mehrheitswahlrecht entscheidet der Wähler unmittelbar. welche 
Regierung er will, wä:hrend man beim Verhältniswahlrecht selbst nach 
der Wahl noch nicht sagen kann, wie nun eigentlich die Regierung aus­
sehen wird, Es ist auch möglich, dass sich in einem kleinen Wahlkreis 
eine starke Persönlichkeit, die beliebt ist und Ansehen �eniesst, 
gegen jede Partei durchsetzt und ins Parlament kommt. Das Normale 
sind jedoch 2 Parteien. Beim Verhältniswahlrecht haben die Radikalen 
eine �edeutung. Sie können jederzeit mit �em Austritt aus einer Par­
tei und dem Eintritt in eine andere drohen. Bei� Mehrheitswahlrecht 
liegt das Schwergewicht bei den gemässigten FlUgeln, die sich berüh­
ren. Das bewirkt eine stetige Entwicklung, Vom Wahler her gesehen 
hat das Mehrheitswahlrecht entschieden Vorteile. Er kann in seinem 
kleinen Wahlkreis die Verhältnisse Uberechauen, kennt die Kandida­
ten, er ist nicht gezwungen, sich an eine Liste zu hängen. Man darf 
ohne Ubertreibung sagen, wenn man die Weimarer Republik. ansieht,dass 
das Verhältniswahlrecht zur Herrschaft der Mittelmässigen geführ�
hat. Schon deshalb ist das Mehrheitswahirecht notwendig� Wir haben 
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. jetzt in verschiedenen deutschen Ländern die Erfahrung gemaoht,dass 
sich vorerst auch ohne das Mehrheitswahlrecht ,grosse Parteien gebil­
det haben, und in einigen Ländern hat sich sogar eine eindeutige 
Mehrheit ergeben. Das ist ein Zeichen, dass das deutsche Volk ge­
lernt hat, dass es politisch reifer ist, als man glaubt. Wir mlts-
sen jedoch beobachten, dass bei Neuwahlen Absplitterungen von den 
grosa:en Parteien erfolgen. - Die i'?_oli tieohe Reife ist die Folge des
Mehrheitswahlrechts, nicht seine Voraussetzung. Wenn wir das Mehr­
neitswahlreoht schaffen, w.ird unser Volk gezwungen� grosszttgig po­
litisch zu denken. Dadurch wird die polit�sohe Reife besser geför­
dert. als durch jede theoretische Erziehung. 

Die Stichwahl ist_ ein sehr gefährliches Unternehmen, denn. gera=
de das Zweiparteien,system wird dadurch gefährdet. -
Es gibt Leute• die einen Kompromiss zwi'schen beiden Wahlr.echten 
schaffen wollen. Das ist aber ein up.mögliches unterfangen. Auch 
zur Länderkammer wird sich eine unmittelbare _Wahl empfehlen. Auf 
keinen Fall dürfen Vertreter von-den Regierungen delegiert werden.
Wir wollen.freie Männer in den Parlamenten haben! Jedenfalls hat 

1 

sich das deutsche System des Reich,srats mit von der Regierung ent= 
a. ,sandten Vertre�ern nicht bewährt.. _, 

· Bin bloss .aufschiebendes Veto ist sinnlos. Ein Einsiruchsrecht 
kann �-- in gewissen Punkten ge1ten, im allgemeinen mfi.ssen beide 
Kammern gleiche Rechte haben. 

Soll nun liber dem deutsche·n ?,esamtstaate· ein Präsident stehen
oder nicht? Mit unseren Reichsprasidenten haben wir schlechte Er­
fahrungen gemacht, die jedoch vor allem auf der Persönlichkeit beru-
hen. Ein Präsident ist bei einem Staate von der Grösse'Deutschlands 
u.nb_edingt erforderlich. Er muss den Staat nach aussen repräsentieren.
Vor allem ist es notwend:i.g, ein über .den Gewalten stehendes Ol:'gan 
zu haben, das dann ein

!
c.hl'eitet, wenn Konflikte zwischen beiden 

Kammern sich ergeben. ·Engltscher König}. Der �räsident soll keine
Machtstellung· haben, a er efn Regulativ sein. Er hat··das Re-cht der
Repräsentation nach aussen, das Recht der Beamtenernennung und 
vielleicht der Begnadigung in einzelnen Fälien. Er soll weiter das
Recht haben, die Volkskammer bei bestimmten Umständen auflösen zu 
können -und einen Mann mit der Regierungsbildung zu beauftragen. · 
Weitere Rechte kann er nicht bekommen. Wichtig ist noch die Frage �der Wahl des Bundespräsidenten. Wenn man ihn zu einer/Figur machen ,_,
wollte, wäre Volkswahl notwendig. In Deutschland wäre das aber 
nicht zweckmässig, vor allen Dingen, weil o.as- deutsche Volk so 
wenig Sinn für Poli.tik entwickelt hat. Eine Wahl durch Zusammen:= 

treten bei-=der Kammem würde zu einem besseren Erfo·lg führen.- Für die
Bundesregierung �rhebt sich die Frage, ob das System der Engländer 
oder Amerikaner gewählt werden soll, das parlamentarische oder das 
Präsidialsystem. Im Sinne der Teilung der Gewalten liegt an sich, 
dass sich die Regierung völlig unabhängig macht vo� Parlament. Wir
können uns die amerikanische Lösung des Staatspräsidenten nicht 
leisten. In Bayern hat man einen Mittelweg zu finden gesucht, in-
dem man sagt:· Der Landtag wählt seinen Ministerpräsident;en,- der 
Ministerpräsident muss nur dann gehen, wenn seine dauernde Zusamm,en­
arbeit mit dem Landrat unmöglich ist. Aber wann ist das unmöglich' 
-und wer entscheidet dies? Ausserdem wird hier ein Problem falsch 
gesehen. Die Regierungsunfähigkeit des Weimarer Reichstages.war 
zunächst eine Folge des Verhältniswahlrechts. Bei Mehrheitswahl 
ist die Gefahr von Regierungskrisen weitgehend ausgeschaltet./itarken

Wir müssen, wenn wir vom deutschen Aufbau sprechen-, überhaupt 
vom Wesen des Staates ausgehen. Im Mittelpunkt der Politik steht 
der Mensch. Der Mensch ist nicht Mechanismus in einer Staatsmaschine.
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Er ist kein Material, dessen Wert sich in Mark und Pfennig ausdrücken 
lässt. Die Würde des Menschen ist die Grundlage aller Politik. Alle 
staatliche-n. Gebilde haben die Aufgabe, den M·enschen zu d,ienen und 
die Aufgaben zu erfüllen, die der Mensch allein nicht erfüllen kann. 
Der Staat dienttden Bedürfnissen des Menschen und nicht umgekehrt. 
Das ist ein grundlegendes politisches Prinzip·. Es verstösst gegen 
die gerechte Ordnung, wenn ·ein höheres Organ sich die Rechte an­
maßt, die ein unteres bereits ausüben kann. Dies liegt gerade im 
Interesse der Demokratie. Es ist.also ursprilnglich das �echt der 
Person und der Familie, das Recht der Selbstverwaltung der.Gemein­
den, das Recht der einzelnen Länder massgebend. Von ihnen hängt 
da's Recht des Bundesstaates ab. Die Länder sind das primäre, der 
Bund ist das sekundäre. 
Fö:deraliamus kommt aus dem Lateinischen: fö·dus == BUndnis. D:t.es Wort 
besagt Freiheit und Einhei� zugleich. Die Zeit fti.r Kirchtumspolitik 
ist vorbei. Wir bekennen uns zu einem föderativen Bundesstaat. Der 
Föderalismus will das Eigenleben der Staaten. �aa Wesen des Bundes­
staates besteht darin, dass der gesamte Bund Staat ist und dass die 
einzelnen Te11e Staaten sind. Wichtig ist, dass die -Staatsgewalt 
zwischen Bund und Ländern geteilt ist. Hier liegt der Unterschied 
zum dezent�alieierten Einheitsstaat, der selbst die ganze Staatsge­
walt l:i>esitzt, währen:d man bloss die Verwaltung dezentralisiert und 
örtlichen Instanzen Uberträgt. Wer verfassungsmässig die Gewalt 
hat, kann sie aber jederzeit wieder zurUcknehmen. Wir müssen es 
verhindern, dass die Staatsgewalt ungeteilt ist. Teilung der Gewalt 
zwischen Bund urid Staaten, um die Freiheit zu echUtzen. 

Wie begrenzen vtir die Zuständigkeiten zwischen Bund und Län­
dern? Es gibt Gebiete, die ausschliesslich dem. Bund �berlassen 
werden. Es gibt Gebiete die ausschlies,alich den Ländlern fiberlassen 
werden. Es soll den Lä.nuern alles verbleiben, was sie selbst erl.edi,-, 
gen können, wozu man den �und nicht braucht. Rechte, die dem Bund 
nicht Ubertragen werden, müssen den Ländern bleiben. Der Bund darf· 
nicht selber seine Befugnisse fes'tsetzen, wie es ibm gerade passt. 
Er darf also_ niemals die sog. Kompetenzkompetenz besitzen. Im Ubri� 
gen scheint es wichtig, dae-s die Einheit in der Vlelheit g-ewahrt 
und die Freiheit in der Einheit gesichert wird. Eine Einheit des 
bUrgerlichen, des wirtschaftlichen, des a:·rbeitsrechtlichen und des
strafrechtlichen Geset�ee, aber keine Einhe+t der Rechtssprechung. 
Eigene Polizei-Hoheit der Länder. Die Finanzhoheit mu:ss geteilt 
werden zwischen Bund und Ländern. 

Für den T.enor der Verfassung ist ihre Entstehung von äusse.rst-::c
Wichtigkeit. Wenn eine Nationalversammlung sie allein macht, werden 
wir vor unilberwindlichen Spannungen stehen zwisc-h�n Ze.11ttralisten 
und Fö)deralisten. Es w:äre zu em:p:fehlen, dass sich die Länder erst
einmal zusamm;eneetzen und einen Verfassungaemt�rf ausarbeiten und 
diesen einer kommenden Nationalversammlung vorschlagen. Ferner m�s­
sen sie an der Beachlusafassun.g tiber die Verfassung beteiligt werde11. 

Herr . S i x schlägt im .Anschluss a.n das Referat folgende Dis-
kusa•ionspunkte vor: 

1. Ausgang der Staatsgewait
2. Grundrechte
3. Gewaltenteilung
\. -.Be r.uf s be amten tua
5. Unabhängige Richter
6. Volksentscheid und V.olksabatiD1mW1gen
7. Ein- und Zweill:aroro:P.rsys·tem
s. · stän.de- und I.änderkammern
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.,9. Kehrheits= oder Verhältniswahlrecht 
;t.Ott Jräsidemtenfrage 
11. Verantwortlichkeit. der Regierung
-l.2t Wesen des Staates
13·� Substilitä..tsprinzip ·mit Folgerungen
l.4-�- Fö.-deralistischer Aufbau
--1,5 • Kompetenzfrage 
�-6.t�� Yerfassungsgeriohtshof 
''l,.'f ,..; Verfassungsentstehung. 
�' ;.,,, 

Auf An.tr�s ·•� Herrn n u f h u es wird zuerst ilber das Thema 
Kontinuität dp Je�fassung und Deutschland gesproche�. 

ije.rr R � mN!a- o. h führt dazu aus, dass di� Fra"ge. der Rechts­
kontinuität der "e�fassung bei der gesamten Verfassungsdiskussion 
zu Unre6ht zu�ku.l,z gekommen sei. Die Frage der Kontinuität der Ver­
fassung hänge zu,ammen mit der Frage der Rechtegeltungskraft ·der 
Verfassung. D:l;_.8 leimarer Republik sei nur auf dem Wege fiber die Re= 
volutian zusta.}l� ,gekommen. Herr Rombach stellt die Frage, ob esJ 
überhaupt notw�ri(lJ sei, eine neue Verfassung zu schaffen, und die
V'erbindung mit d�m·Alten völlig abzubrechen? Er ist der Auffassung, 
dass in der g•1e�wirtigen Si tuatio.n ein legaler Ub.ergang geschaffen 
werden muss. »:1.e'�?rage sei weiter, ob die W-eimarer Verfassung noch 
Gültigkeit ha�J ,taer nicht. 

H'.err B u t,t e r  h o f schliesst sich dieser Auffassung nicht'
an. Seiner An•i�lt na�h sei Politik ein Vorgang des· :tßbens, und das 
Leben bestehe aue·raten. Der Zustand, dass Deutschland immer noch 
existent ist, sei allgemein bekannt und verdiene Beachtung. Man müs= 
se möglichst rasch daflir sorgen, dass dieses Deutschland wieder :tn· 
eine Verfassuq,g ,omme. Wir sind durch die hinter uns liegende Kata=_ 
strophe in der ·,IJi,ge, vollkom11en von vorne anzufangen. Deshalb könnte 
man eich im h�utigen Zeitpunkt ausdrücklich darauf berufen, ein 
neuea Recht zu echaf�en. Für uns ist entscheidend, dass wir in einer 
vollkommen ne�en�Situation stehen, dass wir uns heute im Gegenäatz 
zu Weimar ausdfij�klich auf die Rechte des Me.nsehen berufen. Wir le: 
betn heute im flQ.a'iaad einer verhinderten Revolution. Wenn dieser Zu= 
stal!lid nicht d' wi�e, hätten wir wahrscheinlicä schon eine Verfas­
sung, die aber ai.im, anders aussehen würde. als wir· es uns wünschten. 
Ausgangspunkt bel unserer Diskussion zur Verfassung sei, dass nichts 
übrig gebliebe• 1�t von unserem deutschen Reich, dass nichts übrig, 
g�blieben ist ·von einem Weimarer Staat, dass wir vollkommen neu an= 
fangen mlissen, · 

Herr Pr t e den s b u r  g ist ebenfalls.der Auffassung, 
dass man sich i'lte,ht auf etwas berufen könne, was sich ala :tal.seh 
erwiesen habet: »l• Yeimarer Terfassung sei lediglich dazu,· benutzt 
wo-rden,, dem ToüJ etwas· vor Augen zu halten. Schliesslich habe man 
doch gewirtso•t�et, wie.man woll.te. unsere neue Verfassung müsse 
dem augenblio-.iiQh.en Willen des Volkes und des Naturrechte emt­
sprechen11 

Herr ·n u f-h u e s  stimmt einer neuen Verfassung ebenfalls 
zu und verla.nat 11ne Volksabstimmung darüber. 

. 
' . 

Der Ant.rag «•• Herrn Du f h u e s  {lber die Kontinuität der 
Weimarer Verfan.-1 nicht weiter zu diskutieren, aber liber die Kon= 
tinui'tät dea �•.,.oben Reiches zu debattieren, wird angenommen. 

· Herr F �.i �de n s b u r  g ist der Meinung, dass man über
diese Frage niehi ,prechen brauche. Wir wissen, dass Deutschland 
besta.mden hat ·un4 weiter bestehen muss. 

-
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Herr Duefhuea führt aus, dass im Gegensatz zu den Verfassungsent­
wtirfen z.B. Badens oder NQ:rdrhein=Westfalen die Bayerisbhe Verfassung, . 
die bereits angenommen sei, im Art. 178 eine Bestimmung enthalte,naoh 
der Bayern einem kommenden deutsahen demokratischen Bundesstaat bei­
treten wird, der auf freiwilligem Zusammem�chluse der einzelnen Bun­
desstaaten beruhen sol1. Damit haben die Bayern zwar als Ziel d�r 
künftigen staatlichen Rege-.lung den Bunaesstaat ane-rkannt, aber sich 
die.Entscheidung dar�ber vorbehalten, ob sie diesem Bundesstaat bei-

. treten w.erden. oder n·icht. Die ame,tikanisohe;· Besatzungsmächt- habe 
die bayerische Verfassung angenommen mit dem Vorbehalt� dass die bay­
rische Staatsangehörigkeit notwendig verbunden sei mit der deutschen 
Staa�sangehörigkeit. Es ist selbstverständlich, dass Bayern si�h zur 
Kontinuität Deutschlands bekennt. Grundlage unserer künftigen Politik 
sei nicht die Macht, sondern lediglich das Recht. Das Recht sei gebun­
den an bestimmte völkerrechtliche Bestimmungen. Aus -Grtinden ·aer po:li- -­
tischen Sauberkeit und Klarheit, aus Gründen eines gesunden National­
geffihls, der Geltungmachung völkerrechtlicher Bestimmungen, di� nicht 
die einzelnen Länder in Anspruch nehmen können, sei es notwendig, ein 
klares Bekenntnis abzulegen zu der Kontinuitä.t Deutschlands. 

e Herr Pr i e d e n  s b u r  g stimmt diesen Auef�ungen zu, 
hält es aber für falsch, sich im Rahmen einer Verfassungsdebatte zu­
nächst juristisch zu unterha1ten, ob neutschland noch existent sei 
oder nicht. 

-

' 

Herr J a -e g e r ff.ihrtt aus, dass das Bekenntnismä.ssige mit der 
rein juristischen Frage nichts zu tun habe. E� sei nicht unsere Auf­
gabe, Qber das Völkerrechtliche zu streiten, sondern uns auf die un­
veräusserlichen Menschenrechte zu berufen, z.B. die Frage.des Friedens, 
der Gefangenen usw. Die Bayern werden siqh nur zu einem kommenden Bun­
desstaat bekennen, der demokratisch aufgebaut sei. 

Herr B u t t e r h o f  sieht den Sinn der Diskussion nicht ein. 
EntVfeder habe man die Absicht, an einen neuen deutschen Staatsaafbau 
heranzugehen oder nicht. Wenn etwas zugrunde gehe, masse etwas Neues 
geschaffen werden. 

Herr Du f h u e s  bet nt nochmals, dass die Jestfalen nicht 
daran denken, deswegen von der Einheit Deutschlands zu lassen, weil 
in einem Teil dieses Deutschlands A�ffassungen vertreten werden, die 
nicht genehm wären. Man sollte gemeinsam an'die Aufgaben herangehen 
und wti..rde dann schon zu einer Einigung kommen. Er beantragt Schluss 
der Debatte und bittet um Eingehen auf die Diskussio�spunkte • 

. Der Antrag wird abgelehnt. Es wird weiter diskutiert. 

Herr s k i b o w s k i. spricht besonders für die FlQchtli.11ge 
.und Umsiedler, die auch,in die Gemeinschaft Deutschlands gehören und 
die man nicht vergessen dUrfe. . 

Herr Friedensburg und auch Herr Haunhorst erklären, dass wir uns 
über den sentimentalen Begr�ff "Deutschland" alle einig seien, dass . 
aber aber die juristische Form der Verfassung geßprochen werden müsse. 
Herr Haunhorst fährt fort, dass Deutschland ein· Begriff sei, etwas 
Wirkliches, dass· aber ein durch evtl. eine der Besatzungsmächte zu 
schaffendes deutsches Reich noch keine Realität und für\u.ns etwas 

· sei, das wir unter Umständen mit Miss.trauen betrachten müssen. In die�
ser Lage müssen wir die Möglichkeit haben, in unserer Verfassung be-·
reits festzulegen, wieweit wir freiheitlich uns entschliessen können,
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einem uns au.foktroiert�n Reich zuzustimmen. Wird das deutsche Reich 
von uns j voh den Ländern selbst geschaffen j ist es selbstverständlich, 
dass wir ihm auch angehören wollen. Es ist eine Frage der politischen 
Vorsicht·, wenn in der. bay�rischen Verfassung hinsichtlich des Bei= 
tritts zu einem künftigen demokratisc�en Bundesstaat gewisse Vorbe= 
halte gemacht werden.· 

Ein Vertreter von Sachsen=Anhalt betont nochmals ß dass wir als 
J UNGE UNION uns doch darüber-klar seien j dass wir zu eiriem Deutsphland · 
Qedtngungslos stehen müsseno Wir dürften nicht wa�ten, bis sich von 
trgendwo her einmal die Demokratie entwickelt, sondern wir mU.ssen 
daran arbeiten j gerade als JUNGE UNION" die Demokratie zu erlangen" 
Wir wollen Deutschland bauen und keinen'Bu.ndesstaat, der vielleicht 
mit den einzelnen Gliedern einem deutschen Bund beitreten wir�o

H.err Krezdorn stellt nochmals den Antrag, die Debatt,e zu schlies=
sen„ Der Antrag wird angenommen„ Es wird in 'die 'Diskussion ti.ber die
obenangeführten Punkte e:ingetreten� 

1. Ausgang der Staatssewal t�.

Die kurze Diskussion ergibt die allgemeine Auffassung� dass 
Träger der Staatsgewalt das Volk sei„ Damit sei rechtlich alles ge= 
klärt und .. sonstigen Belangen Genüge getan. 

2. Grundrechte o

Es sollen behandelt werden die Tatsache von Grundrechten sowie 
der Katalog' der Grundrechte. 

1 

Herr Friedensburg erklärt, dass es in j-eder Verfassung Grundrech= 
te geben mtisse, die unaufhebbar· seien� Wie soll aber eine Verfassung 
sich gegen jemand wehren können, der die Verfassung benutzt, um unde= 
mokratisch zu.sein. Es gibt Zeiten, wo auch der Staat das Recht hat j

über das normale Maas hinaus in das Leben und in den Kreis des Indi= 
viduu.ms: einzugreifen. Aoer da einen Kompromiss zu finden, können wir 

-

heute nicht. Es kann überhaupt die Frage der Grundrechte in der Zu= 
.kunft nicht abgegrenzt werden. Wir können nicht wissen, welch&wirt= 
schaftliche und welche soziale Entwicklung in Europa Platz gre'ifen e 
wird und inwieweit die zukünftige soziale Entwicklung die uns heute 
n�twendig erscheinenden.menschlichen Grundrechte noch zulassen wird. 
Wir müsßen also gerade gegen.über dieser Gefahr unsere menschlichen 
Grundrechte verteidigen„ auf der anderen Seite si·e aber wiederum 
aufhebbar erklären können, um die Demokratie zu verteidigen„ 

· Die Diskussion wird unterbrochen durch das Ersc�e inen von
.,,. Herrn Dro. Jo.sef Müller, dem lo Vorsitzenden der 1CSU$ :Bayerns. Herr 

Dro Müller kommt·dem Wunsche, zur �NGEN UNION zu sprechen, gern nach. 
Er berichtet von der Konferenz mit Herrn Dre Schumacher in Hannover 
und ihren Fol.gerungen .• Zum Schluss app-elliert er besonders an die 
JUNGE UNION, sich ihrer Verantwortung innerhalb der Partei �ewusst zu 
sein, einen neuen Geiat zu schaf1en und endlich zu handeln. 

Herr D u  f h u e s  setzt die Diskussion Qber die Grundrechte 
fort und erklärt ,. ·dass man sich über den Wert einer Verfassung eben= 
sowenig Illusionen machen· solle wie über den Wert der Grundrechte. 

· Entwede·r es gelingt uns, die Menschen zu Demokraten zu· erziehen oder
die Grundrechte haben keinen Sinn. -.Die entscheidende Frage ist n.icht,
wie wir die Grundrechte formulieren, ·sondern die Frage des Gesetzes=' 

-9=
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vorbehaltes. Wenn wir uns dem Vorschlag anschliessen, den die SED ge­
macht hat, haben die Grundrechte keinen Sinn. Wenn durch je_de Verwal­
tungsordnung oder .sonstige itassnahme das Grundgesetz; aus den Angeln 
gehoben werden kann, haben wir kein Grundgesetz, sondern eine V·er­
fassung, · die abgeändert werden kann„ Wir mus·sen uns dagegen web.ran, 
dass Gru.."l.drechte wieder ausser Kraft gesetzt werden kö:nnen. Wir miis� 
sen weiter ernsthaft, erwägen, ·eine• Bestimmung in die Verfassung auf­
zunehmen, dass demjenigen., der die Verfassung angreift, der Schutz 
des Grun�rechts versagt wird, also l. Gesetzesvorbehalt und 2.Schutz
des Missbrauchs der Grundrechte. 

P· e t e r L o r e n z verweist auf die Gefahr, dass eine Ver­
fassung entstehen könne, die in vielem nicht das Z"WD Ausdruck bringt,
was wir Qder die anderen Kräfte in Deutschland wollen. wenn eine Ver­
fassung nicht in einem !:linwandfreien Rechfs·staat zustande kommt, soll 
man sie als vorläufig betrachten. Das sei notwendig, weil eine Ver­
fassung für eine lange Zeit geschaffen w.erden soll. � 

Herr R o m  b a c h  ist der Auffassung, dass es nicht richtig 
sei� die Frage der Ausserkraftsetzung der Grundrechte dem·Parlament 
zu ü.berlassen. Sehr wichtig sei es, den Gedanken des Schutzes der 
Demokratie in�die Grundrechte hineinzubaueh o

' 

Fred S a g  n e r  bittet, die Diskussion, die sich auf der 
einen Seite ins Uferlose verliere, etwas mehr zu forcieren. Es müss­
te auf die bereits vorhande�en-vorschläge in irgendeiner Weise �in­
gegangen werden•. 

'Herr Dr. Müller weist auf den bereits in der,Gesamrt-Union beste­
henden Verfassungsausschuss hin. Die JUNGE UNION könne verlangen, 
dort/einen entsprechenden Ausschuss vertreten zu sein. Die JUNGE UNION
solle insbeso_ndere versuchen, die Voraussetzungen zu schaffen,' dass 
es nur eine Verfassung geben werde. Im übrigen liege es besondere an· 
der JUNGEN UNION, klare neue Wege zu suchen und nicht zuviel Zeit 
mit Debattieren zu verlieren& /au.roh 

Vor der Mittagspause wird beschlossen, einen Verfassungsaus­
schuss nach Schluss der Verfassungsdebat1te zu bilden, der dann die 
Möglichkeit hat, mit dem Verfassungsausschuss der Union zusammenzu­
arbeiten. 

• 

Schluss der Sitzung 13.,30 Uhr. 

29. Mai 1947, nachmittags 14,30 Uhr.
1 

--------------�--------�--------�------- / 

Vorsitzender gibt bekannt, dass ein Antrag eingebraeht ist fest­
zustellen, von wem die Gäste, die anw�send sind, eingeladen wurden. 

S c h o l. z , Leiter des· Universi tä.tsauss-chusses, Thüringen, 
ist von Herrn Sagner eingeladen worden. 

Dr. 1 ? r e u e  , als Vertreter von Niedersachsen, wurde von 
Herrn Lorenz einge�iihrt. 

B e c k e r ,  Berlin, von �itgliedern der JUNGEN UNION. 
- -10-
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Herr J a e g e r wird im Anschluss an seine längeren Ausführun­
gen in der Vormitt�·gssi tzung gebeten, in die Diskussionen ü.ber die 
einzelnen Punkte einzugreifen. 

ijan ist bei Punkt 2 der Tagesordnung stehen geblieben. Dies.er 
Punkt geht jedoch im allgemeinen Tumult, Stiihlerü.cken etc. unter .• 
Antrag zur Geschäftsordnung: �s wird gebeten, dass die Herren pünkt­
licher sind.-Die Mitglieder werden hereingeholt. 

' Punkt 3 - Gewal.tenteil:ung = wird kurz gestreift. Man ist ·allge= 
mein der Auffassung, die Döppel=Mandate aufzulösen. 

Punkt 4 - Berufsbeamtentum. 
Es'wird festgestellt, dass CDU Beamtenpart�i ist. Man muss l.eider 

darauf hinweisen, dass in den öffentlichen Tiienststellen nach Partei­
zugehörigkeit geurteilt wird. Es sollen jedoch vor allen Dingen Fach= 
leute in die Verwaltungsstellen., ·.

J a  e g e r� Es geht um folgend�s� Soll unsere Verwaltung 
von auf Lebenszei.t angestellten f.achlich vorgebildeten Männern gebil= 
d�t werde·n oder ·sollen gewählte Leute ohne Vorbildung in den Verwal= 
tungen sitzen? Ein.erseits spricht viel für das Berufsbeamtentum., man e. ·hat damit gµ.te Erfahrungen gemacht. Andererseits wird vielfach die
Auffassung vertreten, dass das Wahlbeamtentum, besonders ·bei höheren
Posten wie Bürgermeister, Landräten etc. demokratischer sei.

K l a u c. k : Wir haben in Berlin und in der· Ostzone die Erfah­
, rung gemacht, dass Nichtfachleute Ämter übernommen haben, denen sie
in keiner Weise gewachsen waren. von einer bestimmten �artei wurde
politische ,Z,U,gehörigkeit verlangt und die Verwaltung zum Instrument

_ Ainer einseitigen politischen Richtung gemacht. Es ist deshalb not=
wendig, dass der Beamte nicht parteigebunden ist, sondern dass er·un­
ab�ngig und ohne Beeinflussung von einer Partei sein Anit ausübt. _' 
Wenn die Gewähr gegeben ist, dass er sich für seine berufliche Tätig= 
keit mit seiner ganzen Persönlichkeit einsetzt, so spricht das auch 
für das Berufsbeamtentum., sich wieder bedeutende Geltun.g zu verschaf­
·fen.

N e u m a n n : In der Ostz.one ist das Berufsbeamtentum grund­
sätziich abgeschafft. Jedoch wird in der Thüringischen Verfassung
im Artikel 47 verlangt, dass der Richter unabhängig ist von.Partei­
zugehörigkeit. Abschnitt 3 bestimmt durch ein besonderes Gerichtsver- 9
fassungsgesetz, dass er auch unabsetzbar ist, also auf Lebenszeit
angestellt. Ein Angestellter �ann aber jederzeit entlassen werden ...
Die Ostzone ist hierin nicht konsequent. Man ist in diesem Fall zu
der Ansicht gekommen, dass der Richter. nicht Angestellter sein kann,
sondern Beamter sein muss. Redner unterstützt ·den Antrag von Klauck,
dass wir in der Ostzone'zu.m Berufsbeamtentum kommen müssen •. 

L o r e n z: Wir haben uns über die Una:nfechtbarkeit der
Richter schon unterhalten. L. ist nicht grundsätzlich gegen Berufs­
beamtentum, gibt aber zu bedenken, dass es z .,. B. in Am'erika kein Be­
rufsbeamtentum. gibt. Nach einer Wahl wechseln sämtliche Leute ihre
Posten. Bei unseren he�tigen rechtlosen Zuständen könnte das aller­
dings eine Gefahr bedeuten. Er spricht sich jedoch-für den z�künfti=
gen Staat für ein Berufsbeamtentum in den.unteren Schichten aus j 

während die leitenden Posten durch Mehrheits-Wahl=Syetem gewählt 1und
mit fachkund�gen Leut�n hesetzt werden solle�.

Du f h u e s I Westfalen:_ Das Berufsbeamtentum [18:t durch zwei
Punkte eine wesentli.che Erschütterung erfahren„ In Westfalen ist -
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alleg vollkommen von der SPD beherrscht, viele Beamte wur�en entfernt 
und die Posten mit Nichtfachleuten besetzt. So konnte es p,assieren, . 
dass ein Arbeiter ohne die geringste Vorbildung plötzlich zum Ober­
re.gierungsrat avancierte. Es ist notwendig, ·diese· Messnahmen zu re­
vidier�n, nicht um die Ber1.1fs·akad-emikel' mit all�r !Jewal t in. den Sat­
tel zu heben, sondern um Fachleute in die Verwaltung hineinzubringen. 
B:ei dem Gedanken des Be�fsbeamtentume soll der Richter besonders ge­
schü.tzt werden. :Pie Arbeitsgerichtsbarkeit ist U.bergegangen in: Hände 
von Personen, die zwar ein.e gewisse Vorbildung habel!ll sollen, die aber 
nicht juristisch gebildet zu sein brauohe.n. Das ist e·in starker und 
bedrohlicher Eingriff in das Berufsbeamtentum.. Die Dinge müssen wie­
der in Ordnung gebracht werden. Die Beamten sind teilweise summarisch 
aus ihren Ämtern entfernt worden, später als einwandfrei befunden und 
wieder zugelassen worden. �edoch haben sioh,die Behörden gegenltber 
den Bee;mtep auf den Standpunkt gestellt, dass es ihrem Ermessen an­
heim gegeben werden sollte, we, wieder zugelassen wird o:der nicht. 
Redner tritt für das Berufsbeamtentum ein, das seiner Aufgabe ge­
wachsen ist und. eine objektive Verwaltung gewährleistet. 

�r' yorsi_tzenqe erhebt sich und gibt seiner Freude Ausdruck, 
den W-ertreter der amerikanischen Militärregierung, H�rrn B o 1 t· � n, 
begrüssen zu können. 

· a n t z e r Nordrhein-Westfalen:: ltan muss das Be·rufsbeamten­
tum.:. von zwei ei en attse em, ers ens von der politischen. �an. unter­
sche:ii.det zwischen. legislativen gewäh lten Beamten und executi-ven Be­
rufsbeamten. Hierbei is-t die Möglichkeit gegeben, das Berufebeamten­
tu1mweitestgehend zu entpolitisieren und durch diese·Zweiteilung den 
politischen Angriffe'n auf das Ber�sbeamtentum: die Spitze abzubrechen. 
zweitens kommt das soziale Moment in-Betracht. Das Berufsbeamtentum. 
bildet einen KOmplex, in den die L�ute aus Sicherheitsgründen hinein­
gehen und -zwar aus rein materiellen Interessen. Ein neu.es Kontrollrat­
gesetz sagt nunmehr:. "Versicherungspflichtig sind all.e Arbeiter, An- -
gestel1te und Beamte". Wenn der Beamte aber durch die Sozialversiche­
rung m�t einbegriffen wird. d.h. dass seine Altersversicherung nicht 
mehr vom Staate getragen wird, sondern von Versicb.erungsunternehmen, 
dann ist d-er ,Beam,te im Alter weitgehendst abhängig von den V!ariatio­
nen-dieser Versicherung. Durohgeführt ist dieeee.-E�1eriment in der 
russischen Zone und im ?,ande Hessen, während in Nordrhein-Westfalen 

-und Bayern dieser Weg nicht beschritten wordlen ist. Hier habeim sich
die Gewerkschaften eingesetzt und erreicht,,dass in1 den Sozialausschuss
der Rritiechen Zone die Diskussion Qber das Berufsbeamtent'UDJ! von Sei­
ten d.eF SozialversichEfrung nicht mehr zur Debatte steht. Jedenfall.s
sind die Angriffe von Seiten der Sozialversicherung flir das :Berufsbe­
amtentum. sehr gefährli.cb und können von eminenter l3edeutung sein.
M:ati darf-nicht vergessen, dass wir alie Substanzen ve�lor�n haben.
Hier wird es zu scharfen .Auseinandersetzungen komlllen. Wenn wir -das
�etu.fs�eamtentum fallen lassen, wtirden wir zu grossen Umstellungen
kpmmen und zwar zur soziologisch�n Umgestaltu.nge�. \Yelc_her V,:·ater-wü.r­
de dann noch sein Kind auf die höhere Schule schicken-und es studie­
ren lassen, was wird aus den geistigen Btmfen, :wenn die Beamten den
Angestellten in der Reichsversicherung gleichgestel1t-werden? Die
Lobnverhältniss·e sind dieselben, wie/aer, A.nge,stellten. Das wlh-de /ciie
ein allmähliches Absinken des geistigen ?U.veaus in Deutschland bedeu­
ten. Die meisten Studierenden stamm.en zudem. a,us den Kreisen des Be-

' rufsb-e,a.nrtentwns. Hier mu.ss in ganz Deutschland eine einheitliche Be­
stimnnuig gefunden werden. 

, Der Vorsitzende begrüsst nunmehr das Mitglied der englischen 
-Militärregierung, lis� Peepe. • -12-
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Lo r enz dankt Nordrhein�Westfalen für die Ausfü.hx-ungen. 
Die materielle Sicherung des kommenden Beamtentums ist gu.t durchzu­
denken.. Der Start zur Schule soll allerdings a.llen ·gleiohmäss:ig gege­
ben werden.·Denn fällt das Argument weg, dass die Elter� nicht mehr 
in der Lage Bind, den Kindern die. akademische Laufbahn zu ermöglichen. 
Wir.sind alle der Meinung, dass ein Berufsbeamtentum nicht �olitisoh 
s�in �oll. Es hat sich gezeigt, dass in der Britischen Zone die B�ger­
.r. .. i ·te1"', di m1:p�rteiisch sein sollten', von der SPD- gestellt wurden 
und keinerlei fachliche Eignungen mitbrachten. Ich bin grundsätzlich 
xtlr ein Berufsbeamtentum., jedoch muss der Nachweis eines wirk�ichen
praktischen Examens gebracht werden. Das 1-st Vorbedingung für ein 
�achliohes Berufsbeamtentum. 

G a  n,t z e r  - Nordrhein-Westfalen: Die'Gefahr der Politisierung 
der :Beamten ist im Au·genbliek nicht s·o gross. Nichtfachkräfte sind. 
nicht zu halten. Dagegen sind die Geda'nken der El t.ern, falle sie ihre · 
Kinder auf die Höhere Schu1e schicken, zunächst materieller Natur. 

, Wenn-sich das Studium bezgl. Verdienst-und Altersversorgung nicht 
mehr .lohnt, werden sie ihre Kinder lieber dem verdienstreicheren 
Handw�rk zuführen. e 

G r a l m � n n Sachsen=Anhalt, Spricht als Vertreter der Ost­
zone. Selbetverständl!ch wird aus der derzeitigen Situation heraus 
das Berufsbeamtentum bejaht. Zur Zeit in der Verwaltung durch Nicht­
fachkrä:fte das Niveau verhäl tnismässig niedrig. Bekenntnis zum Beru.f_s­
beamtentum.,. trotzdem Wunsch auf Zusicherung, dass die führenden stel­
len wie Bürgermeister, Landräte usw. politisch besetzt werden, nicht 
Beruf�beamte. 

Vorsitzender stellt die Frage: treten wir für ein Berufsbeamten­
tum. ein oder wollen wir in gewissen Grenzen ein Beamtentum, das aus 
den Parteien herauswächst. Glaubt jedoch, dass wir für ein Berufsbe­
amtentum eintreten und zwar :für ein neues Berufsbeamtentum., nicht im 
Stil der vergangenen Jahre. 

I 

F i n � e r glaubt nicht, dass die Vergangenheit des Be'rufabeam-
tentums in ieser Hinsich� schlecht .war. Es wurden stellen bis Z'Wll. 

Ministeria�at. einschliesslich mit Berufsbeamten besetzt; . dariiber 
hinaus, vom Ministerialdirigenten aufwärts mit politischen Beamten. 
Die .Anzahl richtete sich nach der ·Stärke der Koalitionsparteien. Die�·• 
s.es Verfahren sollte man beibehalten. Es ist �u fordern, dass auch • 
die politischen Beamten die entsprechende Berufsausbildung nachweisen 
müssen. '· 

-
. 

Lo r e n z� Tier Begriff der Vorbildung ist etwas falsch·ausge­
drückt. Man kann sich vorstellen,' dass ein Mann, der über Fachkunde 
z.B. auf wirtschaftlichem -Gebiet verfügt, absoiut geeignet ist.und
nicht über e.in Examen stolpern sollte� Die entsprechende Vorb:i.ldung 
kann ersetzt werden durch entsprechendes Fachwissen •. 

0 e s t e r l e i · n 2 Sachsen stellt :fes:t, dass in der Ostzone 
mannigfache Erfjihrü.ngen gesammelt wurden, nachdem man das Berufsbeam­
tentum, abgeschafft hat. Man wiinscht das Berufsbeamtentum in einer ver­
änd·erten Form, �icht den Beamten des preussi·schen Staates, abe-r auch 
nicht dem unpolitischen Beamten, der. sich vom Kaiserreich liber die 
Weimarer Republik bi,s in uns�re iage hinübergesc:hmuggel t hat. Das i-st 
ein -'\J'gument, das in der Ostzone immer wieder auftaucht. Es müssen 
gewisse SLcherungen eingebaut werden, dass Männer, .die Beamte sind 
und ihre ·politische Einstellung nicht verleugnen, ruhig Beamte blei­
ben können und n�c.ht in ihrem .Amt benachte-iligt werden. _13_ 
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Man kommt- nunmehr zu 
{ 

Punkt 5 - Volksentscheid und Volksabstimmung. 
/ 

Ja e �e r: Es geht darum, ob man bei einer kiinftigen deutschen
Verfassung as Gesetz dem Volk zur Entscheidung vorlegen soll oder 
ob ein Gesetz über den Volksentscheid geschaffen werden soll, Einer 
Volksabstimmung möchte er nicht das Wort reden. Deutschland ist zu 
gro�s, als dass man jeden Bauer abstimmen lassen kann. Es ist also 
Volksentscheid vorzuziehen. 

Vertreter von Nordrhein-Westfalen: Wir haben bereits bewiesen,. 
dass mit der Frage der Volksabstimmung n�cht das Richtige getroffen 
wurde. Das Neue Zentrum hat den vorschlag gemach�, dass·derartige 
Fragen im vorparlamentarischen Raum durch Volksentscheid geklärt wer­
den sollen, durch einen zweiten Volksen·tscheid können sie jedoch wie-

der geändert werden. Ist zu verurteilen, das neue Zentrum will sich 
'auf diese Art von der Verantwortlichkeit freimachen. 

B o c k , Dresden: Wenn wir vom Einheitsstaat zum Bundesst.aat 
gelangen, ist dadurch die Sachlage vollkommen verschoben. Rät daher, 
dem Volksentscheid vorsichtig gegenüberzustehen. 

-
Ha u n h o·r s t hält das Volksbegehren für keine geeignete 

Form. \ / 

I 

F i n f e r : Gesetzt den Fall, dass ein Lan,d·tag sich nach drei
Jahren sowe t von der Volksleitung entfernt hat, so muss es ei.ne Mög­
lichkeit geben, auf· Grund eines Volksentscheids den LandtagSllf,zulösen„ 
Er selbst ist der Ansicht, da�s keine Parlamentsdiktatur e 1.ntreten 
kann. 
Man geht zu 

Punkt '7 un,d 8 - Ein- od.er Zweikammer-System über. 

B o c k, Dresden fordert eine .Länderkammer. 
Vertreter von No·rdrhein-Westfalen fordert ebenfalls die zweite 

Kammer. Hierin sollen Männer gewählt werden, die durch ihren Beruf 
besondere Verantwortl.ichkei t tragen, er denkt hierbpi an Vertreter 
der Kirche, der Schule etc, Die �raktion der KPD besteht nur noch 
aus Parteisekretären. Bei der SPD liegt der Fall ähnlich. Im Parla­
ment soll jedoch nicht nur diskutiert werden, sondern praktische 
�rbeit geleistet. 

B o c k , Dresden spricht nicht nur von Vert.retern der Lä.nder, 
sondern auch von Vertretern der Stände. 

Ha u  n h o r s t fragt an, welche Aufgabe denn diese zweite 
Kammer haben soll. Wer :wählt die Vertreter, wenn sie ständisch ,zusam� 
mengesetzt sein soll? Mit einem Versuch der zweiten Kamme.r, sowie 
in Bayern, hat man keine guten Erfahrungen gemacht, 

Vertreter Jaroni?) meint, die zweite Kammer soll 
ein -1n eg 1.e eg erung Gesamt-De-q.tschlands und den 
Ländern sein. 

K 1 a u c k fli.h.rt als Beispiel an: Es gibt vertikale und hori-• 
zontaie Gruppen. Horizontal sind die Organisationen, Gewerkschaften., 
Handwerkskammer usw, Yielleicht kann man auch den Kulturbund:dazu 
rechnen. Ver�ikal sind die politischen Gruppen. Es ist unmöglich, 
diese zwe•i Ding.e durche inanderzumengen. In de'r Ostzone wird der Ver-� 
such gemacht", Parteien und Organisationen du.rohe inanderzubringen, 
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das ftihrt aber zu unklaren Verhältnissen .. · Es ist n�)twendig, dass man 
den horizontalen Gruppen J.h.tre beratende Bedeutung gibt, die Entschei­
dung muss bei den Parteien l:iegen. 

G a n t  z er , Nordrhein=Westfalen� Weist auf die Gefahr hin, 
die dem politischen Sekto\I' von den. Gew.·erkschaften droht. Die Gewerk= 
ochaften versuchen mehr. und mehr �influss zu gewinnen. Sie sind 
selbst in den �inisterien nicht mehr beratend tätig, sondern aktiv. 
Zah:!. der Mi·tglieder ist enorm gestiegen. Wir alle ni.essen diesem Mo­
ment viel zu wenig Bedeutung bei. Durch die Fr.age des täglichen Bro­
tes 'befinden sich die a-ewerksohafte:n an erster Stelle. Z,B. haben 
sie in Daisburg innerhalb von dI'ei Tagen bei einer Demonstration 
75.000 Mann-auf d�e Beine ·gebracht. Man�soll auch die suggestive 
K.raft der Gewerkschaften nioht unterschätzen. Wir können die zwei­
te Irammer nicht mit irgendwelchen Wirtschaftsvertretern besetzep. 
Wenn wir das machen, werden die Gewerkschaften bald eine führende 
Rolle spielen. Die zweite Kammer muss mit I.ändervertretern besetzt 
werd,en. 

. 

I 

Lo r e n z : Es ist noch festzustellen, wie die Vertreter in 
der zweiten Kämmer s-e in sollen. Möglichst von allen Ländern gle ichmäs= e 
sig. Ausse�dem dürfen sie nur vom Volk gewählt werden, damit nicht 
irgendwelche Leute hineilldelegiert werden. 

Ja e g e r  stellt fest, da8s der Gedan�e der Ständ�kammer in
den einzelnen !,ändern etwas fli.r sich hat. 

Abstimmung ergibt eindeutig, dass mit wenigen Ausnahnren für Län­
derkammer gestimmt wird. Es muss weiter über die Zusammensetzung 
der Kamm.er disku:tiert werden. Auch wird nochmals betont, dass wir 
keine Gesandten. von der �egierung· wollen, sondern freie Abgeo·rdnet.e. 
Ob direkt vom Volk oder indirekt durch den LB.E,dtag gewählt, ist 
gleichgültig. Fragen, auf wieviele d-ahre die Länderkammer gewähit 
werden soll, Zahl der Vertreter (ob zwei oder vier), sollen dem 
Ausschuss vor Entscheidung überlassen bleiben. Wichtig ist lediglich, 
dass die Vertreter paritätisch und durch Volksentscheid gewählt
werden. , ' . 

Pwlkt 9 � Mehrheits= und Verhältniswahl. 
J a e ·g e r wird aufgefordert, sich hierzu zu -äussern. lehnt 

aber ab, sich ausführlich darliber auszulassen, da sich alle einig e 
sind Qber Mehrheitswahl. 

' 1 Es wird gegen Mehrheitswahl nur mit einer Stimme (Hambur.g) wi-
dersprochen♦. 

Es en.tspinnt sich jedoch eine Debat·te über die ICreisvorsi tzenden. 
Sie können sich niqht selbst als Kandidaten aufstellen. Hierzu wird 
festgestellt, dass das Mehrheitswahlsyst'em ein System der Persön­
lichkeit ist. Es kann sich keine Partei den Luxus leisten, ihren 
Kreisvorsitzenden zu nennen, nur weil er Kreisvorsitzender ist,son&• 
dern er muss in erster Linie eine Persönlichkeit sein. Es beateht 
keine Gefahr-, dass .unfähige Leute an die Sp_itze gelangen-. Soll.te 
ein �eis dies beabsichtigen, schneidet er sich ins eigene Fleisch. 

Vertreter von Hamburg ·tührt·aus, uass er nicht grundsätzlich 
gegen das Mehrheitswahlsystem gesprochen hat, sondern nur ein Beden= 
ken vorgebracht habe. Eines Tages wird der Ruf na.ch Persönlichkeiten, 
nach dem starken ·Mann laut werden. = Einwurf� Englar;i,d ! 
Greift diesen Einwurf auf. D.ie englischen Verhältnisse kann. man nicht 
auf· Deutschland anwenden •. Das deutsche Volk ist politisch noqh nicht 
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so reif, wie 'das englische Volk. Dann müssten wir uns zu einer Rich­
tungspartei entwickeln. 

I g i e ·1 : In der o·stzone besteht ebenfalls eine Abneigung 
gegen das System. Uns geht es ja nicht wn die Poste.n, sondern um die 
Demokratie 1 . 

W i · l h e 1 m Bayern fWl..rt aus, ·dass schon die alten Römer
nach dem M-ehrhefts-1'rinzip wähltel_?. , ' 

Dr. S 1 x ist der Meinung, dass man die Sache nicht theore­
tisch, sondern• praktisch ansehen muss. Wenn man die Parlamente an­
sieht, fällt einem auf, dass die Köpfe fehlen. Es muss zwischen Ab­
geordneten und Wähler ein Kontakt. hergestellt werden, der viel besser 
durch das Mehrheits-Wahl-�ystem herausgebildet wird. Auch hier müssen 
wir zu neuen Formen der Politik kommen, indem man das Volk zu einer 
politischen Verantwortung mit heranzieht. We·nn aber irgendwelche Leu­
te an der Spitze stehen, die von einer Liste herrühren, kommt dieser 
Kontakt nie zustand&. Wir mttssen uns daher fUr das ltehrheits-Wahl­
Sys,tem einsetzen. 

Es wird Herrn Dr. Six entgegengehalten, dass·auch bei Mehrheits­
Wahl.:..System nicht immer die besten �ute erfasst werden. Daher trotz-
dem Liste, so unschön das sein ·mag. 

Vorsitzende.r exhebt sich, um Prof. Dovifat zu begrüseen. 
L o r e'n z: l�t persönlich für dae uneingeschränkte Mehrheits­

Wahl-Byatem. Die schlechten Erfahrungen, die man im Verhältnie-Wahl­
Sylcem gemacht hat, zeigen schon, dass es falsch war. Die Gefahren 
der Einführung des Mehrheits-Wahl-Systems in der Ostzone sind ihm 
durchaus klar. Aber in einem zuki.lnftigen deutschen demokratischen 
Rechtsstaat müssen wir zu diesem Recht kommen. In der endgültigen 

, Verfassung ist das Mehrheits-Wahl-System für die Durchsetzung einer 
Demokratie unentbehrlich. 

- ' 

Ja r o n i ,  Sachsen-Anhalt meldet sich nunmehr ebenfalls gegen 
das Mehrheits-Wa:hl�System. Wir müssen uns auf den B9den der Realität 
stellen. Bei einem Mehrheits-Wahl-System fahren wir auch nicht besser. 
Er verweist auf das Beispiel in Bayern. Di'e Kommun.ieten sind nicht 
mit ins Parlament gekomme.g. ·Haben. daher ausserparlamentarische Grup.­
�en gebildet und arbeiten einfach so. ttben Kritik an der Regi rung. 
In der Ostzone ist ein Verhältnis-Wahl-System durchgeflihr�, wonach 

• die einzelnen Kreise eingeteilt waren, die die Kandidaten nannten.
Die Parteien waren dafür verantwortlich, geeignete Persö.rrliohkeiten
aufzustellen. Man hält dieses für die beste Regelung. J edenfalI.s wa.t

. es eine gangbare Ubergangslösung. - ·
Ve�treter von Bayern schlägt vor, einen Beschluss zu fassen: 

Die Junge Union fordert das Mehrheits-Wahlrecht für eine kommende 
deutsche A�stimmung, weil eie darin die beste Lösung für. eine kommend� 
Verfassung sieht. 

/ 

. L u s :t e r widerspricht. Wir haben heute den zweiten Tag der 
Jungen Union. Am ersten Tag hat man denselben Beschluss in derselben 
Weise bereits schon einmal gefasst. Aus diesem Grunde hält er -es nicht 
für nötig, dass,dieaer Beschluss nochmals gefasst wird. Man kann ihn . 
höchstens bestätigen. 

Vorsitzender ,schreitet zur Abstimmung über das Mehrheits-Wahl­
·System. Die überwiegende Mehrheit ist dafUr,n,µimehr 4 Stimmen da-·
gegen.

,I 
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· Punkt 10 � Frage des Präsidenten.

I f i e 1 setzt sioh dafür e1.n t e inf!!.l Staai;sprä.sidenten durch
das Par ament "wählen zu lassen, der Vollmachten .tiat, die dem franzö-
sischen Präs�denten oder dem englischen König.entsprechen. 

Dr. B o c k ist der Ansicht, dass.es den einzelnen rändern über­
lassen bleiben muss, ob sie einen Präsidenten wollen oder nicht. 

J • 

J c:1. e -� ,c r entgegnet, dass es keine einz;i,.ge I,ä.nder-ve·rfas.sung 
gibt, die einen Staatspräsidenten hat. Wenn die einzelnen Länder ihre 
1YI1uisterpräsidenten Staatspräsident nennen, so ist das ihre �igene An, 
gelegenheit. Wir wollen uns höchstens mit der ·Frage des Bundes-Präsi­
denten b-efassen; Die Delegiert1�n sind sich alle e'inig darüber, dass
wir einen Bundespräsidenten brauchen, der die ganze Nation vertritt. 

. Es'taucht die· Frage aQf, wer i.hn wählt und.welche Aufgaben er zu 
erfüllen hat. 

Man stellt f'est, dass difl Präsidenten=Frage ·zu der. Frage des fö:­
derativen Aufbaues gehört. 

' 
I 
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stischen Aufbaues werden in den Punkten 9, 

0, und zusammen e ande ·t. 
Dr. B o c k: Wir mttssen aus der Vergangenheit, aus'der Weimarer 

Zeit lernen und müssen vor allem von der formalen Demokratie zur realen 
'Demokratie kommen. Das GJeiche bedeutet das Prinz:lp. 1ies Föderativen. 

Die 1änder müssen in e�em föderativen Staatsaufbau zu selbständigen 
Staaten werden. 

B u t t e r h o f : Zum föd.era t:tven S·taatsaufbau ist folgendes 
�t...1. .aagen: Es ist das Wort gebraucht wo.rden, man möge sich den Gegeben­
heiten anpaseen. Diesen Gedanken muss ich grund�ätzlich ablehnen.Wenn 
wir 'uns anpassen wolleri, . dann brauchen wir ked.ne Poli.tik zu machen. 
Angepasst haben wir uns jahrelang. Die Frage, ob Länder staatliche 
Pe�sönlichkeiten sind oder nicht, steht hier nicht zur Erörterung. 
Sie sind es nämlich nicht. Was � edoch nioht ·besteht, ist der deutsche 
B:u,ndesstaat, von dem wir peden. Wenn wir=um ei.nlBeispiel zu nennen = 
eine Ehe eingehen, dann wollen wir, dass die Ehe zwischen gleichgesinn­
ten Staatsindividu�n abgehalten wird. Einen solch schlechten Bund, wie 
die Weimarer Regierung es war, wollen wir .nicp.t, wieder e.rlel,en. Es 

A muss ein Staat zua1iande kommen, in· dem die einzelnen die Möglichkeit „
haben, sich frei zu entwickeln. Nur ein solcher Staat ist in der Lage, 
Beiträge zu. leisten. Es wird notwendig sein, die staatliche Selbstän­
digkeit soweit gehen zu lassen, als es im Bundesinteresse überhaupt 
möglich ist. Die Frage des Verhältnisses zwischen Ländern u.r.i.d Bund 
ist keine Frage, die mit Ordnung der KompetAnzen abgeschlossen ist, 

. sonde·rn .sie geht h·inaus ü.ber ganz Europa. Den Bund müssen wir mit 
allen Vollmachten ausrüsten, die man ihm geben kann •. Aber wenn das 
Mitbestimmungsrecht der Länder einges�hränkt wird, werden wir w1ieder
eines Tages dort stehen, dass ein Entschluss zustande kommt,. 'an dem 
der ganze EUnd und·alle I,änder zu tragen haben werden. Je genauer 
die Kompetenzen der Länder und des Reiches abgegrenz� werden, deeto 
grösser ist der Gewinn, den Deutschland davon haben wird. Wa� nützt 
es, wenn wir ein deutsches Reich �u.:fziehen, wenn wir von. vornherein 
fü:rchten müssen, dass Zentralmacht Ur.ls in Gefahr bringen kann. Unsere 
Politik darf sich nicht auf Machtpolitik gründen. Es tst unsere Pflicht, 
alle Sicherungen einzubauen, d.:i„e einzttbauen sind. Es bleibt die ein•=­
zige Möglichkeit, die einzelnen ptaaten alR das anzuerkennen,· was sie 
sind, nämlich als Staats=Persönlichkei-ten und sie zu ei.µem Bundesstaat 
zusammenzuschliessen„ Redner wählt das Beispi.fal ein.es Hauses·. Bas Fun­
dament ist yorhanden. Die I,ä.nder sind die einzelnen, ·verschieden -l?= 
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grosaen 3immer. Das Dach fasst al1e zusammen. - Auch auf die Frage 
des St�atspräsident_en gibt es zwei Mögliclike;Lte.n, entweder man 
läßst ihn direkt wählen und zwar in ganz Deutschland. eine Wahl, ,.um 
ihn. zum, Repräsentanten ileutsch.land zu · machen, oder indirekt durch 
das Parlament, wäh.len wir den _Präsidenten direkt, dann haben w.ir 
den Vort�il der spontanen ··: Ausserung der Wähler� andererseits al­
lerdings auch eine politische Erhitzung q.er Leidenschaften. Die an­
dere Möglichkeit ist, den Präsidenten aus den be:.ideri .Ka�mern heraus­
wählen lassen. In diesem Fall wird der Präsident allerdings gewählt 
von einem Gremium, dass er unter Umständen später selbst auflösen 
im.iss. Wie ist die Frage zu lösen„ dass der Präsident sich nicht zu 
s iohe r fiihl t in seinem gewälil te.n Amt? 

Der Vo.rsi tzende erhebt sich, um nunmehr auch den Vertreter der 
Sowj.etlschen Besatzungsmacht zu be_grü:sseri! .. 

K 1 a u  c k ist fest davon überzeugt, was der Vorredner ausge­
flihrt .hat. Nur in einem Punkt muss er wide-rsprechen: der Ausgangs­
p:wikt )ntisste in unaerer Grundeinstellung etwas an·ders sein. Wenn 
der Vergleic,h von der Ehe gebraucht wurde, so ist er der M'.einung, 
dass wir schon mal verheiratet waren, dass diese Ehe lediglich un­
ter:brochen wurde. Und vo� dieser unterbrochenen Eir1heit; mti.esen wir 
aµsge4en,. um. zu.neuen Resultaten zu kommen. 

. , 

J a r o n i - sachsen-Anhal t: Es klingt etwas zu stark nach 
dem Sprichwort "Der starke ist am mächtigsten a+lein". Man muss
sich liberlegen, wie weit die Gew:alten der- Ze�tral,regierung und d.er 

_Lä,n.derr·egierungen verteilt sind. Es darf .nich.t eo weit gehen, dass 
die Länderregierungen die Bu.ndes;-egier·ung :au:fsi tzen lass�n können. 

8 a g n.e r stellt fest, dass es die deutsche Veran1agung ist,
von eliietn Extrem ins andere zu. fallen. Ober kleine �kte zerbrechen 
wir uns den Kopf und lassen .4abei das g�osse Ga·�.ze ausser acht. Was 
wir über der Debatte·nicht vergessen wollen: Wir.haben .Staatsaufbau 
und verfassung in- den Vordergrund zu stellen. Das _Beispiel des Hauses 
wahr sehr·gut. Nur dUrfen wir nicht vergessen, das Hau� ist noch 
vo.,rhanden. · es besteh� noch, e.s muss led�glie:h re!!QViert werden ... Das 
muss unsere Aufgabe in der Debatte·· sein'. Das Haus muss in dies .er, 

'Form bestehen bleiben. Ob föderativen Staat ode,r dezentralisierter 
Einhei t·s.staat: eines Tages stehen wir vor der Frage, ol;> w'ir uns flir 
ein oder zwei Verfassungen entscheiden müssen. Wir sind all.e damit 
e inverstan,den, dass1 ein föderativer Sta,atsautbau unbedingt no,twendig 
·is1? ... -. 
' 1 Dr.· B O C k : Wir werfen dem· Marxismus m1t Recht vor, .dass e1•

glaubt, den Föderalismus eindeutig auf unSere Lage ttbertragen. zu. 
können.· Wir woilen jedoch nicht in den.splb�� Fehler 

1
verfallen. Es 

geh�.·:ftir uns 1:n: e.rster Linie· darum., einma;t die Ei,nheitl,.ichung unse­
res· Staat·es zu garantieren und die, Grenzen der Staatsgewalt aufzu-
.atell.�n. 

· · · 

- �·-. . 1 • 

. Ar d e n(?), Westfaien; �ekennt eich zu 'einem bestehenden 
µeutschiand auf b�desstaatlicner Grundlage. Hält es nicht fttr rich� 
tig,. �ie Aufgapen des :sunq.e.eprasid,ent'en .schon jetzt zu· erörtern. 
Wie zu. .wähle·n ·ist, diese Fr�ge ist ebenfalls . später Sache der· 
Kammern.· · 

1 · ,  
• 

, � 

·tu s t  e r  scheint zwei seelen in seiner Brust zu.vereinigen • 
. Er·f�det, dass von beiden. Seiten beachtliche Gedanken kommen. Je­
doch die· �orm ist nicht das En.tsoheidende •. Er entgegnet Herrn Butter��· 
hot aµf s.einen Hausvergleich, dass ein aolches Haus nur einen Haus­
herrn ·haben könne, sonst warde es eich. nur um möblierte Zimmer han-, 
deln·ti.nd das wollen wir keinesfalls. In der Spannµng zwischen Angst 
und Zwe.ck�äs�igkeit soll das Fundament niqht die Angst sein. Wir müs-� 
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sen den Mut zum demokr,atischen Geist haben. 
Der Vertreter des•Kreises Holstein bi.ttet, qie Form kürzer zu 

wä,hlep. Wir müssen schliesslich zur praktischen Arbeit kommen. Wenn 
das, gesunde Gefühl des Volkes mi�sbrauoh,P worden ist, so ist das 
kein Grund, dieses Gefühl zu negieren. Es geht darum� dass dieses 
Gefühl nicht wieder missbrauch� wird. Wir sind kein Debattier-Klubt 

. 

F i n g e r ✓ t Württemberg:. Die süddeutschen Staaten ha·ben die 
bero�htig·t� fucn, dass Deutschland sich wieder. zu einem Einheits­
staat entwickeln möchte, die norddeutschen Vertr�ter haben •die 
Furcht, dass sich· in Süddeu.tschl'and eine Art von Separati.smus breit 
macht. Diese Furcht auf beiq.en Se-iten ist nicht begründet. D�e Süd­
deutschen wollen keine Auflö13ung Deutschlands. Wir sind hergekommen, 
um über ein Deutschland zu beraten, wie wir es uns denken. Wir befin­
den uns alle auf derselben Linie, nämlich dem Gedanken des Bundes­
staates. Wir haben Länd�r mit einer eigenen Verfassung und ob wir 
es wollen oder picht, sie bilden die Grundlage unseres künftigen 
Staat-es. Wir.wollen einen Bundesstaat haben, in dem d'as gesamte 
Volk durch die Kammern vertreten ist. 

Vertreter der Pfalz� Es ist das Wort Separatismus 1gef�llen. • 
Verwahrt sich dagegen, dass den Rheinpfälzern .dieses ständi.g. zum 
Vorwurf gemacht wird. Sie wünschen genaue� güt gen föderative)} Auf� 
bau e;i.nes Bundesstaates. 

W i l h e lm , Ba�ern möchte in d'ieser Frage endlich zu einem "
endgü!tigen Abschiuss ommen und stellt fest, dass wir einen deut­
schen Bundesstaat haben wollen. 

Es wird eine Pause von 10 M�nuten.einge�egt. 

• Nach der Pause zunächst

Punkt i5 = Kompetenzfrage� I' 

1

Ja r o n i - Sachsen�Anhalt führt hierzu aus, dass wir es uns
aus unserer Notlage heraus nicht leisten können, in all.en Ländern 
·eine Sonderpolitik zu.betreiben. Es wurd� vorgeschlagen, dass u.a.
Schulpolitik, Sache der Iän.der sein ßOll. Das ist ein Unding. Die
Umschulung wäre mit erheblichen Scnwierigkeiten verbunden. Die
Schulpolitik, muss für ganz Deutschland einheitlich· sein, es muss 
einheitliche Lehrpläne.geben. Lr betrachtet die Dinge nicht nur von
der wirtschaftlichen Seite aus, sondern geht davon aus, dass·w1.r
im Kulturleben ·von einer deutschen Kultur sprechen':u.nd ,nicht von
einer süddeutschen oder sächsischen.

, 1 

B u. t t e r h o f muss. hierin strikt widersprechen. Di.e deut­
sche Kultur ist gerade das Gesamtbtld eine.r u.nendlieh vie1:fal tigen
Entwicklung in den einzelnen Lä.nd�rn. Wenn wir zu einem einheitli­
chen Schulwesen kommen, führt dies?s zu einem Me�hanismus„ D'ie Not 
kann 1nich-t dadurch b�seitigt werden, dass man sie mechanisier+,. Ge-· 
wisse Angleichungen wird man dem Bundesstaat überlassen, damit,ein 
einheitlicher Bildungsabschluss erreiqht wJ.rd • 

• 

Dr* Sixt ist für Nordrhein-Westfalen ebenfalls der Ansicht, 
dass die kültürpoli.tik grundsätzlich Sache der Länder sein �ss. 

Dr.Bo ck steht auch auf dem Standpunkt, dass der Bundes­
s!taat zwar die Möglichkeit haben soll, gewisse Richtl'l.nien heraus­
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zugeben,-.im übrigen aber die Schulpolitik von den einze.lnen Länderia. 
getrag�q �erden soll. / • 

7 

Dr, . ,S i x t bezeichnet als Aufgaben des Reichs grun.dsä,tzlich 
die Aussenpolit1k, dann das verkehre-, Post- und Finanzwesen, zu­
gleich die Jus.tiz. Pol'izei ist grundsätzlich Sache der einzelnen 
Iänder. Die Wirtschaft muss so gestaltet werden, dass eine Zusammen­
arbeit zwischen rändern und Reich unter Vorsitz· des Bundesstaates 
erfolgt� 

Ja e g e r  möchte die Frage der Wirtschaft zurückstel1en und 
am morgigen Tag behandeln. Wegen Finanzen schlägt er. Teilung 4er 
Finanzhoheit zwischen Bund und Ländern vor, Justizeinheit qes 
Reichs, aber Justizverwaltung Sache der Iänder. 

1 

Nächster Punkt: Verfassungsgerichtshof. 

J a e tJi r erklärt, dass Aufgabe des, Verfasstµ1gsgericht.sh�l'fes
·die Einhai g der Kompetenzen ist. 

) 

Der nächste Punkt: 11 :BUn.des- und Länderfragen" ist bereits er­
�edigt. 

Punkt 18: Verfassungs-Entstehung. 

J a r o n i : Die Iänderregi�gen sind in vi'elen Fällen gehan­
dicapt. Die Parteien sind die Berufenen zur Ausarbeitung der Ver­
fassung„ 

H a u  n h b r s t :  Die Verfassung muss von den Ländern ange­
nommen werden, wenn die Volksvertretung sie gebilligt hat. 

' -

Lo r e n z :  Man ist soweit, eine deutsche Verfassung schaffen 
' ZU wollen und Nationalversammlung einzuberufen. Die Verfassung soll 
geschaffen werden von einer versammlung des Volkes. Ruft,man nun die 
Ländervertretungen ·zusammen, um darüber abzustimmen? 

' ✓ 

. 

Bu t t e r h o f : formuliert die Verfassungsentstehung: 

"Die Verfassung ist durch die Nationalversammlung und 
die Ländervertretungen anzunehmen"•� · 

S a g n e r ·:: wirft d.i� Frage auf, was geschieht, wenn. die 
'Verfassung von anderen Ländern torpediert wird. 

' 1 

H a u ·n h o r s t :: Verfassung wird ausgearbeitet von einer 
vom Volk gewählten Versammlung. Di.eser Entwurf wird den !änderver­
tretungen vorgelegt und muss mit zwei Drittel Mehrheit angenommen 
werden. 

(Su'tisidial.itäts-Prinz ip }'. 
' 

' 

. 1 

Vorsitzender schlägt vor, einen Ausschuss der Jungen Union zu 
bilden, der• dem Verfaasungs.ausschuss be_igegeben wird • 

. 

Dr. ·S � x t bittet, diejenigen die Zeit haben, etwas davon 
verstehen und Interesse zeig'en, sioh zu melden. 

, . 

.W i 1 h e 1-m- ·gibt die Aufgaben bekannt: eine'primäre, die 
Richtlinien zu f'ormulieren, damit am Sonnabend zu einer entlgül.ti­
gen Fassung geschritten werden kann, zweitens die Mitarbeit. des 
Ausschusses der Arbeitsgemeinschaft. � -:2v-
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Fi nge r bi�tet noch festzustellen, wer von der Jungen Union 
i,n den V'erf'ass�gsausschuss delegiert ist. Es ·wird nur Dr. D i e t 1 , 
W-drttemberg, genannt. 

Es sind· fo,lgende Herren zur Mitarbeit bereit:, 

Ha1lllhorst, Jaeger, Butterhof, Dufhues, Jaroni, Dr. Sixt, Lorenz 
und Rombach. Hiervon wollen drei· Herren genannt w�rden, die dem Aus­
�chuss zugeteilt werden. 

Die Sitzung wird g�schlossen. 18, 10 Uhr� 

30. Mai 1947.

, \. -
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1 e r er a t Jr • :B o c k 
Freilug, den 30 ♦ 5�1947 

Gegli�dert in 4 Kapitel: 
1.. Notprogramm und Behebung wirtschaftlicher und sozialer 

Störungen · ' . 
2. Grundlinien unserer neuen Wir·t1.:1chaftsordnung
3. Grundlinieia der neuen Sozialordnung

4. Frage des Sozialismus„

Wenn. wir nach 2 Jah.re-n zu.1•iicksc.hauen auf die b i.ehe1„ gele iste-te· Arbe j_-t, 
so stellen wir einen eigentümlichen Kreislauf fest, dass wir beginn.end 
mit No.tpr9grammen und verschiedensten Sofortmassnahmen üi.ber grosse 
wirtschaftliche und soziale, Programme heute wiederum beim Nötprogramrn 
angelangt sind. Wir stellen fest, da1;3s Wi·r tms in der Theorie über 
die wirtschaftliche und soziale Not hinweggesetzt haben und sehen 

•u.ns wieder gezwungen, mit ganz bescheidenen Notforderungen aufzutre�
ten. Wir brauchen nu..r einen Blick in die presse zu werfen„ Überall
wird wieder von Notprograrnm.en geschrieben, von Massnahmen, wie die
Ernährung zu.· sic.b,ern, d i..e Wohnungsfrage zu lösen ist und ausreichen-­
de Kleid:u.ng beschafft werden kann ,,.

r. 

Die e.rste Vo.taussetzung und die Kardinalf'.l'.'age is.t die ]'rage der 
wi.r··Lschaftlichen Einheit� Es i.st nicht meine. Aufgabe, darüber zu 
sprechen, wie sie zustande kommt und damit die ausse�polit1schen 
PUnkte z·u berühren. Die· Notwendigkeit braucht nicht mehr erläutert 
zu werden, -sie ist vor aller Augen. Es muss unterschieden werden„ 
dass diese Frage bezogen ist einmal auf den uns zugewiesenen wirt­
r,chaftlich .en. Raum, abhängig voq, der industriellen Kapazität und der 
notwendigen Ernä.hrungsgrundlage, eine aussenpoli tische Frage also,, 
welche die Grenzen- und Zonen.frage bertihrt. Dies_e ]).:tnge liegen je•� 
doch nicht in unserer Hand. Was wir tun können ist, wirtschaftlick 
eine solche Einigkeit herbe iZuführen, dass dadurch die Ernährung und · 
die Lebensgrundl�ge gesic ert· sind. Das wi.t1d beq.eut·e:n, dass wir von 
keiner Zone und von keinem. Land her. solche wirtsohaJtlich voll.e.ide= 
ten Tatsachen. schaffen, die es verhindern, im gegebenen. Fall.e di'E!_ 
Lösungen so aufeinander abz.qstimmen, dass eine einheitliche Linie, 
eine gemeinsame Plattform erreicnt werden �ann� Was W,ü.rde �s z.B. 
bedeuten, wenn etwa der Octen generell sozialisiert würde? 

. Angesichts der T!3.tsache, dass wi.!:' in Zonen aufgegliedert sind, 
würde das bedeuten, dass sich eine andere Zone vielleicht im_kapita•-· 
li.stischen Sinne stärker von der Ostzone a.bstossen wü.rde. Wenn man
im Westen einen p.rivat----kapi talistischen Ku.rs einschlagen würde ,würde
das pedeuten, dass sich umso entschiedener'die Ostzone von �iesen
Dingen loslö·sen müsste. Diese Tatsache lässt sich auf arle Gebiet'e
des Lebens übertragen, :trage der Kulturpolitik usw"'

Zusamm.enfassend ist zu sagen, Es ist notwendig.· aus diesen E:rwä- · 
gungen heraus von keiner Zone vollendete Tatsachen zu schaffen, son­
dern die Dinge so im Fluss zu• halten, dass sie 1:1;u:t'e ipander abgestimmt 
werden können� Wir stehen vor der Entscheidung, die Not1 zu bannen. 
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Es mu.ss al.so gehandelt -q.nd gearbeitet t auf der anderen Seit.e- dti.rfen , 
aber keine vollendeten Dinge vollzo,gen werden„ Das muss auf a ine 
kluge Uiid rea:1.poli tische Weise abgestimmt· werden. Vom wirtscha:ftli= 
chen 0e·s1ohtspunki.t aus muss. man grundsätzlich nach einer wirtschaft= 
liehen Einheit'streben. Wir sind ausgegangen von einer ganz besohei­
oonen Hilfe des M:ensohen ,ron Mensch zu Mensch ü,ber die Geme ir1de= und 
�der= und Zonenhilfe hinweg. Im Westen geht man schon bizonal und 
"GX>izo.n:al vor. Wir ho.ffen, dass dieser: eingescl).lagene Weg -zu.r wirt= 
:.; 1haf-!Jlichen Einheit all.er Zonen und Län.der sich :f'c:u:·tsetzen w.1.ra. 
Das ist eine Frage, die innerhalb des Gesamtkomplexes. der Besserung 
,.i\;J�,; wl.ctsob.aftlichen Störungen zu behandeln ist. 

E14e an.dere Frage ist die Neuordnung ur1serfrn Geldwesens. Auch · 
d,i,�se Frage' ist nach unserer Au;ffassung keineawega von einer Zone 
)der von einem Land her zu lösen, sondern mit dem Blick auf ganz 
Deutschland. Eine lfährungsreform wird also dann eirst vol.lgül·tig uri.d 
klar ,vollzogen w:erdien können, wenn man difl gesamten Verpfl:i.chtungen, 

· die Deutschland gegenü.ber den Siegermächten hat, kalkulieren kann,
wenn man klar ·tst ü.ber den Restbestand unseres Volkev�rmögens., wenn.
als wichtigste Vor.aussetz� die Geld= 1md Sachwerte.un-tereinander
abgestimmt werden können •. Das ist also eine Frage, die 1.m Augenblick
nicht von irgendwo her auch nur in großzttgiger Weise gelöst w.erden
kann,. . .

Eine 3. Frage in diesem. Zusammenhang ist die Frage .des sozialen
Lastenausgleichs.-Wir stehen vor der Tatsache einer Gesamthaftung
für die Folgen der Katastrophe. Es geht nicht an, .. es· dem Schicksal.
zu überlassen,· ob der eine dreifach Oder 4:fach' ges.ohä.digt aus der
'Katastrophe herauskommt und der andere sein Hab und Gut behalten
kann .• Es· ist notwendig, llier nach einem ,gerechten Schltissel die La=
Aten a� alle Schultern zu verteilen und es nicht der Gunst oder Miß=
gunst d�s Schic.ksals zu ü.berlassen aus de..r E.rkenntn:l.s heraus, dass
wir für die Folgen 1n unserer Gesamtheit haften müssen. Als erster
Grundsat� muss daher gelten, eine Bestandsaufnahme unseres Volksver=
möge,µs und den Versuch- zu machen, nach e:il:IP.m ge't"echten Schlüssel die
Lasten auf alle·Schultern zu verteilen. Wir sin.d uns vollkommen de'r
s·chwi.e.rigkeiten bewusst, vor allen Dingen angesichts der Versuche,
die in der Ostzone gemacht worden sind mit einem Flüchtlings= und
Umsiedlergesetz von.der Gemeinde, vom Kreis oder.vom Land aus. Aber
die Notwendigkeit ist so vordringlich und für uns .gare.de als christ=
liehe Par�ei eine solche Bewährungsprobe, dass wir an· diesen Dingen
trotz der Schwierigkeiten nicht vor�eigehen können. Es kann picht

· de� Privatinitiative ü.berlasaen bleiben, jene ungeheure wirtschaft=
liehe Not zu bewältigen. Es muss über private Hilfsmassnahmen hinweg�
auf' gesetzgeberischer Basis vorgegangen werden. nachdem v:telleicht
in einem grösseren Appell'an die freien Spenden 1md die freie liilfs=
tätigkeit _des Einzelnen alle Versuche der Freigebigkeit erschöpft,
sind,. Ich möchte vo.rachlagen, dass wir 13erade .�als JUNGE UNION daz1:1.
kommen, unserer gesamten Partei und auch der Of'fentlichkß:'t den Vor=
schlag zu unterbreiten, eine grössere Ak·tion für die Flüchtlinge im
Sinne dieses sozialen Lastenausgleichs zunäC'hst auf frelwill:J.ge,r_ :Sa=
sis mit dem Hinweis darauf zu starten, ,dass die Dinge ,a.uoh nach ge=
setzgeberischen Gesichtspunkten. gelöst· werden mü�se�.

Eine weitere wichtige. Frage ist die Lockerung der Steuerschraube. 
Wenn wir das kleine und mittlere Unternebmertum und vor allem das 
Handwerk als selbständige wirtschaftliche Existenz unterstützen wol=
_len, ist es notwendig, dass die Kapitalmöglichkeiten dieser Betriebe 
nicht _durch eine allzu starke Stra�fung der Steuerschraube verhindeFt 
werden und dass ihrer wirtschaftlichen Initia"tive Raum gegeben wird·. =

Das sind einige wichtige Fragen zur Beheb1mg der wirtscha�tlichen 
Störungen. 
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Einige Ausfiihrw1gen grundsätzlicher Art zu. deri Grundlinien 1.ll!LSerer 
_ neuen Wirtschaftsordnung. 

Wir sind uns alle darllber klar und vertreten da eine gemeinsame 
:Plattform, dass wtr jenseits von Kapitali.smus und Marxismus um:. eine 
strukturelle Umwandlung urrnerer Wirtscha.ftso·rdnung b.emüht .sind.· Wir 
wollen uns zunächst-auf keinen Namen festlegen, aber das ist etwas 
Gemein1:1ames, dass wir weder den Kapitalismus noch den Marxismus wol­
len, dass wir 2. eine Umwandlung der Wirt$cha�tsordnung anstreben, 
also nicht bl.Qss eine sozialpolitische' und sozialreformerische Abänd_e­
rung eines bestehenden Systems, sondern durch grundsätzliche Massnahmen 
die Struktur der Wirtschaft umwandeln wollen. !ir mü.ssen uns zunächst 
klar we;rden iiber den Sinn der Wirtschaft. Der �inn der Wirtschaft; kann 
für uns nur darin gefunden werden, dass dem Menschen gedient wird. 
dass die friedliche Versorgung unseres Volkes mit Gebrauchs- und ,, 
Verbrauchsg�tern gesichert ist. Also die Wirtschaft hat nur den Cha­
rakter eines Mittels. Wir mü.sseu uns lösen von einer liberalen Wirt-
schaftsidee, die in ihrer systematischen Entfaltung den Sinn 1.md den 
Zweck der ilfirtschaft d�rin sah, das Kapital zu häufen, und in diesem 
System war derjenige der fähigste Wirtschaftler, dem es gelang, Wert 
und Mehrwert sich am besten zu eigen zu machen. Das Kapital und alles, 
was damit zusammenhängt, is·t; als ein Mittel zum Zw:eck anzusehen • .Wir 
-stehen weiter im Gegensatz zur marxistischen Wirtschaftsidee, die
als Sinn des Wirtschaftsgeschehens die Arbeit;, ja nur die technische
Arbeit und die manuelle Arbeit allein sieht und in Gefahr ist, den
dahinterstehenden arbe i·tenden Menschen zu tibersehen und i.hn als Mit­
tel und Werkzeug in den' Apparat .einzuschalten.· - Die christl-iche Wirt­
schaftsidee wird also in diesem. Zusammenhang ein Zusammenspiel aller
Kräfte von Person, KaP'ital und Arbeit ans•treben und diese Faktoren
in eine rech"te Ordrrung bringen, die Sache der Person dienstbar ma­
chen und den letzten Sinn in der friedlichen Versorgung des-Volkes
und der Gesell.schaft mit den notwendigen Verbrauchsgütern sehen.

Eine 2. Frage grun9-sä tzlicher .Art ist o.ie Frage des Eigentums.
Wenn wir vor1 der Sozialis.ierung, wenn wir .vorn Sozialismus ·sprechen,
überall. werden wir diese Frage grundsä.tz:lich zu klären haben. In de1•
Eigen-tumsauffassung müssen wir wis vom ökonomischen Liberalismus lö-

A sen, der davon ausging, dass das Recht auf Eigentum. absolut gesetzt 
W werden kann, dass auch die jew.eilige Eigen-tumsordnm1g gültig gesp�o-

' chen wird. N·ach d�m auch von uns anerkannten Eigentums.recht ist nicht 
ohne weiteres die jewetlige Eigentumsordmll1g sa-nktioniert t sondern 
man kann durchaus au� dem UJ:1abdingbaren geltenden Recht auf Eigentum 
bestehen und doch eine Wa.Xldlung der jeweiligen Eigen tumsordnung t der· 
Lebensverhältnisse zulassen. Man wird sagen müssen, dass_es keine 

.. 

, ewige Eigentums_ordnung gi'bt •. Wie sich die Eigentumsver�äil tniss,e ge ... 
stalten, hängt. von der jewelligen wir'tschaftlichen und sozb\,len Situ-
· ation eir1er Zeit• ab. Unter Umständen können es soziale Notstände er­
forderlich_ machen, Eingriffe in die Eigen-turnaverhältnisse vor'zunehmen •.
Gerade nach unserer christlichen Auffass1.rng m.üssen .wir uns von einer
f!.bsoluten Eigentumsauffassung lösen. Wir sind nich·t absolute Eigentü­
mer, sonde1·n Gott ist der absolute l1igentUmer, wir sind nur die Ver­
wal te.r dieses Eige11tums. Die Flüc'h-t-igkei t der Eigentu.fnsverhäl tnis'se
und des Besitzes ha'ben. wir gerade erlebt. •

Wenn ,wir tiber die Grundlinien der Wirtschaftsordrm.ng sp.re chen,
können wi.r nicht ausgehen wie der Liberalismus von der Au-t;onomie
der Wirtschaft, dass die Wirtschaft ,etwas eigengesetzlich Laufendes
sei, das wie die Natur unter bestimµiten Gesetzen steht, und dass der
Mensch .mit seiner Tätigkeit und seiner Haltung und seiner Gesinnung
keinen Einfluss habe auf den wirtschaftlichen Verlauf. Wir werdlen
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sagen müssen, dass im Geger rteil gerade_ die Wi:rtt;snhaf't;, weil s:ie die 
erste Stufe der Kultur ist, nur vermöge der Freiheit u.nd der .Ent.= 
scheidung des Menschen möglich ist und von daher sieb. jede absolute 
Gesetzliehkeit verbietet. Wenn man in einem Ko'.trtinent die Verbr,auchs= 
güter ins _Meer schüttet, während' man in e ineni anderen Land hungert 
und darbt� dann is� es im Zeitalter des �or�sohritts und der:Technik 
keine Frage der Wirtschaft un.d der TechnJ� aliein, die Güter von 
dort zu den hungernden Menschen nach drüpen zu bringen, sondern Je= 
de!" ';Jl!ird 3m:pfinden, dass es sehr wohl, von der Gesinnung a'bhängt,, wie 
die Dinge aufeinander abgestimmt und angeP.asst werden. Es häingt. vom.
Einfluss sittlicher Kräfte auf die Wirtschaftsgestaltung ab, wie sie 
verläuft. und wie sie gestaltet wird. Wir können uns nicht zu dem 
Grundsata der Eigengesetzlichkeit der Wirtschaft bekennen. Wir �ön­
nen aber von einer unchristlichen Wirtschaftsordnung sprechen1 gera=
de weil unser christliches Gesetz uns verpflichtet, in allen �ere�= 
chen des L.ebens so auch in der Wirtschaft Ausdruck zu finden uxtd di,e 
Dinge nach christlichem Geist, zu gestalt13n. 

Wie wären �twa die Grundforderungen zu stellen· innerhalb de� 
Agrarpolitik? W1r sindder Auffassung, dass unser Ziel sein muss, 
die bäuerliche Familienwirtschaft zu erstr1eben, d.h. dass wir uns _61
also irruner stärker vom Grossgrundbesitz; und von den .Grossformen der • 
Landwirtschaft lti,sen mi.issen. Von dort her nebe:t:1 anderen G.r.Unden beja= 
hen wir unserer Auffassung nach die Bodenrefol"IIl. Die Boäenreform 
kann aus politismen, aus wirtsahaftli.chen und aus sozialen G.rUnden 
gefordert werden. Es kommt_darauf an, wie man di,e Bodenreform durch= 
führt. Die radikale Durchfilllrung in der Ostzone lst weitgehend e:tne
Folge der sozialrea.ktionären Versäumnisse der Vergangenheit • .Ande= 
rerseits �ird man �eutlich si.ch abgrenzen mlissen von �iner Schemati= 
sierung aer �odenreform. Es geht ni9ht an, mit einem Schema/aiese /an 
Frage heranzu.tr�ten, sondern es wird eLne Frage der Bodenver.hä.ltnis= 
se und der landwir,tschaftlichen Situation sein., welche Maßstäbe un.d 
Auf'teilu.ngsgesetze man anwendet und welche man unterlassen muss. 
Ein.e schematische Durchführung w:te in der Ostzone kann keineswegs 
das Ideal sein. Es muss vor allen Dingen gesagt werden, dass d:te 
Ansammlung des Grossgrundbesitz,es keinesweg13 eine Folge der wirt­
sch,aftlichen Bewegung ist, also e:iner ttBewegung zum besseren We,,.t"' 
hin, sondern sie :Lst w:ei•tgehend dUX"ch-·politische Mittel und durcJ'). 
Macht= und Gewaltmittel vollzogen worden� Ziel der bäuerlichen · 
Wirtschaft'muss sein, für uns.die notwendi�e Massenproduktion du.roh a
die Verbindung mit der Agrartechnik möglich zu machen . trotz der Y 
Aufteilu.n.g des Bodens, uns aber in der Hauptsache auf eine "lfered= 
lungswi.rtschaft zu beschränken. bezw. zu konzent.r:iere·n sowie eine 
I.nte·nsivierung und Ausschöpf\mg der#w�rtsohaftlichen Möglichkeiten 
anzustreben. 

Ein weiteres P.roblem ist die Forstwirtschaft. Wir stehen vor 
der T:atsache, dass w'ir einen 500 %igen. Einschlag_ zu ve.rzeic.hne11 ha= · 
ben, d.h. dass wir 5 mal mehr aus den Wä1dern heraushQlen als zuwach= , 
sen ·kann. ·Wir stehen nicn·t nur vor einem grossen Vermögensve.r-lus� 
und vor der Tatsache, dass. die Dinge nicht so schnell nachwachsen•, 
a1s sie von uns herausgeholt werden, sondern a��h v01.� der Tatsache. 
,eil}e.r IO.:µaav.ersohlechterung, einer V-er�teppung- und e:i.ner-Vegeta:tipna=• 
armu.t. Es erhebt -sich die Forderung nach einer ·Wiederaufforstung,, 
w.obei. die natü.rlichen .Wachstumsbedingungen ·bedacht-. we:rden milssen. 
Ebenso· miiBsen beachtet werden die natürliche Beschaffenheit unä: die 
.Daseins=- und �ebensge setze der Natur, die uns ·,n:ir"l:?ieten, einen Raub= 
bau in der Natur und eine Mechanisierung der Natur vorzunehmen. 

Wie stellen wir uns zu den Fragen der Indus�rie, des H�nde1s 
und .des Gewerbes. Die entschei.dende Frage is-t hi�r die.· Frage der 
Sozialisierung. Wir werden uns deutlich abgrenzen. mü.ssen von Libe= 
ralismus und Marxismus.· Für uns ist. -die Sozialisierung nicht ohne 
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wei�eres. gleichzusetzen mit der Verstaatlichung. ]1ür uns ist die So-
. zialisierung kein Schema und keine Norm, die ohne weiteres auf die 

Industrie t anzuwenden ist, sondern wir streben innerhalb der So-z ial.i­
sierun.g e1.astische Formen an, die nach einer volkswirtschaftlichen 
.Durchleuchtung und Offenlegung der' wirtschaf.t.lichen, Lage sich den 
jeweiligen Verhältnissen anpassen können. Das würde im einzelnen be­
deut.en, dass wir etwa in der Frage der Grundindustrie und der Schlüs-
selindustrie eine Sozialisierung im Sinne der Ver13taatlichun.g befür­
worten• also z.ß. für den Bergbau, weil mit diesen Schltisselindustrien_ · 
so grosse wirtschaftliche und polit�sche Macht verbunden ist, dass sie 
nicht ·in der Hand eines Einzelnen um des Missbrauchs willen verbleiben 
können. Es muss hier immerhin unterschieden werden, dass der Privatka­
pitalismus nicht ohne weiteres durch den Staatskapitalismus ersetzt
werden kann� denn es bedeutet wenig oder gal' nicht, wenn innerhalb' 
einer Indu�·trie und eines Wirtschaftsbetriebes d�r peraönliche ,Eigen-· 
tümer durch eine anonyme Eigentümerschaft ersetzt oder durch den 
Staat ersetzt wird: .• _Gerad_e die damit verbundene Frage der Ausbeutung 

• der Arbeitskraft wird_nicht dadurch verhindert, dass der Eigentümer
wechselt, ��ndern im Gegenteil ist anzunehmen, dass, wenn ein fiihlen�

e der Mens�h, und mag er ein Kapitalist sein, als Unternehmer dem Arbei­
ter vorsteht, dieses immerhin noch wohltuender ist, als wenn dahinter 
eine anonyme Macht wie der �taat steht, dem das fühlende Herz fehlt. 
Aus einer einfachen Ubersetzung von Privat- in Staatskapital können 
wir keineswegs das Heil finden. Wir müssen ande�e Formen der Soziali~ 
sierung, der Gemeinwirtschaft finden· und anstreben, die die Bedü.rfnis-­
se der Arbeiterschaft befriedig-en und damit helfen, eine Umstruktie­
rung der Wirtschaftsordnung zu ermöglichen •. Das Wirtschaftsprogramm 
der CDU in der britischen Zone schlägt mehr oder weniger deutlich 
die gemischtwirtschaftlichen Formen vor,' weil darin 1. das Prinzip 
der Entflechtung und Dezentralisation, 2_. das Prinzip der Machtver­
teilung und 3. das Prinzip des besseren Verhältnisses von Arbeitneh­
mer- und Arbeitgeberschaft gefunden werde. Wir .hler in der Ostzone 
sind der Auffassung, dass das eine der Formen der Sozialisierung ist, 
aber ni.cht die einzige bleibenKBJi'n und· soll. Wir - sind der Aµffassung, 
dass diese Formen �rgänzt werden können durch and�e, durch Ge;no,ssen­
schaften, · durch Anstalten oder durch Stiftungen oder auch durch eine 
allgemeine Staatskontrolle, indem .etwa ein Staatskommissar in einem. 
Aufsichtsrat. ein Vetorecht hat und massgebliche Kontrolle austföen 

e kann. Es ist eine Frage der. jeweiligen wirtschaftlichen zweckmässig­
keit und nicht eine Prinzipienreiterei oder.eine Frage des Schemas, 
in welcher Form und in welcher Weise vorgegangen wird.-

Sind wir also in der Frage der Schlüsselindustrie allgemein für 
Verstaatlichung, in der Frage der Grossbetriebe für elastische Formen, 
dann treten wir in der Frage de� kleinen und mittlereh Unternehmer­
tums,. vor allem des Handw�rks, für weitgehende wirtschaftliche Selb­
ständigkeit ein. Wir glauben, dass gerade dadurch, dass· ,die nezentra�---
lisierung u.nd·Entflechtung der Grossbetriebe angestrebt wird, dass • 
also die Monopolisierung verhindert wird,- ers·t dem Handwerk und den 
kleinen und mittleren Unternehmen die no·twendige Lebensluft _gegeben 
wird, um sich frei �u entfalten. Unsere Freunde von den Westzonen 

, mögen sehen, dass wir in dieser Frage durchaus fern jeder Norm und 
jeder Schematisierung und fern jeder Doktrin sind, dass wir rein 
nach wirtschaftlichen und sozialen -Gesichtspunkten vo·rgehen und uns 
wn weitgehende Elastizität und Anpassung bemühen. Das muss gesagt 
wer!1en gegenüber dem Marxis_mus, der in seinem Programm auch in der 
Ostzone eindeutig die Vergesellschaftung ._aller Produktio.rrsmi'ttel 
anstrebt. Wir lehnen also-die generelle und schematische Sozialisie= 
rung eindeutig ab. Wir lehnen aber auch den Stahdpunkt der LDP ab, 
die grundsätzlich gegen jede Form der Sozialisierung ist. 
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Zur Frage des Handwerks: Hier gilt es, oesondera Qualitätsa.r.-bei·t 
zu schaffen, weitgehend selbständige Exteitenzen zu ermöglichen. Hier 
muss dem Handwerkerstand durch Selbs·tve.rwal tu.ngan, durch Kammern, 
durch Irdrpersohaften der Selbstverwaltungen in. irgendeiner Form �ei= 
stand geleistet werden, durch K.redi t= oder durch Einkaufsgenossen� ,. 
sc�ften. ·nadur-9h muss wirtsch�ftlich schwächeren geholfen und mit 

• a.J.lan Mitteln und in jeder Form d:t.e wirtschaftliche Selbs·tändigkei.t
,.md Eigenständigke 1.t unterstützt werden.

Zu.t· Frage des Handels� Es ist wahr, dass der Handel ü.bersetzt
:t.at. Es ist ebenso wahr, dass a-u.ch der Handel 1md der, GrosShandel
· 11nerhalb einer Volks- und Weltwirtschaft .. eine notwendige Funktion
ausüben muss und aus�ben wird. Die Nötwendigkijit sehen wir etwa in
der augenbiicklichen Notlage der Versorgung.· 

�ine weitere Frage ist die Fr�ge der Planung und der öffentli= 
chen Lenkung. ·A12:ch hier bemüh .n w;tr uns, j enae i ts der E:x;treme vorzu= 
gehen. Wir erstreben-weder eine liberalf! frei.e Wirtschaft, die ja 
doch nur zum rücksich·tslosen Kampf ums Dasefn fUhrt, noph eine Total= 
planung, .die mit Anweisungen und Formula:ren auch das letzte Ver·brauchs= 
gut an die Menschen verteilt. Es ist unse:r Bestreben, von 'fler Zwangs= 
wirtschaft al.lmählich los z�. kommen zu ei�er gelockerten Rahmenplanungs­
Wir haben hier in der Ostzone bezw. in -BArlin 3 Etappen aufgezeigt. 
Wir müssen von einer Notplanung über e:Ln-e Landesplanung zu e'lner Rah­
menplanung kommen. Die Not:planu..ng hat die Aufgabe, die notwendigsten 
Fo,rderungen der Rationierung z,,1. lösen. D:le Hauptaufgabe der Landes= 
planung wird es· sein, den Flüchtlingen He:tmat; und Ißbensmögli.chkeiten 
zu schaffen ·und einen AU:sgleich ven Stadt und land herbe:lzuführen.D1e 
Rahmenplanung wird als Aufgabe zu lösen häben die Vers-orgung mit den 
no-cy1endigsten Mass,engütern und die Sicheruug det• wirtschaftlichen 
��iAtAn� und der Arbeitsmöglichkeiten� 

3. Grundlinien unserer neuen Sozialordnung.
> 

' 

E:i.ne soziale Frage entsteht immer dann, fenn e:i.ne Gese.llschafts­
schioht in ihrer Menschenwürde und in ihrer Freiheitsmöglichkeit be­
einträchtigt wird durch irgendeine Lebensmaob:t�. Das kann eir1e kirchli­
che Organisation sein oder ei� absolu.ter Staa;t od.er eine W:trtschafts=

macht. Es kann aber auch der totale Staat sein, der Arbeitgeber, Dik= 
tato-r und Polizeimacht in einem ist. Es gt·bt also -viele Formen der 

A ,Ausbeutung und der Beeinträchtigung von Menschenwürde und Freiheit. • 
Es gibt nicht nu.t' die eine Form der Ausbeutung durnh die Wi,:r.tschaft;s­
macht. ])as muss grundsätzlich gegenüber dem Marxismus gesagt we:r•den. 
�s genügt nicht, alles daranzusetzen, die Ausbeutung durch die Wirt­
schaftskraft zu verhindern, wenn man dadu�ch Gafahr läuft, durch einen 
totalen Staats ausgebeutet zu werden. Dann haben sich nur a1e Formen
,der Ausbeutung verändert, die Beein-trächt:igung der Freihe:i.t und der 
Menschenwürde ist· geblieben., Darum müssen wiI' unseren BLtck weiten
tlllid sagen.:. Die soziale Frage entsteht immer dann, wenn irgendeine 
Lebensmacht, ni.cht nur die Wirtschaft alle:'Ln, ·s:i.oh zu.m domi.nj e.Y..'enden 
Macht!aktor aufwirft und irger1.deine Gesellschaftsschi.cht beeinträch­
tigt ·und be chränkt. Es gibt also von daher nlcht nur· ein.e soziale 
Frage, die �oziale Frage der Arbeite�schaft, sondern ma.nniuss die 
Augen offenhalten, ob nich·t unter der Ha;ad, während man noch von ei.:. 
nem anderen redet, eine neue soziale Frage entsteht UI!d damit tro·tz. 
allen Redens vom Fortschritt als.Reaktion· gepriesen werden muss. Kon= 
kret gesagt, es genügt nicht, sich bloss mit der Ar'beiterfrage zu 
beschäftigen,, sondern man muss heute auch di.e Flüchtlingsfrage sehen, 
denn die Frage de.r Flüchtlinge, Umsiedler und Ausgebomht·en ist d·ie 
soziale Frage des 20. Jahrhu.uder-ts. 
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Noch einige Ausführungen zu dem Problem� dass wir VOJ:'. einer v·er� 
massung, vor einer unge;gliederten Gesellschaft stehen. Die Vermassung' 
ist eine Folge der Technisierung und ...-Industrialisierung des Daseins 
seit dem frühen Kapi-talismus:.::.Eigentumelosigkeit und Entp.ersönlichung 
waren die Folge. Der Mensch wurde entrech·tet _;. Das ist der Man.ach der 
Masse, der Mensch des Proletariats. Wir müssen aber sehen, dass diese 
:Uinge unabhängig von den wirtschaftlichen Faktoren d;ur'ch den Kollekti­
vismus, durch die Hitle:cdiktatur- u.nd nicht zuletzt· durch die katastro� 
phalen·Ereignisse des 1. und 2. Weltkrieges unterstützt und bes;tärkt 
wurden. Vor allen Dinigen haben die Vorgänge des 2. Weltkri.eges, eine 
solche gesellsohaft:i.iche Umschi \htung ·tmd Umwandlung mit sich gebrachtj. 
die es 'lUlS heute gestattet.,,, von einer klassenlosen Gesellschaft zu 
sprechen. nicht im idealen sondern im. katastrophalen Si,nne. Wir in 
der Os·t;zone haben einea dem Westen voraus 7 das i.st das Erlebnis der 
soz :lalen Umschichtung und alle i: da.mit ve :rbunde:nen revolutionären Vor­
gänge, di� sich abgesviel t hatten„ Und _deshal.b können wir nicht davon 
lass·en, nun auch den Blick in so�ialer Hinsicht in die Zulru.nft zu 
richten und nach neuen Formen der Gesellschaftsordnung auszuschauen. 
Wir können nicht da an·fange.u, wo wir l93J° auf gehört haben, sondern · 
müssen spüren, dass inzwischen eine Welt zusammengebrochBn ist und 
dass wir vor der Tatsache elne.t' Neugl�ederung der Gesellschaft stehen. 
Es ist ein·e '].atsache, das:::; heute 20 M-illionen unseres Volkes. auf deut-­
schen Strassen umherirren.· Dad·:i.r·ch ist eine solcne Umwandlung in ·der 
Gesellschaft erfolgt,· dass wir von deutlich abgegrenzten Schichten 
u.n.ße . .res Volkes' nicht sprechen können. Es ist so i dass wir alle von 
der gemeinsamen Not gezeichnet sincl und dass demgegenü:.be die Tatsa­
che, dass der eine nooh etwas meh1· besitzt oder mehr weiss als ·der 
andere, eine geringfügige Rolle a•:f.:Jlelt. Wir müssen davon a�sgehen j

dass w;i.r al:)..e Menschen sind,, dads wir nicht züriick,können r, weder 
in interne Klubs· noch in. frühe.r·e Ordnungen und Schichtungen hinein. 
sondern dass wir ei.ne Neucru.mmg der Gesell.schaft anstreben mii:.sse·n. 
Es muss un�ere Au�fgabe sein j die k.:.:nkreten soziaJ.en Probleme, unserer· 
Gegenwart zu sehen, das sind 

1. die Arbeiterfrage,.
2. die Flüchtlingsfrage v 

3. die Frage der Jugend,·
I' 

4. die Frage d�r Frauen.
J 

Arbeiterfrage Wir mlissen ·-..ms klar werden über das Wesen der Arbeit. 
und uns hier aeutlich vom Marxismus abgrenzen. Der Marxismus sieht 
in der Arbeit eine Wa.re, die auf dem Arbeitsmarkt gegen entsprechen­
des Entgelt veräussert wird. Das mag unter Umständen zutreffen„ ist 
aber nicht das Wesen der Arbeit, sondern das Wesen der Arbeit ist 
darin zv. sehen,' dass sie ein, Teil ·der Persönlichkei.t ;ist und von dem 
arbeitenden Menschen in keiner Form zu lösen ist. Wenn ich also.die 
·Arbeit re.eht entgelten will, darf ich sie nicht als ein abge1ö:stes
O·bj ekt sehen, sondern muss ·dahinter den ex ist ie renden Men.s,chen und
die mit dem Einzelmenschen verbundene Familie sehen. Der gerechte ·

'L::>hn-wird derjenige sein, der diese Faktoren einbezieht und einrech­
net. Von daher/ist die Arbeit und der Arbeitsvertrag kein kühler Ver­
trag bloss zwischen Sachen, sondern ein Verhältnis-zwischen Menschen, 
ein. Gemeinschaftsverhältnis. Der Ar'beiter ·ist entscheiden.des Glied 
innerhalb des Produktionsprozesses. Es ist also eine angemessene fort 
schri ttliche Ford,erung unserer Sozialpolitik, wenn wir deJ:! Arbeiter 
nicht nur über die Sozialbelange befinden lassen. die a.m Rande des 
wirtso1',aftlichen Lebens stehen, etwa über die Frage der Arbeiterver­
sicherung usw • ., sondern ihn auch immer stärker einbe,ziehen in den 
Wirtschaftsprozess selber, ihm ein Mitbestimmungsrecht und Mit�ir-

' 
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• • • • 1 kungsrecht am Arbeitsprozess selbst .geben und ihm. in dem i.hm zua1,ehen= 
de� Organisation�n, 1h den- Gewerkschaften und den �triebsräten die 
a.ngem.eeaens Vertretung im Wirtschafteprozees zubilligen. Wir sehen 
in den Gewerksohaf�en und in den Retriebaräten die notwendige BeteL.a: 
·ligu,n.g der Arbeitersoha:f't am Wirtschaftsprozess� Die Gew·erkachaften
sind .'in _diesem Sinne gewaltige 0.rga:Q-1.sationen der Selb!!rthil.fe der 
.Arb�iterschaft und habe.n sich unsere.r Auftassung naoh zu beschränken 
:rJ.f den wirtschaftlich.en und sozialen Bereich. S:i.e haben also nicht 
1:;;.i..u."gt:.i."'i.g und kl.assenkämpferisch. zu suchen und zu streben, eine 
·1� Partei zu werden und ents:p.r-enh�ride politische Forcle:rungen zu stel= 
l ,n„ sondern .ihren J\rbeitsb.ereioh und die .Begrenzung ihres Arbeitabe=
��ei.ches zu s�he:Q und zu. erkennen.'° -Für eine· .e;l.nhe :L;tlichP. Gewe.rkscha:ft 
.t'.;r..rciern . w .ir .vo�-. a�1en._.Din�en:. Ub_e.rj)arte·ilichkei t •. Es. geht nich�� · an, 
�i:1.e .' �.S. · :etwa„ hi�r. in B.e.r.liri .. g�scb,ehen ie_t ,· da.s� d;te Ge?lerksch�ft. sich 
z .�., :.in: -.F.rag�n- .. der . KuJ; tu.r.pol::i:t-ik al,s . das .massge bende Organ äussert, 
sori�ern · sie haben. auch .hier- di.e Begren.zuiJ.g ib.x'e.s .Ar.bei.tsbe!'e:i.ches 
zu epkennert .•. wi_ch:t.1:,g' 1s.t � dass ·_·wir :immer- stärker- das Be-st.r.eben de.r 
radik&len 1Cr·e1s·e verhind�rn, 'die· Gewerkschaften zu:r. Vo.rb:u.t,. zum Vor=

_ trupp:·.der ·k;�ssenkä.mp'f•e:riscb,en Bewegung zu machen. Es muss unae:r Be .. ,. 
mWie.n .sein·, den k_la·ssenkämpfe:rischen Ged·anken • immer stärker aus · der e Gewerkschat•t1 __ .a:uszU:tilgen. · · · 

. 
· · · 

· ·-:. ·.- .. ,zum·F1_ü:chtl:ings:problem: ApgeE;Jichts der .T�tsache,. daas wir 20 .· 
Millionen .F·lüchtlinge haban,.konrien- wiJ;'· ·niqht· zur. Tages.ordnung ü.ber= 
geh,en;, ·:·sondern müss_en · d:Lese Fraga ·so·. bald wie möglich und· großzUgi.g 
lÖ..se,n., wenn·.· w:Lr. n:i.cht vo� gröftse;n ·sozia_l�n. K�t.astrophen s·t.ehe� wol= 
len� ·.-Imm.erhin, •kö.:i;ir;,._te. -sich ·eine Bewegung von ... 15 .. � 20 MiJ_lion�n zusam= 
men�aäsen. Wenn.vvir .keinen 5.Stand schaffen und wenn wi· di.e Menschen 
,., :i.0h t zi.u- v-eizwe iflung treiben wollen,· s incl wi gerade in der Union 
uazu. .. v.e:cpfli(?,htet, .. µi .einer �ofl�ügi.e;en und umfasaenden Weise diesem
P.r.oblew.·· zu· Le.ibe··. zu'·r..ücken und: zu Massnarunen und Forderungen zu kom­
m.�n auch z1.mäohs·:t innerhalb unserAr Union; die nun einmal. auch die 
n· tw��1digeh · Ko�sequ�pzen nachsiohziehen. 

'4.. Zum .§.2:�ial�� 

Das Wort "S·ozialisrm:i.s„ haoen wir bisher nicht geb:t•a.ucht, aber 
von·-.·'d:�r·· säruie� ttS_ozialismua" ges:procheni. 

Wir mussen erkennen, 'o.ass die sschichtliche Verknf.i.pfung von So= 
-ziali.smus und Marxismus l.n. der Gestat von Marx und seinen Nachfol..,; 

gern ni·ch·t zu einer Wesensve.rbindung ausgedehnt wird. Geschi.chtliche 
Tatsache ist, das,e der Marxismus die historisch ?{irksamste F.orm des 
Sozialismus gewesen ist, ebenso ist es eine Tatsache, üass Sozialis-
mus· viel u.mf'assender und weitgreifender ist, als e.r durch den Marxis= 
mu.s ... zum· Ausdruck kommt. Es gibt vor Ma.tx und n·ach Marx nicht nur theo� -
ret.i�ohe, ·sonde,rn auch praktische sozialistische Ersche;i.nu.ngs:for,men, 

, di'e sich in grundsätzl:t0hen Pu.nkten VOIIf Marxismui3' un·ters.pheiden. Es 
ist so, dass alie Vorläufer zu Marx hin mindestens aus ethischen und 
ideellen Motiven zu einer neu.en Wirtschafts= und Gesellschaftsol"..if:nung 
vorstiessen, wenn nicht aus christlichf!n Motiven,, sodass u.ns also ·vom 
Marxismus wesentlich der Ansat�= und der ÄUa,gangspunkt unterscheidet 
und wir durchaus ins Ge�räch mit '.ihm kommen können über die Auswir=

kungen und über die Konsequenzen und den Aasdruck irf der Wirtschafts= 
und Gesellschaftso.rdnung. Es muss fes·tgestellt werden, dass es ·nach 
Marx beachtliche Erseheinunge:o. sozialistischer Art .gi.bt, selbst i.nner= 
halb des Marxismus oder linksradikaler Parteien, die �ich deutlich 
von den Prinzipien dAs, Marxismus abgrenzen, die d.en Klassenkampf, 
Diktatur usw. ablehnen; selbst innerhalb der SED und des Komtnu.n.ismus 
gibt es rP.ligiöse Sozialisten� Man mag·darüber zur Tagesordnung aber=

1.gehen, es gibt sie jedoch n.nd s:t,e sind zu beachte�, sie versuchen, 1 
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<-; ü.1e Verbindung auch zwischen Marxismus und C.lU'istentum irgendwie -zu 
ermöglichen. Das verpflichtet uns, uns nicht mit einer seichten For­
r:mlierung, dessen, was Sozialismus ist, der Klärung der Dinge zu ent ... ·' 
heben. Es ist notwendig, die typischen Ersche�nungsformen dessen,_ was·, 
Sozialismus ist, zu .sehen und sich damit auseinanderzusetzen. 

3 Dinge müssen herausgesteLlt werden, die auf jeden Sozialismus 
zutref:fen 1 1. vom Worte her. Sozial i.smus geht v-om Worte "sozial" aus 9 

d.h. der �esellschaft, der Gemeinschaft, dem Genossen verpflichtet 
sein und die· sozialen Interessen, die sozialen Verpflichtungen vor 
das eigene Interesse treten zu lassen. 

• Zum wesen des Sozialismus gehört eine gemeinsame Erkenntnis,
.-iämlich dass· sozialismus eine· sittliche Idee ist. Das muss man in je­
der 'Erscheinungsform finden. Auch im Marxismus geht man davon aus, 
nach einem sozialen Gerechtigke.itspri,nzip Eigentum gerecht an alle 
Menschen zu verteilen und jeden Menschen in den Genuss von Eigentum 
zu. bringen, ihn zu einem freien I�ienschen zu mac�en jedem also das · · : . 
Szine zu geben, aber nicht das Gleiche. In diesem �inne des Sozialismus 
als einer sittlichen Idee können wir ihn unbedingt vertreten. Darin aber 
erschöpfen sich die Wesenselemente des Sozialismus nicht. Es kommt hih-

. zu und das verdeutlicht .das bisher Gesagte, dass es ·, .• �ewisse Fra­
genkomplexe gibt ipnerhalb der sozialistischen Fragestellung, die ty·­
pisc� sozialistisch sind t ohne eindeutig marxistisch iu sein 9 z�B. 
die Frage der Stellung zur .Arbeit oder zum Arteiter und seiner Ein-, 
5liederung in den Wirtschaftsprozess. 

Typische sozialistische Probleme si11c;'l. weiter di� Fragen nacli Jer' 
ö::.'.±'entlichen Lenkung de.r Wirtschaft oder der Privatwirtschaft e. 

Nicht zum Wesen des Sozialismus gehört, dass er sich verbindet 
mit dem historischen Materialismus, dass er mshr oder weniger deutlich 
auf dem Boden der Diktatur des Proletariats steht, den Staat als ein 
Herrschaftsinstrument einer Klasse ansieht usw. Das sind typische 
Di:11� des Marxismuse :Jas köm1en wir ablehnen. Das braucht uns nicht 
zu hindern, doch wahrl1aft sozialisti.sch zu sein. Warum und aus welchen 
Gründen können wir uns und könnter.l' wir christliche Soziali.sten nennen'?
'.1ir hätten einmal darin einen Grund zu :finden, dass wir an die Ände­
rung der Wirtschafts- un� Gesellschaftsordnung hfntreten n�cht von

· :lam dominierenden Faktor der Wirtschaft her, sondern von der Persön­
lichli:eit und aus einer sitt1ichen Ver211twortung heraus. Darum haben
wir die Bezeichnung gefunden "Sozialismus aus christlicher Verantwor­
tungtt . Wir gehen nicht von der Sa ehe, z. E. der- Wirtschaft aus, sondern
von der Person und versuchen·, etwa vom Naturrechtsgedanken. die Verbin....­
:hmg zum sozialistischen zu finden„ :Aber .wir stehen nicht alle in der
ü�ion auf dem standpu.mkt.des Naturrechts 6 Darum. de� Vorschlag eines
neuen Weges vom caritativen ü1'e."::' den ao.ziafti'l zum sozialistischen Ge-­
denken. Gemeinsam ist uns Ch.ri. s t en _; fu a en Verhältnissen die 
Verpflichtung, dem caritativen G-edanken einen angemessenen Ausdruck
in allen �1.ragen des Le'bens ·zu geben. Das ist unsere Haltung von
Mensch zu Mensch. Es können allerdings Notstände auftreten, wo diese
Hilfsbereitschaft von Mensch zu Itiensch unzulänglich ist, wo soziale 
�inrichtungen geschaffen werden. müssen t wie es im 19 .... Jahrhundert
durch Selbs�hilfe der Arbeiterschaft durch Arbeiterschutz usw. gesche­
hen ist. Es können aber auch Notstände auftreten, die es erfol"derlich
machen, nicht nur ein bestehendes Wirtschaftssystem lebendig zu erhal-�
ten, sondern eine Umgestaltung der Wirtschaft, eine Neustruktur der .
wirtschaftlichen Ordnung anzustreben o Dann ist der Schritt getan
voJn. sozialen z-um sozialistischen Gedanken. . 

All,e diese Änderungen an den Zuständen und verhäl tnissen gerad-e· 
in den Fragen der Wirtschaft und der Gesellschaft nützen nichts, wenn.
sich damit nicht eine Änderung der Gesinnung und der M.enschen·verbindet ...• -10-
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Jede Re:formati.on, die mioht aufmerma.m darauf a.cht�t, dass das zu 1Hlf'erm1e­
:tende in jedem Augenblick immer der EiRzel:ne 'ist, ist Selbstbetrug. 
Es genügt nicht, ledigl�oh die kapitalistische Wirtsoha.fte:f'o;rm abzu= 
schaffen, wen:a wir nicht den kapi talisti�ehea Geist au,streiben., wen 
wir uus nicht bemilhen, alle di�a$ Form�n u.nt•rzuordnen un.t@r d.11 höheren
Werte der Sittlichkei�. Eine v�rbiRdung müss*� wir find�n zwiaeh�n 
.lbemd.land und- Sozialismus. Wir wissen alle, wann wir vom Abendla.n.d 
hier sprechen al� von einer geistige� Kraft, voä d�r. wir alle abhä.n= 
gig sind� Die noohzeite» der de�tsch�u und abeadländisohen Geschloht• 
si•d durch christliche Kräfte bestimmt g�wes�n. 'Wir fühlen uns diea•r 
Vergangenneit verp!liehtet, aber wir wiss�n auch, dass wir in die 
Zuk.1.mf't nicht gehen .können ohme die ·notwendigen Konsequenze.a und 
ohne die notwendigen Erke:ruJ,tnisse �us d9r gegenwärtigen Lage, die 
durohauij revolutionären gesellsohaftsu.mwälzenden Charakter hat 1 �.md 
dass wir hier nicht :n\l.l' zu neue·n Formen ·der''Politik im allgemeinet1., 
sondern auch zu neuen Auad.ruokeform�R in der Wirtschafte= u.m.d 
Gesellacih�ftsordn.u.ng kommen müssen. Darum m6ehte iQh' ia de� Unions­
gedanken, der soviel Gehalt 1md t�efen Sinn hat, diesen Gedan.kea 

9mit hinei.nnehme1u 'Wenn wir eiae· Unien der· Stände,. ·Sohichtfln, Konfes-
sionen und eine Union der Generati.one:n sei.& W'ol.len nn.d aeiia müsse:n J

müssen wir werden eine Unien vo� Abendland1 und Sozialismus. 
. 

. 

In .der ansohliessenden Diakussü..o.n verltst der Vorsitzende Haun.b.ors·t
einen vorschlag �für die Gliederung der D�akussion,über die wirt­
sch'a:ftliohen. und aoziale1t. Frag�n, Sie sollen in folgender Reihen-
folge behandelt werden: · � 

l. Eigentumsbegriff, ( Wlrtsohaftil:lordn\.U'lg, PlaRwirt}sehaft, gelenkte
�irt�ohaft, Bo4ell:l'eform).

2 • Abgr&nZWlg zum Marxi'smus, 
3. Sozialiaien{ng (soziale Ordnung, Gewerkschafts- UN.d Jugendfragen•

auf Antrag Frauenfrage).
' �

4. Christlicher· Sozialismus (Notprogramm, ,Prakt:i.sohe vorschl�@}.
D8r vorschlag wird.angenommen.

\ . I 

Jäger sagt ergänzend zu den Ausfilll11u.ngen von. Herrn Bo.ok, .dass wir 
iu!8r Union auf dem Boden des Naturrecht�s s�eh�n. Es beruht auf 
d�r Offenbarmtg der o�istlichen Idee. Dieses Naturrecht @rke�nt das 
positive Recht als irdisches Gese·ts an. 

Booki Wir können nicht generell vom Boden des Naturrechtes aus­
genen, stehen dooh in der Union •ensche.n.• die sich nicht zu 1.b:t.n. be-
kennen& 

Der Versammlungsleiter ate1it die �age, ob �iner 4er .Anwese�dea .
1 1µ.cht auf dem Boden des Naturrechtes steht. 

Es wird abgelehnt, über dies• schwere religiöse Frage· abzustimmen. 
/ 1 -

Kanzen� Der Beg�iff dsa Eigent�echtea ist in allea D8f1nit1o•e•, 
ln a11in Sparten durchgearbeitet. Jedoch .wichtiger als der Begriff 
des Eigentumsrechte ist die ·Eigentumsx>fl.ieht. 
Frl.Deventer '\Xßterstreioht die· :Ausführungen des vo•rro,_<bl.er$ 9 Sie 
wider:Cegt die Ausführunge:ra von Herrn. Book' über die Wrua.delbarkeit 
des E_igentumsrechts. Das Eigentumsrecht ist niemals Z�itsohwarurungeD. 
unterworfen. Die.Eigentumsordnung'ist unped;Lngt stabil. Die Eig�ntum·d,t, 
pflich-t mu.-ss vertieft werden. 
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Boc:ru Wir müssen unterscheiden zwischen Eigentumsrecht und Eigen­
tumsordnung. Die Eigentumserdnune _tat geschichtlich wandelbar. Wohl 
gibt es für uns ein gcl tendes Recht was fUr uns unwandelbar ist. 
Herr Jaroni bemerkt, dass das·Eigentum nicht nur an das Individium 
gebunUen ist, deshalb ist eine Eigentumsordnung notwendig. Wir
alle sind der Gemeinschaft gegenüber verpflichtet. .. 
Bock: Ziel des Staates muas immer das Gemeinwohl sein, und um des 
'Gemeinwohles willen dürfen wir nicht nur das 'Recht• eond,r• 
müssen auch die Pflicht seheno 
Seibert: Wir müssen ei�e Form'l finden, in der der Missbr�uoh des 
Eigentums uruµöglich gemacht wird, z.B# dass es nicht mehr m�glioh 
ist, dass jema�d�durch seinen Beeitz j sein Eigentum, in der Lage ist;

' einen ,Anderen zu erpressen Q, . . _ 
. . 

Herr Fifer mehnt, dass immer die Per.sönlichkei t Mittelpunkt bleiben
muss un wir micht das Gemeinwohl darüber stellen dürfen� Allerdings 
gehört'zur Persönlichkeit die Pflicht den an�eren gelten zu lassen. 

�as Re�ht auf Jigentum ist_unveräus�erlich�
. 

1 

Six: fasst nooh einmal die Meinungen zusammen, indem er erklärt� 4aas 
&aa Recht auf Eigentum jeder Persönlichkeit gegeben ist� Allerdings 
muss das persönliche ·Wohl unter clem Allgemeinwohl, stehen.
zu diesem Punkt sin� keine Wortmeldun�en mehr. 

Pl.mkt ·II 
�bgrenz�g zwn Marxiamus�-

Six: Einig in der Ablehnung des Marxismus - Für uns ist de:r,- Sozialis•­
iiiüä""eine Wirtschaftsform und keine sittl ehe Lebensform. Wir müssen 
eine neue Ordnune schaffen, ·1n der alle Stände (jin menschenwürdiges Daeei.m 
führen. Der Arbeiterstand :ist ge_nau so' ein Stand wie alle anderen. 

•· Jaron�: weist noch �uf das w�chtige Moment des Klassenkampfes hin. 
Kampf 1n jeder Form bedeutet Rückschritt. Wenn wir weiterko�en wo14en, 
müssen wir g.emeinaam arbeiten. 
Krätzdorn: Das Endziel des Marxismus ist die klassenlose Gesellschaft. 

a15aa !insetzen der •si:m für das kleine Eigel}tum ist bereits. der Be­
•ginn zur kollektivistis�hen Entwicklungc Herr Lorti:m.z weist darauf hin, 

.dass es für uns nicht wichtig ist, was von Marx nicht.richtig gesehen 
wurdeo Wir erkenn�n ihn an als bedeutenden Wissenschaftler, das 
hindert uns nicht, seine Lehre als Doktrin, als Grun.dsatzlehre abzu:--
lehnen. 
Skibowsl{i: Wenn wir uns mit dem von Marx• geforderten Sozialismus. 
'auaeinanciirsetzen, f';ind wir entfernt von dem .jet�igen·'sozialiamus $ 

wie .ibn Lehnin und f3talin gefordert haben� 
Herr Seiber·t bemeict 3 de.so di.e Diktatur des Proletariats uns nicht 
als Demokratie �r�cheinto Für uns ist der Sozialiomus auf die wirt-­
acha.ftliche, und ooziale Seite beschränlct„ 

. . . 

Gleichauf entgegnet auf die Ausführungen von Herrn Dr.Six :i dass 
wonI aer Arbeiter.stand, ein Stand wie alle anderen·ist; jedooh dürfen 
wir nicht in den Fehler verfallen, die Belange der Arbeiter zum 
Schluss zu bohandelna Wir leben im Zeitalter des Arbeiters·. 
Dr.Bock: macht klart dass s<;lZiologisc�e Erfahrungen uns zeig••• dass
�ff ll'lTe'tter der ers ;e·Mann im Staate 1st. Der deshalb an allen 
führend.an st,'llen ve��treten sei.n. muss. · 1 
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Dr.J!ter: Es ist uns klar, dass die Epoohe d�s Bürgers vorüb•r•ist,
doontlrfin wir den Ar�ei te� nicht als ersten, sondern als führenden 
Mann betrachten, steh� neben irµn, ·gl.eioh wichtig- der :Bauer. 
Seibert: Wir sirtd nicht Gegner des Marxismus. -Wir wollen ihn über­
winden und an seiner statt etwas Neues setzen� 'Wir müssen den Arbeitern 
zeigen, dass wir auf einem besseren -Weg, als aem radikalen, ihren 
Lebensstandard hebe))1. woll.enq .• 
Luster: möchte a.nst-.lle des 0A:rbeiters tt {in diesen Formulielt'W).gen) den 
h\fer.ft1ltigen" gesetzt wissen. ' - · . 

. ' 

Jrrombaoh meint, daas der Arbeiterstand mehr als bisher die :fi.ihre�den. 
1t'anner1 stellen wird, keinesfalls aber werden sie -auaschl.ieselich 
die bedeutenden Geister stellen. 
Frl.Deve:ater: Der Marxismus wird überwunden., wenn wir radikalen ehri�t-
'!ichen. Sozia!!smus leben.

PlPlktIII 
-• Die Sozia,lisier�

; 
1 • 

Kanzen zeigt praktische 'Wege zur Sozialisierung auf� Er gibt Ein­
illok in den Aufba,1 zweie:r Werke in Nordrheinland/Westfalen. 
Arbeiter stellen zu �O % den Aufsichtsrat. Es gibt keinen Direkto� 
mehr, nur ein erstes Belegschaftsmitglied. Die Arbeiter werden zu 6/10 
am Gewinn beteilig t. Der-Geist in diesem Betrieb ist ausgezeichnet. Es 
gibt keine sozialen Kämpfe mehr, da jeder Arbeiter sich für den Be-
trieb mitverantwortlich fühlt. 

, 

-

Wilhelm: spricht ai�h gegen jede· Verstaatlichung von Betrieben aus. Eina 
Vergeseilschaftung würde den Monopolkapitalismus genüg,nd verhindern. 
Krätzdoriu Der Arbeiter. darf ·•icht nur Geldbesit·zer sein,-' sondern e:r: 
muss, auoh S'aohbesi tzer werden. 

- ' 

· Skibows.,ki: Bevor wir sozia1isieren, müssen wir erst die-Werke teohRisoh 
gesunden.Iassen. 
Lorenz: bemerkt, dass fttr uns immer der Grundsatz, die Freiheit der 
Persönlichkeit gilt, deshalb setzen wir uns auch nur für die Ver­
staatl�chung der Bodenschatzindustrie ein. 
Österlein.: Di·e Aussprache hat gezeigt, dass wir uns im Prinzip all · e
eliig sind. Wie die Sozialisierun.g stattgenommen. wird, hiblgt yom 
politischen Klima ab. Herr Luster erhebt hiergegen Eil'lspruoh. 
Seibert: Auch die 1 Verstaatlichllllg mu.ss d�I!1- Betriebsfilll,rer die Mö,g­
lionkeif• geben, olU,ae Staa_tsb-+rokratismua wirke�. �u können. 
J · er.: Eine Vergesellschaftung würde ·verhindern, · dass der Gewinn dsm
onopol zugänglioh gemacht wird.

S�n'er stellt deµ Antrag, die Versammlung zu fragen, ob,die Grund-
softindustrie verstaatlicht werdem soll. 

. 
' 

Krombaoh weist darauf hin,• dass im Ahlene:r Programm grundsätzlich 
nur d:f'e "ve_rge.sellschaftung vorgesehen .ist, es s�i, q.asa in beson-

1 deren FJllen die ·verstaatliohung besser erscheint. 
Dr.Bock: Die Verstaatlichung soll sich lediglich auf die Schlüssel-
!naustrien, �•r�bau, Bodenschatz, beschränken\ ' · 
Keller wendet sich gegen die Festlegung der verstaatlichten Industri•n• 
Der Staat soll nu.r im allerletzten Fall der Träger sein e Herr Lor·enz 
hält'es für richtig, diesee zur Klär\Ulg einem Ausschuss zu übergeben.
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s-a�ner meint, dass ill diesem Ausschuss die gemeinsame• l)inge er­
ar eitet und zusammengefasst we:t'den s?llen. 

I Der versammlU111aslei ter meint, dass dieser Au.saohuss- ein. stän'diger 
sein soll. 

\' 

Christlicher Sozialismus. 

Frl. Deventera Wir k<:Snnen uae eigentlich über diesen Punkt erst eiaig
werden, wenn wir nnsere.Stelltmg zur Sozialieieru.mg festgelegt haben. 
? Einen christlichen Sozialismus gibt es nicht. Der-Sozialismus 
Ist immer mit dem Marxismus verbunden. Vom Gesohiehtliohen her ist 
diese zu.sammema.ennung unmöglich. 
Krätzdoras Yohl lctSmien wir über Marx zum ch�istliche• Marxismus gelan­
gen. �Aus der Lehre über die praktiache Vernunft muss •i•e geistige Le­
bensgemeinschaft werden. Viele, die den Ohristliehe• Sozialismus 

9
ablehn.en, wollen an einer soziale• Reform vorbeigeh••• 
Herr Jäger wehrt sich gegen letztere Ausführung. _ . 
Bereits im. der Enzyklia ist vermekrt, dass die Kirche UBd der Sozialismus 
waüberbrUckbare Gegensätze sind. Wir können nur voa einem sozialen 

. Christen �prechen, dann haben wir die richtige Porm1 der Demokratie. 
Dr.Bock: piesea päpstliche Wort ist kei.Jlesfalls für.alle Zeiten 

·bindend.
Vogels�: N�e dürfeR'wir Christen. wieder die Schuld auf uns laden•

. sieh ·um ie wirtschaftliche Gestaltung des Landes nicht bekimlmert. 
zu haben. Yir haben die Verpflichtung dem öffentlichen Leben gegenüber. 
Christlicher Soziarismus bildet keine• Widerspruch in sich. Der 
Sozialismus üt an keine·bestimmte geschichtliche Zeit gebUllden. 
Prl.Deventer: Der ohristliche Sozialiamua iat ei.Jle rei.Jl.e ·w1rtschafta­
!orm •. lber ·!er Sozialismus ist zu einem politie.chea Schlagwort ge-
worden, was unbedingt � t dem Marxiamu.a verbuade• ist. -Yarwn müssen 
wir ea übernehmen? 

aiaro•i: Der Begriff des·sozialismus iat keinesfalls vom Marxiamua g•-
�aütri. · · 

- . 

Klauck: Die Grundlage für uns ist selbetverstältdlich immer das 
christliche Recht, an. zwe�ter Stelle steht die Demokratit ud a• dritter 
Stelle eret�der Sozialismus. Der Gebrauch de• Wortes christlicher 
Sozialismus ist kein Diener, dem wir machen. Ausgang für all \111.&er 
Handeln bleibt immer das Christentum. \ • 
Luster: Die Diskussion hat.ergeben, daaa wir W!ls um eine tawbische 
!rage streiten und_ nicht Um eilte grun.dsätzliohe. •wir müsseR. aber zu 
eiaer.Xlärung klommen, entweder erkennen wir den christlichen. Sozialismws 
an oder aicht, aber es geht nicht, dass uns unsere eigenen Leute 
e•tweder aus dem Westen oder dem_ Osten in den R�cken fallen. 
Bttdaoh stimmt mit Herrn Luster darin überein, ·dass ea sich wn eine 
1iäktiache ·Frage handelt. Wir müs,een jedoch in der Di'akuseiq.a ver-· . 
ble�ben. Es besteht die Gefahr, dass wir uns durch den christlich•• 
Sozialiemue von unserem Grun.daatz entfernen. Die soziale Seite muaa 
immer eine Eigenschaft des Christen sein, sie.darf deshalb aber auch 
aur als Eigenschaftswort genannt werden. 
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Dr.Sixs widerl�gt- ein.e lu.s1,erm1g vo:a H�rr• nti>�Book 9 , in. der diese_r 
b'ehau.p{eJ"be»- die Kirchen hätt�n. versagt� Nioht die Kirchen habea 

, veraagtt sondern die Christen. W:tr brauohe:a ·e-iae n.eu• Form dea 
sozialismu�� Wir brauchea �i•e •eutral� ijko•omiaehe ,r1rtaohafta­
ordnu.ug •' :Bei all•m kommt ea au:f den Menschen. aa 1 die.••r mu.es re­
fermiert werden. 
Eg gibt aeben dem marxistisch•a Sozialismus� aovi�l ud•re Forme• dea 
�ozialiamua, daas mu bereite ge��� ·ist t zv genauea Definie­
:rung etwas hinzuzufi.ig•n. Wir m'lws•n eille Wirtschaftsbderang aus ·der 

Mitt9 des Ohristeatuma schaff••# W•nn wir dies mit dem 'Wor� des. 
(lhristlichea Sozialiamus trreioh�•, ao WQ11en wir uns aicht -um. eiae

' andere Prägung b•mUhen 9 aie kijxmt� V•rvrirru».g schaff••• 
( 1 • 

Müllers wehri sich gegen diesen versomrommen.•n B�griff. Herr Oa.ter- _ 
'ieii Oimttrkt� dasa es ·,bereits vor 1933 •iae Prägwag des christli-
chea S0zialismus gabo

DraBock� Wir müeaea der Realität der Masa•a R80.hD.UJ!l6' tragen und 
'iii sohiagkräftigea Wo:rt wählea.s Das Wort Solid&ri tät ha-t n.1.oht -· 

. • die Schlagkraft. Er macht dem Westen den Vorwurf, de� ehristliohe• • 
sozia,1 •maa zu aehr au a•iaev E:ag� geaeht• zu hab••• Dar· oatea 
musste sich.mit der Frage des christlich�• Sozial�smus mehr aua­
einanderaetzen. 
Frl •. l)r.Dovifatt 'Wir wollfllt uns aicht um 1Vort• streiten, A1l erster 
Stelle ao1Ien Taten st�hemo Sie m�int � dass sich alle mit .der 
DefiaiertUg dea Sozialismua aue.ch ristliohe� V�rantwortung •iaver-
atandeli erl:lä.l"ell wtlrd�n.e .

. Dr0Sixs wei_st zurüok p _4a.ss der Weat�n sich mit der Mate�ti a:leht 
genugend'besohäftigt hab�e Wie grt111.dlich man sich damit ·beschäftigt 
habe, zeige das Ahl�ner Programme Sozialismug_ 1st alB Schl•g,rort 
u.geeignet, a.a immer eine Erkläru.ns hierzu. notwendig 1st. · 
HEuulh0r&t1 aohlägt vor l') da man zu. kein.er Einigw,.g über den Bei;riff 
. gelangti, a:�tes einem Ausschu�s zu fibergebell i, damit eine' allgemeingültig• 
Defi 1erlil.1lg gefu».den werden kana. 

' 

Lorenz war•t davor i dit, Formulierung d.s ohr:Lstliohen. Sozialismus 
1tu.r. äls Propagandamittel zu benutzen� Wir müsse». mua �ür einn :riadi- · 19kal�n Lasten.e.usg1eioh �insetzeno. 

SI!•er stellt den .Antrag auf Ändermg d�� Tagesord.nu-.ge Wege� der
Wiilftigkeit der praktischen �ozial�n P'Doblep® �ollen zunächst d1e 
äW!l••rsten ·Notmassnahmen b8raten werden. Die Mehrheit u.terstützt 
diesen Antrag. 

Die Versammlung vertagt sich auf den Nachmittag� 
' 

1 
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D 1 i s k u s s i o .n 

Wagner hält es für unverantwortlich, in.einer �eit, da ein Volk 
aus tiefster Not schr ei�, sich r:üt theoretisc.hen hrör teru!JGen ,auf­
zuhalten. Wir sind als Delegierte nach hier gekom:ne n, um mit i::>achen 
der Tat zurückzukehren. Bei der '.1:agesor·dnung handelt es sich um 
ein Probl em, _bei de.'.II. e s  nur de.rur.i. geht, dassrrun sich i.iber das 
Praktische klar· r.-ir d. 
Dr. Six stL. et den .Ausf.:thrungen seines Vorredners zu. Wir arbeiten 
nicht nur fur die augenblickliche Not ln.c;e., sondern für die Zukunft. 
Wir sin d di ejeni ;en, die die Politik in lJeut s chland ms.chen werden� 
Dr. Kretzdorn: \'lenn wir an igeule .Uince �e rancehen wollen, is t 
VoraussetzLmt;, d&ss wir die ües_etze der 11�irtschaft smvie des sozia­
le n Lebens 6en&u kern1e n. Die Wirtschaft ist ein verbindender Körper, 
der n&ch Ge setzen geht: 1.und diese Genetze muss man kennen. · 
Seibert: \�iI' streiten uns hier UI1 die theore·tische Stellunt;1:.ahme 
zu irgendwelchen .i:'rac:en. '.,::::: G�·llt en uns zwn Cpr;.:.chrohr des Volks­
willens mG.chen. JJe□ Volk wi.ü 0�•110lf en v;·erden. ·i'ler:.n wir Politik 
machen, dann sollten wir uns fernstellen von l?arteidoktrinen. 

Es wird Antrag ö..Uf Schluss der Debu.tte c;estellt. l .ier-r:;egen erhebt 
sich kein Widerspruch. 

1) Notprogramm
2) Maßrn.i.h!'len zur Behebunt_; v.;irtschaf-clic110r

Störunt_;en.
But terho±'f: l;;ibt 

1
: . .L(enrrt nis von einem Gesetzentwurf, der sich 

mit de� Lastenausgleic h befasst, und ZWür 
1) das Recht auf Lastenausgleic h
2) wie dieser Last enausc;lei ch sofort in die Tat umgesetzt

werden soll.
Sc�faner berichtet über das lJnionshilf swerk, welches all den i�!enschen, 
die in 1�·ot sind, die Lfög;lichkei t seben soll, ohne sich an _die 
P&rtei zu bi�den, eine Unterstü.t zune zu erhalten. Di eses hilfswerk 
soll sich ö.Uf weite Volkskreise erstrecken . Es ist b�hbsichtigt, 
die �'ieltwei te der Cari tasverbände in diesem Unionshilfswerk nutz­
bar zu J!H;..chen. Hegt an, ei� solches ::iilfswerk 0-uch i n  den e.nderen 
Zonen einoul ins Au6e zu fassen . 
Seibert: 3s w:.a'0 \\ÜascheJ1Swert zu erfo.hren, welches MR.ß der 
·Produk�ion o..ls H1;;p�:..rution ·ci.n1.:; dr echnet v,'ird. Bchlügt vor, o.n die
Alliiertt�:: die Bitt:� ,.rn r icr1ten, uns die relutiven Zshlen zu
geben, die für unß c:.llcin "aßgebend sind.
Iaenz : f,s mus� eine_ .!form für· den Lusts;!nause;leich 6efunden
werden in der Form, dc..ss wir fLir einen l..io.stem..1.usglei eh sind, der
auf den best_ehenden Besitz zurückgreift, einer l''oröeru nt�, der sich
weit_e Kreise heute noch verschlie ssen.
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Die Planung des Unionshl.lfswerks hat e ine_ lebhafte Debatte in 
Berlin hervorgerufen, so, · ob eine solche Organ isation not wendig 
wäre. Man war der Meinung, dass die bestehenden Verbände genügen_
sollten, um Hilfe zu leisten (Caritas, Evangelisches Hilfswerk) .• 
Bei aller Anerkennunß der Leistungen dieser Verbä.nqe, um die Not 
zu beheben, sind vr.i. r ctber der �ns icht, dass dies!f) Verbäm e 
nicht ausreichen. Es entstand der Gedanke, eine "�rt Anschluss-
verband ·rn1t ei5enen Finanzen zu er�ichte n. - So wurde in Berlin 
das "Sozi_ale Hi lfswerk" gegründet. Es werden .Arbeitskreis e er­
richtet, die s ich mit der Vorarbeit beschäftigen. Regt an, ein 
derartiges Hilfswerk über·ganz Deutschland auszubrei ten • 
Becker b�richtet aus ·sch.leswig-Holstein, dass im grossen Rahmen
der cDu. das Hilfswerk schon Fuss gefass t hat. Die Amerikaner
sind jedoch dage�en, ein solches Hilfswerk mit einer Partei zu 
verknüpfen. Die ilmerikaner •,nolle n helfen, wollen ein �olches 
Hilfswerk aber nicht mit einem Parteinamen verkripft wisseno 

, .. 

Wilhelm glaubt nicht, dtiss d&s soziale Elend, in dem sich das 
gesamte deutsche Volk befinde t, gelöst werden kann alnein durch 

.
... -� 

eine solche Ma�nahm.e. Vertritt die Ansic ht, dass 
E
ein nionsbilfs- ·t 

werk nuF eine 'vvo hlfuhrtsorganisatio n darstel lt. s kommt darauf 
an, der grossen Masse, die nic hts me� hat, schnellstens zu helfen. 
Das Ausstelle n von Bezu0sscheine n für eine bestimmte Zeit 
genügt nicht. - Bei_ dem vorläufigen Lastenausg eich handelt 
es sich um ,ine Maßnahme , die geeignet ist, eine unendliche 
Menge von Gütern zu erfasse_n, Güter der einfachsten .Art, die
für die Lebenshaltung notwendig sind. Bei der Frage des Lasten-
ausc!). ·eichs in Beyern is t man von fole;enden Er.vägungen ausge-
gangen: Es muss dcilll.it gerechnet werden, dass die lvlenschen nicht 
von christlicher Hilf sberei tschb.ft beseelt sind. Ein gros ser 
•reil,der noch im Besitz von Gütern ist, gibt deshalb nichts
ab , da, wenn e in Lastenausgleich kommt, .sie befürchten, dann 
nochmals abgeben zu müssen. Es muss daher den Men schen .die üe-
währ gegeben werden, dass, wenn si e jetzt etwas zur Verfügung
stellen ,  ihnen das an5ere chnet wird. Das geht über den Rahmen
e ines Hilfswerkes alle,rdine::s hiraus. Es ist cies dann ,eine Tat-· 
sache, die bur durch ein Ges-tz gelöst werden kann. Das Gesetz, 
dass man in Bayern zur Durchführung bringen will , soll eine
grundsätzliche Klärung der Las-tem1usgleiehsf'rage schaffen.
(Herr Dr. Landsberg wird be5rüsst) 
Lorenz stellt folsenden 

1. Problem
2. Problem

Antrag,: 
Last enau sglei eh 
Hilfswerk 

·•

��'\ 

'"i; zu behandeln •. Antrag wird einstimmig angenommen. 
Sachsen-Anhalt berichtet, dass das, was aus Beyern vorgebracht
wird, sie in Sachsen bereits realisiert haben, um man kann von 
einem gewissen Erfolg sprechen, jedoch 8eicht das bei, weitem

. ,,_�;� r
} 

bei diesem Elehd nicht aus. Man ist in achsen dazu über�egangen,
einen Gesetzentwurf einzubringen , wo nc:1ch gevr.i.sse Gegenstande, 
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die in Wohnungen übers chüssis sind, der) .B'lüchtlingen zur Ver­
fügung gestellt werden sollen. Dieses Gesetz soll in erster 
Linie dort Anwendung finden , wo keine Spenden gegeben wurden . 
Verweis t  ferne r darauf, dass zum Teil.Gegenstände hergestellt 
werden, die nicht dringend .erfo :roerlich sind. (Zimmer·thermome�er). 
Skibowski regt a n, an Stelle- vo n "Flüchtlingen" das Wort 
"östausgewiesene" zu gebrauchen . 

Hierzu wird banerkt, dass dies nicht durch führbar ist, da in 
anderen Ländern ebenfalls vo n Ausgewiesenen gesprochen wird. 
S eitens der SMA. wird nur von Umsiedlern und Neubürgern ge­
spro chen und andere Anwendungen nicht gestattet sind. 
Ilellwig (Thür.) vertritt die Ansi cht, dass· Mbbel, die auf Böden 
und Speichern stehen, sofort beschlagnahmt werden könnten. Bei 
der jetzige n Wohnungsnot is t man auf einen derartig engen 
Raum angewiesen, dass diese Möbel so schnell do ch nicht wieder 
von ihren 3igentümern benutzt werden- können. 
But.terhoff hält eine Bcrnchlagnahme für sehr gefährlich, wenn 
nicht festgelegt ist, in w e lcher Verfahrentart es geschieht. 
Frl. Huber teilt mit, dass sie in Thürini5en den gleichen Antrag 
eingebracht haben wie, Sc1.chsen-Anhul t mit .. der Maßgabe, dass 
die bes chlatnahmt en Gegenstände sola!]be .L!,it;ent um des Besitzers 
bleiben, solange die finahzielle Lage ungeklärt.ist. Berichtet 
von einer Sm.mm.lung, die seitens der Schulju6end mit gutem 
Erfolg dur chgeführt wurde. 
Jaroni stellt, nuchäem in grossen Zü6en aufgeze iGt worden is t, 
in weicher Form der· vorläufige Lastenaus glei eh sich vollziehen 
soll, Antrag auf Schluss d.er Debatte. 
Es wird zusammenfacsend festgestellt, dass ein Lastenausgleich, 
und zwar ein freiwilliger evtl. unter Zugrundelegung der Bay­
rischen Resolution v erla nr,t ':'1i rd. 
Schmidt schlägt vor, dass Bayern-das Gesetz allen zugängig 
macht, damit sämtliche Ve rtreter es in ihrem Lande in Vorschlag 
bringen können. 
Neumann richtet die Aufforderung an die Versammlu�, in einer 
Entschiiessung an den Kontrollrat heranzutreten, dass die Ost­
grenze n  m it Vernunft gezogen werden, d.h., dass das Gebiet, das 
uns von Nutzen ist, zurückgegeben wiru.
Hier handelt es sich um ein Problem, das ausserhalb der Ges chäf to" 
ordnung steht. 
Butterhoff weist diesbezüglich auf die Köni5steiner Ent schliessung 
Eln. 

Lundt führt aus, dass er den Auftrag habe, einen Antrag einzu­
rei-chen zwecks Bildung eines Hilfswerks der JUNGEN UNION 
Deutschlandf:3 und bittet , über den Vorschlag zu diskutieren . 
Jaroni (zur Geschäftsor dnung). Wenn einwichti: ges Problem, das 
ausserhalb_ der Ges chäftsordnunG steht, b,erührt wird, glaubt _er, 
dass es seitens der JUNGEN UNION notwe ndig ist, dazu �eso ndert 
Stellung zu nehmen und bittet um Abänderung der Geschäftsordnung� 
Lorenz weist darauf hin, dass die JUNGE UNION in Königsstein eine 
entsprechende EntSchliessung ·gefasst hat, die in de n_ meisten 
Zeitung en veröffentlicht worden ist. Schlägt vor, dass diese Ent 
schliessung nadh Rückgabe gleich wieder best ätigt wird und an 
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den Kontrollrat geht. 
Sagner führt aus, dass die JUNGE UNION nicht die Auf�abe irgend,­
einer Jugendorganisation hat a In der Ostzone würde man in Konflikt 
kommen mit Jugendorganisation und Unionshilfswerk. Hä+te elne 
Beschränkung_ ·�mf das gesamte Hilfswerk filr erforderli:bh. 

. 
/" 

, 

Skibowski. Hilfswerke, wenn sie nötig sind. Schlägt Patenschaft 
vor. (Auch die JUNGE UNION ist das Gewissen der Partei). 
Hiller (Sachsen-Anhalt) führt aus, dass die Schaffung eines 
Jugendhilfswerks örtlich verschieden ist. So gibt es in der Os t;­
zone das tNerk der Jugend„ 
Schmid� gibt Kenntnis von den Schwierigkeiten, auf diesie 
gest os sen ·sind. . . 
Lundt (Bremen): Wenn es möglich ist, ein Hilfswerk der JlJ.NGEN 
UNIOR zu schaffen, so regt er8%!.nen 'Gesetzesantrag vorzubereiten 
"Schaffung eines Jugendhilf swerkes". Es wäre für sie in Bremen 
wesentlich zu wissen, um darauf him�eisen zu können, dass in 
Ba:yern, Hessen ein Jugend hilfswerksgesetz der CDU. in Vor­
schlag bzw. durchGefJhrt wurde. 
Becker regt· an, -auf den Antrag aus Bremen,einzugehen, weist -aber darauf hin� dass wieder einmal eine Uegensätzlichkeit da-
durch entstehen könnte, dass einmal die,.,liUNGE UNION und zum 
anderen die alte Union etwas aufzieht. 0qhlägt vor, kein eigenes 
Hilfswerk der JUNGEN UNION zu gründen, sondern die JUNGE UNION 
soll hineingehen in das_Hilfswerk der älteren Parteifreunde. 
Jaroni spricht gegen ein· Unionshilfswerk u nd �egen ·ein JLigend-
4iif swerk. B�gründung: Wir sind eine politische Pa�ei und als 
solche haben wir politische Auf gaben z,u lösen . Die .E ord erung des 
Lastenausgleichs geht weit· über qie Prbleme h.ii.naus. Das Unions­
hilfswerk müsste eine Körperschaft des öffentlichen Bechts 
werden. Materielle Bedürfnis se kön,nen nicht befriedigt werden, 
wei 1 nichts da ist. 
Dr. Kretzdorn: ier Vers uch, bei uns einen Sozialau sschuss zu 
gru@en, wurde von der Niilit ärregierung nicht genehmigt •. _Man 
ging daher zur prak tischen Arbeit uber. bchaffung einer Küche, 
Holzaktion, Torfaktion. 
Lorenz regt Gründung eines Fonds an, der darauf verwandt wird, ,.a Jugendliche 'in Arbeitsstellen zu bringen. - Hält caritative 'tlll' 
und politische Arbeit der JUNGEN UNION auf die Dauer nicht 
für durchführbar. 

•' 

Saftner vertritt den Stand punlt, dass die JUNGE UNION es als vo.r­
ne7im ste Aufgabe ansehen müs se:;i Hilf'e zur 'l'at werden zu lassen. 
Dr. Six beantragt Schluss der Debatte und stellt den Antrag ?
dass die JUNGE UNION sich darüber einig ist, d ass eine 
poli ti seh e Partei a uch praktische Hilfe leisten m uss. 
Als Ergänzung; wird hinzugefügt, die Anreg�ng der Freunde aus 
Bayern an 1. Stelle durchzuführen, einen ilferuf an die Alliierte 

· Kommandan tur zu richten.
Antrag wird gegen eine Stim.'ll.enthaltu.ng angenommen.
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Weitere praktisch e Vorschläge zum N.0tprogramm. 
J aroni sieht in dem Abriss von. Kasernen wertvolien Wohnre.um 
ve�iorengehen. · · ,
Neumann regt Einbringung eines Antrages �n, ·-·1N0n�ch: die K,-sernen 
zu llietwohnungen umgebaut werden sollten .- · 
Bs wird eingeworfen, dass e� unnötig i-st, sieh dami't . zu befassen, 
Jaroni hält den Antrag aufrecht. · .: 
Wenski (Mecklbg,) berichtet, dass sie ib Mecklenburg ange-
regt fritten, die Kasernen d adurch u,m.zugestalten, d.h. das 
••ttasernenmässige" umzugestalten, imen1 aus den einzelnen B1ocks
einige Teile herausgesprengt wurden, um somit zu erreichen,
dasslinzelhäuser entsteh�.

Allgemein wird die Meinung vertreten, den Antrag auf Ein­
richtung der Kasernen zu Mietswohnungen zu befürworten. 
Praktische Vorschläge werden nicht weiter gemacht .• 

Zur Fr age des Notprogramms wurde vol'6eschlagen, die Produktions­
gernei ns chaften mehr auszubauen. Es ware eine soziale Grundlage
gesich ert und vielen Menschen Arbeit· gegeben. 
Ja-oni verv,,eist a.uf eine Pressenibtiz, woru;rch· die sowJetische 
lmministration Schrott angefordert hat. Auc h hier mussten 
schleunigst Maßnahmen ergriffen werden •. Sammlung der herumlie­
genden Sach en zwecks Herstellung von Wirtschaftsartikeln und 
landwirtschaftlichen Geräten e,tc. Es gibt au.srei'chend Zimmer­
thermometer, aber keine• Fiebertherm.ometer·e tc. 
Seibert spricht zur Ernähru ngslage. Die·�Qli�f�ru� der Produkte
ist von der Militärregierung festgelegt. Die Verantwortu� 
hierfür müs.ste deutschen Stellen· üb�rgeben werden, um eine 
ausreichende Übersicht zu bek ommen. 
Es wird eingeworfen, das.s e-s sich hier um ein Sonderproblem 
der Ostzone handele, in den anderen Zonen sei es a�ders gereg•lt.

Jaroni I Wenn es sieh hier um ein spezielle� Problem de·r Ostzone 
handelt und wir uns dadurch die Tatsache entgehen 18.asen, uns 
gegenseitig zu helfen, so bin ich dafür, hier eine Reaolu�ion 
zu f aasen. · · 

Zur Frage der Bodenreform. 
Lemkei Hier ist dem einzelnen Menschen eine gewisse Selbständig­
keit zu geben, d urch Selbständißkeit den Bauern helfen. 
Butterhoff betrachtet es als verfehlt, .hier .zu einer rasc_hen 
Ent sohi!essux:g zt.i kommen. Eine ·vernünftig� Bodenreform. aus­
sprechen und Durchfµhr une; durch deu�sche °tellen fordem. Alle 
wei te'ren Det-aills müssen den Gegebenehei ten der Linder über-
lassen bl eiben. · · 

Dufussa 'Es geht aarum, die Hungerlcrlse zu überwind•• Jede 
grundlegende Agrarreform hs.t e�nen wese$11ch•� Rückgang zur 
Folge. 
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Die Herren Jak ob Kaiser und Ernst Lem.mer werd en begrü sst. 
Der Antrag in der Frage der Bodenreform. Cbekannf) wird ein­
stimr:i.ig angenomme n. 

·Zur Frage der Gewerkschc.ften.,
H&.nsemann: Die Gewerkschaften solle n mitbestimme nd werden im 
wirtschaftlichen ßektor. 
Sie sind die stärkste Gesellschaftsform , d_ie vor:qanaen ist. 
Es wird sich mit der Zeit ergeben, dass allch di e liew erkschaften 
sich in ae·n politischen Raum hin eins.chi eben und best immend 
werden. Bedenverlierung im Osten mehr als in der Westzone. 
Die in-telektuelle Welt ist nicht gewillt, vitale Interessen 
zu vertreten. Diese Interessen werden im gewerkschaftlich en 
Raum verarbeitete 

Jakob Kci.i ser richtet ausserhalb der Tagesordnung e inige 
Worte an die JUNGE UNION 1 

• 

...... 
r 
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Sitzung vom 1. Juni 1947 10.oo Uhr
- - - ..:.. 

Am Samstag,dem 31. Mai 1947 wurde beschlossen, die Tagung a� Sonn� 
tag, dem 1. Juni 1947 fortzusetzen. Beginn der Sitzung 10.efo Uhr. 
Mit Absprache des Präsidiums war Fred S a g n e r mit dem Vo.rsitz. 
betraut worden. 
Sagner: ich stelle fest, dass die-Versammlung nicht beschlussfähig 

ist. 
. . 

Six: ich beantrage, die Beschlussfähig�eit der Versammlung zu
erklären. - ' 

Six: 

Bock: 

Six: 

Die se.r :Beschluss wird von der Versammlung m.i t 1 Stimme 
da�egen, an·genommen. 
ich bitte Herrn Dr •. Bock um Au.:fklärung, in 'wessen Auftrage 
er in �einer Rede in der Taberna über den ehr istlichen. Sozia,r� 
lismus gespro9hen hat; ob er die Gesamtmeinung der J QU. oder 
nur seine eigene Meinun� vertreten hat. 
Man hatt.e sich geeinigt-, 1 dass man das ·wort gebrauchen könne, 
zweitens waren wir in Berlin und hier hat Herr Kaiser selbst 
die Linie des christlichen Sozialismus gez�ichnet und immer' 
in diesem Sinne gesprochen. Ich habe keine ·Bedenken gehabt 
und'habe mit Bedacht darüber gesprochen. 

' . 

Falls Herr Dr. Bock zum Ausdruck bringen wollte, dass es sein 
persönli.cher Standpunkt war, möchte ich diesen Punkt fallen. 
lassen. 

Bock: es war mein persönlicher Wunsch. 
Six: ich halte fest, dass es der persönliche Standpunkt des Herrn 

Dr. Bock war un.d bit'te zur Tagesordnung üb�rzuge};len. 
Frl. 

. � 
Deventer: ich gebe bekannt, dass Resolutionen vom Jugendausschuss 

nicht vorliegen� 
Wolfgang Seibert gibt die Ergebnisse des Organisations-Ausschusses 
bekannt: 
.Im Org�isations-Ausschuss haben sich die Teiln�hmer dafür ausgespro­
chen, dass in jedem Quartal ein Rundschreib,en zum Außtausch ·von Nacb.­
ri�hten über Veränderungen in den Vorständen, Sekretariaten, über 
Mitgliedstärke usw. ausgegeben werden s�Jl. Ferner beabsichtigen die 
Landessekretäre, sich vor der nächsten Wl.gung noch einmal persönlich 
au·szuspr_echen zur Klärung organisatorischer Fragen innerhalb der J „u„ 
Der Qrganisations=Ausschuss legt ferner 3 Entschliessungen zur Di�"" 
kussion vor. Die eine Entschliessung ist für die Arbeitsgemeinschaft 
CDSU bestimmt, während die beiden anderen nur zur Abstimmung für das 
Plenum bestimmt sind. 
1. Die.Arbeitseisemeinschaft CDSU hat in ihren Satzungen die Errichtung

eines Jugend-Ausschusses festgelegt. Wir_kounten uns nicht darüber
klar werden� ob der J�gendausschuss das Spr�chrohr der jüngeren
CDU=Mi.tglieder oder ob dort' •die Fragen der Jugendfürsorge- Ulld
�erzieh1mg, also Jugendfragen behandelt werden sollen •

. Wir sind der !lteinung, q.ass der Jugendausschuss· das Sprachrohr 
der �üngeren Mitglieder der CDU sein soll. und schlagen deshalb 
seine Umbenennung in Arbeitskreis JUNGE l!JNION vor. Weiter· sind 
wir der Meinung, dass die .Arbeitsgemeinsehaft etwas langsam:. ar­
beitet und wir nicht hoffen dürfen, dass in absehbarer Zeit der 
Arbeitskreis JUNGE UNION konstituiert wird. Wir wollen aber,dass 
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die JUNGE UN10N auch über d�e Tagung hinaus ein Gremium hat, 
das ihre Interessen wahrnimmt. -We:ter wollen wir vermeidep� 
dass zur vorberei tung d.e.r nächsten Tagung ein besonderes Gre-, 
mi.t;im gewählt wird. De.I' Organisationo=.Auss'chuss . schlägt daher 
vor, bis zur Konstituierung des Jugend�usschusses innerhalb 
der Arbeitf:!gemeinschaft einen neunköpfigen Ausschuss zu wählen, 
der die Interessen ·der J .u. wahrnimmt. Fe:r:ner schlägt der Orga= 
nisations=Ausschuss vor, die nächste Tagung der J.U. im Oktober 
d.Js. an einem noch zu bes·timmenden Ort durchzuführen„ Dieser
Vorschlag ist nicht einstimmig gefasst worden. Hier stand zur
Debatte, ob wir uns im Okto'ber oder im März n.Js ... treffen
sollen.

uafhues: ich möchte mich gegen den Vorschlag regelmässiger Z,;_sammen-, , 
kün.fte der Landessekretäre aussprechen. Organisatorische 
Fragen sind von grösster Bedeutung� Verantwortlich können 
derartige Fragen nur durch di.e Vorsitzenden der Landesver-
bände behandelt werden. 

Sa1omon� Es ist j.a selbstverständlich, dass die Landessekretäre nie- &mals beschlussfähig siJ:;ld. •
Sagner: Es liegt vorerst eine Empfehlung de's Organisat'ions=Ausschus­

ses vor:. 
1. zu einem quartalsmässigen Informations-Austatlsoh der J.U.
2. eine Empfehlung für eine Vorbesprechung v&r dem nächsten

zusammentreten der J�U.
3. liegt �in Antrag vor:

1.. über die Namensänderung in der Arbeitsgemeinschaft,
2. Schaffung eines besonderen Auaschu.sses.
3. Zeit- und Ort=Bestimmung der nächsten Tagu.n.g •.

Sagner; i.ch stelle Einmü.tigkeit betr. Informations=Austausch fest .. · 
Dufhues: ich· wiederhole meine Be�nken gegen •ein zusammentre.ffen der 

Landessekretäre•� 
Finger: Es handelt sich hierbei nicht um einen.Organisations-Aus­

schuss, sondern um einen Gedankenaus-tausch ü.ber die organi­
satorischen Einrichtungen bei den einzelnen Sekretariaten 
der J .u. in d1e.h Landesverbänden. 

Six: 
1 

Wir sind uns darüber klar, die Führung der Politik ist nicht 
Sache der Landessekretäre. Wir sind uns zweitens darüber 
einig; dass die Landßßsekretäre zusammenkommen können, so 
'oft sie wollen um Organisationsfragen zu behandeln. ·roh 
wü.rde vorschlagen, das Treffen ist ein inof.fizielles Zu.sam= 
menkommen der Landessekretäre d�r J.u.

Sagneri erhebt sich dageßen Widerspruch 
(Widerspruch erhebt sich nicht) 

Sagner� icµ gebe,hiermit bekannt, dass Frl. Deventer ihren Antrag· 
auf Diskussion aber den Christlich=Demokratischen Hochschul= 
ring zurückstellt.

Wir kommen dann zum nächsten Antrag auf' Umänderung des Na­
mens ttJugendausschuss" in Arbeitskreis der J.u.
ich glaube, wir sind in d�esem Punkte durchaus einverstanden& 

Die Versamml�g erklärt sich mit der Umänderung � 
einverstanden. 

Du.fb.1J.es: ich bitte um Feststellung, dass sich dieser Ausschuss auch 
mit allen Fi•agen der Jugend befas'sen �ird� =3= 

I 
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Dagegen erhebt sich Widerspruch und es wird vorgeschlagen, 
die Kompetenz für die Behandlung von Jugendfragen mit der 
Arbeitsgemeinschaft fe stzvJ.egen. 

Punkt 3/2 befasst sich 'mit der Wahl e i11es net1x1köpfige11 AussclLuss�s: 
Six: im Grunde sind wir u.ns aµch hier. wieder ei�ig &
Nach längerer Diskussion werden folgende 9.Delegierte für den Aus-
schuss vorgeschlagen:. 
für Rheinland-Westfalen ,Niedersachsen .... Sc11leswig D.r .,.Sµ, Wage.ner 
.für die 01stzone/Berlin Sagne:r, Dr $Bock, Lorenz. 
für Süd-Württbg.-Baden Ziegler 
für Pfalz, Blettner 
für Bord-Württbg .,-Haden ✓ Huber, Butterhof e
Dufhues: 

• 

ich würde es sehr begrüssen, wenn eine Dame im 4usschuss 
vertreten wäre. Ich schlage deshalb FrloDovifa't/Berlin yor' . 

-
Luster.l• Die Länder der Ostzone und Berlin v·erble iben · auf ihrem bis­

herigen Vorschlag. 
Gleichauf:-. ich möchte den Vorsc.nlag machen s- dass der' Vertre·ter der 

französischen Zone evtl„ d;uroh ei..nen Vertreter . vertreten 
werden kann. 

S ix: ich stimme in die seru Ausnahmefall zur� 
Ziegler: als Vertreter der französischen Z(?ne bChJ,age ich Het•rr1 

K.rezdorn vor. 
Jä.ger: grundsätzlich muss jeder Kommen - is't, er verhindert, so 

kann er einen Vertreter schicken 
Widerspruch erhebt sich h.ergegen nicht= der 
Vorschlag ist angenommen. 

Seibe.r-t: der Organisations-Ausschuss schlägt der Tagung v-o.r: n1e 
nächste Tagung der J .u„ findet im Sep�ember/Ok.tobe,r in 
den Landesverbände:Q. Hamburg-Schleswig/Hols�ein statt,.. 

Sagner: ich stelle den Antrag: Sind Widersprüche gegen den neun­
köpfigen Ausschuss: 
ich stelle fest, das idt nicht der Fall, dann sind diese 
9 Personen' in den Ausschuss gewählt. 

Sagner: sind Wortmeldungen zu dem Vorschlag von Herrn Seibe.t•t! 
· • Neutzler: ich halte Hamburg-Schleswig/Holstein nicht für ,geeigr.iet,da,

die Iage verkehrsmässig nichtzentral genug ist e
Seibert: 

Luster: 

Klauck: 

wagenert 

Die. Landessekretäre waren der Meinung• dass die nu.r•nh!ührung 
einer Tagung nicht allen tandesve.rbänden möglich st�in dürf­
-teJ die Landessekretäre Hamburg-Schleswig/Holstein waren · 
der Meinung, dass sie zur. Durchführung in der Lage wären„ 
ich möchte die Versammlung fragen, ob_wir Zeit und Ort 
schon festleg�n wollen. 
Als Zeitpunkt war in Aussichii genommen = keinesfalls im 
Winter - im Hinblick au.f die Moskau.er. Konferenz hatte sich 
der Ausschuss geeinigt, noch 5.n diesem Jahr zu tagen. 
Es muss berü.cksichtigt werde.a, dass evtl„ im nächsten Früh"-' 
ja.hr Wahlen sind. ' . , 
Wir haben bestimmt im Oktober Nachwahlen und ich schlage 
daher einen Monat früher als Tagungstermin vor. =4= 
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Skibowski: ich weiss nicht, ob ein früherer Zeitpunkt angebracht 

Sagner: 
wäreo 

I 

ich bringe den Antrag zur Abstimmung j ob in diesem Jahr 
oder im nächsten Jahr- die nächste Tagung stattfinden solle 

1 Der Antrag, dass die nächste Tagung noch in diesem Jahr stattfinden 

/ 

soll,wird 

Sagner: 

Du.fhues: 

·bei 1 Stimme dagegen �d
6 Stimmenthaltungen angenommen. 

Es ist somit Beschluss, die nurchfü.hrung der nächsten 
Tagung den La�desverbänd.ed Hamburg-Schleswig/Holstein 
zu überlassen0

W�r haben in unseren Entschliessungen bisher nicht an
unsere Kriegsgefangenen gedacht„ Ich bitte, in einer Ent= 
schli�ssu.ng den Gedanken zum Ausdruck zu bringen, dass 
wir ihre· baldige Rückkehr verlan1gen 

Prof. novifat ergreift zu kurzen Schlussausführungen das Wort: 
• 

••• Ich übermittele Ihnen 'hiermit die Grüsse von Jakob Kaiser, dem 
es durch Verhandlungen" mit den Besatzungsmächten nicht m�gl'ich war ,,, 
hierher zu kommen und sich einen ttberblick über die Tagung zu ver= 

., 

schaffen. 
�., •• Ich danke Ihnen als Angehöriger der alten Generation für den 
Schwung, der auf Ihrer Tagung herrschte. Kritik zu üben, liegt mir 
völlig fern, doch würde icµ �ich freuen, wenn bei der nächsten Ta­
gung die Zusammensetzung etwas mehr auch nach der Seite der Arbei­
ter, Angestellten und Bauern getroff"Sn würde • ••• Noch eine .Bitte: 
Wir wollen uns davor hüten 9 dass in unseren Reihen um Begriffe 
spannungen entstehen die verbittern .. .  ., • ,. " Wir. scheiden von hier 
mit dem festen Bewusstsein, dass der grosse Gedanke der Union in 
Händen liegt, die in wachsender Weise bereit und fähig sind,, ,sie 
einer n�uen Zukunft entgegen zu führen • 

Sagner: ich danke Herrn Prof. Dovifat für seine Ausführungen� Ich 

-

· · habe die Spannungen als nicht so schwerwiegend empfunden ,als� -daa sie nicht von uns überwunden werden könnten.

Ich möchte mit diesen Worten somit die Tagung schliessen 
, und nochmals den Delegierten meinen herzlichen Dank für ihr Er-

scheinen aussprechen. 
· · 

.Sixt machte. s,ich zum Sprecher der Versammlung und dankte den 
Berliner Freunden für die gute Vorbereitung und Durchführung 
der Tagung. 

/ 

_, 
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Die i1at;;unt;; der JUNGEN UNION wurde heute um 10,oo Uhr im Restaurant 
Borchert eröffnet. 
Peter L o r e n z • Leittn· des �rbeits4rei'ses der JUNGEN UNION 
Burlin, begrilßste die Vertreter der Hauptgeschäftsstelle• des
Ltmdesverbandes Berlin der Christlich-Demokratischen Union und 
die 1.reilne·hmer, die aus allen 'Feilen Deutschll.inds erschienen sind� 
um das gemeins�me Wollen der JUNGEN UNION zu erarbeiten. 

. I 

Der ·erste Vvrsi tzende des .Landesverbandes .tierlin, Dr. Walter, 
Sch r e i b e r, gab seiner Freude darüber Ausdruck, dass die 
�UNGE UNION sich gerade in der Stadt zusalll!Ilengefunden hätte, die 
nchon iu::-.'.ler di e Vencör�,erung des deutschen Einhai tsgedankens ge­
wesen sei, da hier Menschen aus alle n äeutschen Gauen zust1mmen­
st,römt n, um 5emeinsam zu leben uß:l zu arbeiten, 
Im gleichen Sinne b.egrüsstu Dr. lt" r i e d e n a b u ·r g , ötellve1� 
tretender Oberbürt;errnei st'er von HerU.n im Uumen des MagistratR• 
Sr sa.h in ihr.er Anwesenheit in ßerlin eine Unteratützulli$. der 0tadt ,
die in schwerem Existe.nzk&.!upf LL.1(1 iu1.. ,_1i1ttel;m11.k'L der Kfaf·te l,lnd . ·
ßtröme deutschen Lebens steht und eine geschichtliche erantwort ung • 
für das gesamtdeutsche Schicksal tri�t;t. Die ältere Generation 
schaue mit Sehnsucht auf des, was 6 ie _ J·uLend tut und warte darauf, 
dass sie aus IHeen em in .cie noue Verantwortung hiQeinwa.chse. 

"1�ie Urüsse von• Jakob K t• l :..; e. r und 1:!.rnst L e m m •e r , die sich 
z .zt.inllannover aufbütun, um dus Uei;prüch um die na.tiQnale He­
prüsentution wieder- uufzunehmen, überbrachte der 2„ Vorsitzende 
des Landosve1•band es Eei·lin der CDU., Herr· µr. K r o n e • Er 
w�.nschte der JUNGEN lJNION, dass sie "1Uf Uu:er 'iagung in Freim11t 
und Offenheit zueinunaer finden und,getrat,en von der Verantwortung 
für unser, Volk, der Wille zur i1n1gkei t wachsen möge. 

--· -----··----· -- ----­

. 

Berlin, den 29 �Mai 194? 

Im lfo.rnuckh&.us wurden c;aster·n nacümittat; die Delegierten der hr­
bei tstac;unc; der JUtlGE!� UNION De1.1tuchlands von führenden Persönlich­
keiten der c..mer·.i.kani.schcn ,�1iJ.i..tär•ret;ierunr; und ihren Damen empfan­
gen Mit l1•cudH begrU.1,s�eu die Gäste aus allen Zonen .Deutschlands 
Bot sch•·.ftor ,,1r, ,;lurphy, äcn: l1 rusen aus. dum Krci.se der JUNGEN 1UNION 
beantwortete. 

·-r:r aprach von dem V�rt1•c..J.1en, dass die amei'ilcanlsch� Hat;ierung in
die deutsche Jubend setze,, die in de� Zukunft die er�twortung 
liber-nehmen müsse, Es sei Zeit, dass Ueutschla.nd aut den richtigen 
:,';e5 -kom,:ie, · doch zei e;e sich schon, dass die ei�escblagene Rioht ung 
6ut sei. Ein wirtschaftlich.er Aufachwilng könne nur sehJ:' la.ngsapn e�_ 
falten, denn man dürfe nicht vergessen , daa·s dieser Krieg grössere 
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Verluste und Zer�törungen in allen Ländem hervo�gerufen hätte als 
z.B. der erste Weltkr ieg.
Botschafter Murphy glaubt, dass der freie Austausch von Presseer­
zeugnissen , wie er auf der Mosk�uer Konferenz beschlossen sei, 
bald wirkaaa werde. Eine Verbesseru� der Publikationsmöglich­
keit�n und damit der Unterrichtung des deutschen Volkes sei a ller­
dings erst möglich, wenn die Papierproduktion gesteigert werqen 
könne. 

( 

Auf die Emährungsschwierlgke iten um die möglichen Folgen auf­
merksam. gemacht, äusserte !otschafter MurBhy, dass _er wüsste,
wie wichtig dieser Punkt sei . Täglich 155 Kalorien· seien die 
Grenze des Möglichen, Ziel wäre es, die Kaiorie nzahl zu erhöhen. 
Die Ausfuhr von· Lebensmitteln· aus den·· Yere.inigten Staaten nach 
Deutschlan d betrage monatlich 300 000 t. Man hoffe, -Und ein ent­
sprechendes Programm sei at1sgearbeitet, dass Deut.schland in etwa 
3 Jahren in der Lage. sein werde, die Lebensmitteleinfuhr selbst­
stämig zu bezahlen. -

I 

Abschluss-Kommunique der Arbeitstagung der 
JUNGEN UNION in Deutschland. 

Berlin, den l.�uni 194? 

Das Wollen der JUIDEN UNION 
Der JUNGEN UNION ist Politik Ausdruck des sittlichen Strebens der 
Menschen. Der chrlstliche Politiker bringt Denken und Leben in
Einklang. - , · 

- , 
. 

1. Untel' diesell Gesicht�unkt stellte die JUNGE UNION Deutschlands 
auf 'ihrer 2.-· T�ung in Berlin ihr gemeinsames Woll en. 
Eine Hauptaufgabe des deutschen Volkes ist die Pflege seiner Kultur. 
Kulturelle Weiterentwicklung ist nur möglich auf der Grundlage des 
Rechts in Deutschland und bei allen Völkern. Die JUNGE UNION 

· wünscht Fortfall aller a.Hemmnisse, die auch einer geistigen Ein.bei t
Deutschlands im, Wege stehen. /Darum bestrebt sie Abstimmu� der
Schul- und Bildungspläne&r einzelnen Länder und Austausph der
geistigen Güter und des geistigen Schaffens au ch mit dm.Auslande,
2. Das deutsche Volle steht am Ende seiner 1ebensmöglichkeit. Die
JUNGE UNION warnt vo r weiteren fruchtlosen Debatten und fordert

· die soziale Tat. Nur wirtschaftlich e Sofortmaßnahmen v'erhindem
eine Katastrophe.!n gesetzlich gebundenan Lastenausgleich, Mit­
bestimmung und Beteiligu� des Arbeitnehmers in der Wirtschaft
sieht sie wesentliche Punkte der.Soforthilfe. Jenseits von Kapi­
talismus und marxisti schem Sozialismus erstrebt d.ie JUNGE UNION

• eine grundl egende Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft, 'die
den Menschen in den Mittelpunkt des 'Wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen .Lebens stellt und ihn vor jeder Form der Ausbeutung
wu�.

, ,. Der Schwei-punkt der Tagung lag auf den �eratu.ngen über den
staatlichen Neuaufbau Deutschlands. Dabei wurde u.a. folgendes
bes$lossens
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"Die JUN8E UiH:J:� :fo�:c.1er·t ein m.m. :.us .:.,,eut t;cl:lt.nd uls (:er7'.ok:i.·._·;t:i. :..c.hen 
Bundesstaat. '-1.'r· ,_,er· üor �-�taatsG.:..i:.v�lt int drw Volk •. LL3 Gru:1d­
rechte der .:,-;8::::·son :nJssen ßee.;0:i jede i:cafheburl[; urid 1�ushöhlur:r; -
geschützt vmrcen. 1�ie r.;et.t-:.::ntc li.oehtspfl �E;e t1insc.hli0eslich 
deI' Arbei tsc;erichtsbc.rkei t muoD du.rch ur�abbE.ne;ige auf Lebens-
zeit berufene R:tchter &.u::,ceübt_ werden. JJu:rc.i.1 Hinzuziehung v0n 
Laienrichtern sollf:n Volk und !.techtspflc5e ·:.i.it einan�.er _vei:·bunden 
werd en. Die Geset zcebuns liei.:;t auErnchliesslich in der hc.nd c.er 
ge-i.vähl ten VoLcsvertreter. Sie \•,ird duI'ch z;,:ei Kammern, eine 
VoD:s- u,nd eine �änderk:1r,ni.or :•.,usseübt •. .uie Wahle n zu beiden 
Kannern' erfolr:;cn n4ch den Grundsätzen des- unei:ngesch!'.iinkten 
¼ehrheitswahlrechtes. 1-lur in diesem 1

1„ahlrecht erbliclt:t die 
Jl1iiG� UNION ci e Ge;:;•ö..hr. f;; :r- �i.n: von ,.rr""rc.ntwo:rtungsbewussten 
Pu.r•sörl-'l:ichkeit en · gat rabene .Ccmokrati e." 

4. In e.i,:ner besonderen E:!t r�chl.iessung drückt die JUNGE UNION
ihre Verbundenhei t. mit äen noch in :(ri. egs5ef.G.n5enscbaft labenden
Mä.nüerr.\ und ]'rauen aus. Gie bi t te·t die ii.lliiert en noch�mü s, ihre
Rückführung zu benchlcunigen. ·· 

Die 'l't:1GUI1B .sci.11out:. mit einer .�und..::;ebunt'.;, auf der Jakob Kaiser und 
Vertreter der JUNGEl.'il UlUON aus den Ländern S�)rachen. • 

' 

I 
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